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Dr. Rudolf Schmidt t 
Präsident des Bundesamtes tür zivilen Bevölkerungsschutz 

1958 - 1969 

Wiederum hat der zivile Bevölkerungsschutz den 
Tod eines verdienten Mannes zu beklagen . Aus 
einem arbeitsreichen, ganz dem öffentlichen 
Dienst zugewandten Leben ist Präsident Dr. Rudolf 
Schmidt am 9. März 1969 so plötzlich und so 
unerwartet abberufen worden , daß, wer mit ihm 
bis zuletzt zusammengearbeitet hat, es zunächst 
nicht zu glauben vermochte. Nur wenige Monate 
trennten ihn vom Abschiednehmen aus Amt und 
Beruf, und es will so scheinen, als habe ein vor­
sehendes Schicksal dem rastlos Tätigen die Jahre 
der Ruhe ais im Wesen fremd erachtet. 

Vornan in seinem leben stand, von der Erziehung, seiner Ausbildung und nicht zuletzt von seinem 
Wesen her, die Pflicht. Ob in jungen Jahren in richterlicher Tätigkeit in Berlin, ob wenig später im 
Reichsministerium des Innern und dann als Landrat im Mansfelder Seekreis , ob nach dem Kriege im 
Bundesministerium des Innern und in dem seine Laufbahn abschließenden Jahrzehnt - seit 1958 -
als Präsident des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz, stets hat ihm die Pflicht den Weg 
gewiesen. 

Seine amtliche Arbeit fand ihre Ergänzung in der Herausgabe maßgeblich gewordener Kommentare 
zum Bundes leistungsrecht und zum Landesbeschaffungsgesetz. Seine soziale Verpflichtung bewies er 
in langjähriger Mitarbeit im Deutschen Verein für öffentl iche und private Fürsorge. Nicht übergangen 
sei eine religiöse Bindung, die er durch Mitarbeit im Internationalen Comite zur Verteidigung der christ­
iichen Kultur bestätigte und in dessen deutscher Sektion er zum Kuratorium zählte. 

Ungeachtet dieser breiten Basis und ungebrochener Schaffenskraft waren es schwere Aufgaben , die ihn 
mit der Errichtung und dem Aufbau des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz erwarteten. Da galt 
es zunächst die in dieses Amt eingebrachten Elemente, hier die Bundesanstalt für zivilen Luftschutz, 
da das Technische Hilfswerk, dort den Luftschutzwarndienst , zu einer Behörde zusammenzufassen 
ohne bereits Erreichtes damit in Frage zu stellen . ' 

Hinzugekommen waren der Aufbau des Luftschutzhilfsdienstes, der wie das Technische Hilfswerk al s 
Freiwilligenverband zu organisieren war, und eine Mehrzahl von Aufgaben aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums des Innern zur zivi len Notstandsplanung. Ein Viei an einzelnen und zueinander 
heterogenen Aufgabenkomplexen war zu ordnen , war zu beleben und auszurichten auf das eine Ge­
samtziel , den Zivilschutz als Mitträger der Landesverteidigung, nicht in addiertem Nebeneinander seiner 
Elemente, sondern in einem Miteinander in funktional bestimmter Gruppierung. Da standen sich Grund­
sätze des öffentlichen Dienstes und die Freiwill igkeit der Helfer gegenüber, dort die Prinzipien des 
Verwaltens und des Führens. Schließlich waren für die techn isch-wissenschaftlichen Aufgaben der zi­
vilen Verteidigung dem Zweck angemessene und wirtschaftlich vertretbare Lösungen zu finden das 
a:les vor den Augen einer fordernden , einer krit ischen und oft zweifelnden Öffentlichkeit. ' 

Mit Mut und Beharrlichkeit, ja mit Härte und einer ihm oft eigenen Unnachgiebigkeit ist Rudolf Schmidt 
an diese Aufgaben herangegangen . Daß ihm der durchschlagende Erfolg versagt blieb , ist nicht ihm 
anzulasten . Zivilschutz und zivile Verteidigung gehören nun einmal nicht, wie es ein amtlicher Nachruf 
allzu treffend zu m Ausdruck gebracht hat, zu den umworbenen Aufgaben dieser Ze it. 

Mit dem Ableben des ersten Präsidenten des Bundesamtes, so will es scheinen , dürfte auch ein erster 
Abschnitt des Zivilschutzes abgeschlossen sein . Vom neuen Konzept der Bunderegierung zur zivilen Ver­
teidigung her - ob es nun bei ihm bleibt oder ob es die bereits diskutierte und staatspolitisch gebotene 
Erweiterung erfahren wird , um die Leistungen und die für die militärische Verteid igung gebrachten 
Opfer durch einen glaubwürdigen Zivilschutz angemessen zu rechtfertigen , ist dafür unwesentlich _ 
von dorther werden auch die Aufgaben des Bundes amtes neu zu ordnen sein, von dorther wird auch 
seine Struktur durchgreifend bee influßt werden. Die Lücke, die der Tod des Präsidenten Dr. Rudolf 
Schmidt hier hinterlassen hat, sollte darum so rasch wie möglich geschlossen werden . 

Des ehrenden Gedenkens aller, mit denen er auf dem Wege zu einem staatspolitisch und staatsbür­
gerlich so hohen und bedeutsamen Ziel zusammengearbeitet hat und zu denen sich auch Herausgeber 
und Mitarbeiter dieser Zeitschrift rechnen, dessen kann der Verstorbene sicher sein. 

~ __ ~~~~~e ______ I ______________________ ~ 
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VOIMALS ZIVILEI LUFTSCHUTZ 

UND IAULICHEI LUFTSCHUTZ 

Der bauliche Zivilschutz im "Bericht der Bundesregierung" 

Die Bundesregierung hat am 20. Dezember 1968 dem 
Bundestag einen 

Be richt über das Konzept der zivilen Verte idigung und 
das Programm für di e Zei t bis 1972 

übersandt (Bundestagsdrucksache V /3638) . 

Im ersten Teil dieses Berichtes wird in knapper Form eine 
Übersicht über die Aufgaben und den Stand der Zivilver­
teidigungsmaßnahme n gegeben . 

Der zweite Teil erläutert das Programm für die Zeit bis 
1972. 

Am Schluß des Berichtes findet man verschiedene Tabel­
len , aus denen die Kosten des Programms zu ersehen 
sind . 

Was im Rahmen des Berichtes über den baulichen Zivi l­
schutz gesagt wird , ist recht bemerkenswert. Man hat aus 
weiten Kreisen der Bevölkerung seit 1966 immer wieder 
den Vorwurf gehört, Bundesregierung und Bundestag täten 
zu wenig für den Schutzraumbau. Obwohl die Gründe für 
den Aufschub eines Schutzraumbauprogramms, nämlich die 
finanzie lle Misere des BundeshaushaHs, der Allgemeinheit 
bekannt wa ren , fehlte bisher e ine klare Darstellung der 
Situation . Unte r " I. Vorbeugende Schutzmaßnahmen" führt 
der Bericht folgendes aus: 

, ... . Um die Verluste der Bevölkerung durch Kriegs­
einwirkungen VGn vornherein niedrig zu halLen, gibt 
es im wesentlichen zwei Maßnahmen: 

1. di e Me nschen a us den bedrohten Wohnorten in 
wen iger gefährdete Gebiete zu verbringen (Bevöl­
kerungsverlegungen) oder 

2. sie an ihren Wohnorten durch bauliche Vorkehrun-
gen zu sichern (Schutzbau) . 

Mit einer Kombin ation von Evakuierung und Schutz­
bau sind im Zweiten Weltkrieg Hunderttausende ge­
rettet worden. Dazu ist fes tzustellen: 

1. Bevölkerungsverlegungen sind zweckmäßig, wenn 
die Bevölkerung nach sicherer Verlegung einen 
gesdlützten Raum erreichen kann. Diese Voraus­
setzungen sind nicht mehr gegeben . .. 

2. Demg egenüber lassen sich durch Schutzbaumaßnah­
men di e Uberlebenschancen der Bevölkerung mehr 
als durch andere M aßna hmen vergrößern . 

Der Schutz erhöht sich mit dem Grad und dem Umfang 
der baulichen Vorkehrungen . Aber auch niedrigere 
Schutzgrade sind erfolgversprechend. Mindestforde­
rung ist e in Schutzraum, der allseits stabil und abge­
schlossen ist , möglichst unter der Erdoberfläche liegt, 
Schutz gegen B- und C-Kampfmittel, radioaktiven 
Niederschlag, herabstürzende Trümmer, Splitter und 
Brandeinwirkungen gewährt und für einen Aufenthalt 
bis zu 14 Tagen geeignet ist (Grundschutz) . Gegen 
einen Lufts toß schützt dieser Raum allerdings nur be­
grenzt. 

Schutzbauten sollten für die gesamte Bevölkerung in 
Stad t und Land vorhanden und schnell erreichbar sein. 
Sie sollte n m Wohnhäusern, Krankenhäusern, Schulen, 
Arbei tsstätten jeder Art, an Verkehrsballungspunkten 
und sonstigen Plätzen , an denen sich Menschen ge­
wöhnli ch aufhalten, zur Verfü gung stehen. 

Im übrigen besteht zwisd1en Schutzbau und Bevölke­
rungsbewegungen eine enge Beziehung; je mehr die 
Bevölkerung am Wohnort und Arbeitsplatz gesichert 
ist und diesem Schutz vertraut, um so eher wird sie 
davon absehen , ihr Heil in der Flucht zu suchen." 

Diese Erklärung wiederholt und bekräftigt damit die grund­
legenden Worte des Schutzbaugesetzes vom 9. September 
1965, ja sie geht in der Forderung , die gesamte Bevölkerung 
zu schützen, noch darüber hinaus. 

In Ziffer 6 wird noch kurz auf die "Unterstützung der Streit­
kräfte" eingegangen : 

,,6 . Der Unterslii tzung der Streitkräfte dienen - wenn 
auch vielfach nur mittelbar - nahezu all e Maßnahmen 
der zivi len Verteidigung. Selbst rein humanitäre Zivil­
schutzmaßnahmen, wie der Bau von Schutzräumen, 
haben die Nebenwirkung, daß damit die Durchführung 
der mili tär ischen Operationen erle ichtert und die 
Moral de r Truppe gestärkt wird ... " 

Eine sehr wicht ige Entscheidung , nämlich die Verteilung 
haushaltsmäßige r Schwerpunkte, wird in folgendem Ab­
schnitt fes tgel egt : 

"c. Festlegung von Prioritäten 

Eine wirksame Zivilverteidigung setzt gleichmäßige 
Vorbereitungen auf sämtlichen genannten Gebieten 
voraus. Erst wenn alle Einzelmaßnahmen ineinander­
greifen, können die Möglichkeiten zum Schutz der 
Bevölkerung und zu, Unterstützung der Streitkräfte 
in optimaler Weise genutzt werden. 

Solange aus ad ministrativen und finanziellen Gründen 
eine gleichzeitige Förderung aller Vorhaben nicht zu 
realis ieren ist, müssen Prioritäten gesetzt werden. Da­
bei muß den dringendsten Forderungen ebenso wie 
den hemmenden Umständen Rechnung getragen wer­
den . 

Bei der Programmierung müssen vor all em solche Vor­
kehrungen Vorrang erhalten, die unmittelbar und mit 
größter Wahrscheinlichkeit Leben und Gesundheit 
möglichst vieler Menschen sichern und ni cht in anderer 
Weise - insbesondere durch Improvisationen im 
Ernstfall - ersetzt werden können. Sonstige Maß­
nahmen, die den Schutz der Bevölkerung nicht un­
mittelbar erhöhen, müssen demgegenüber zurückge­
stellt werden. 

Für die weitere Differenzierung läßt sich sagen, daß 
diejenigen Maßnahmen der zivilen Verteidigung Vor­
rang genießen müssen, die Zeit beansprudlen. Bau­
maßnahmen sind also dringlicher als das Anlegen von 
Vorräten an Engpaßstoffen oder Geräten. Lang-
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fristige Maßnahmen müssen schne ller in Angriff ge­
nommen werden als solche, die sich kurzfristig durch­
führen lassen. Maßnahmen, die sich später nicht mehr 
nachholen lassen, sind solchen Maßnahmen vorzu­
ziehen, die auch nach 1972 verwirklicht oder gar im 
Erns tfall noch improvisiert nachgeholt werden können, 
Im zweiten Teil dieses Berichts wird unte rsucht, in 
welchem Umfang und in welcher W eise den Anfor­
derungen der zivilen Verteidigung im Planungszeit­
raum bis zum Jahre 1972 Rech nung getragen werden 
kann," 

Ohne Frage ist in der vergangenen Zeit nicht immer nach 
dem Grundsatz der Prioritäten gehandelt worden. Um so 
wichtiger ist, daß s ich nunmehr die finanzielien Entschei­
dungen danach richten werden . 

Der zweite Teil stellt das Programm für die Zeit bis 1972 
dar. Unter 

"A. Allgemeines 
I , Bisherige Entwicklung der zivilen Verteidigung" 

geht der Bericht von den ersten Maßnahmen der Zivilver­
teidigung aus, die 1956 nach der Suez-Krise als "Sofort­
programm" anliefen und die - durch das Fehlen einer 
Gesa mtkonzeption - zu "noch ungleichmäßigeren und un­
systematischeren Fortschritten" führten: 

"Die ungünstigen psychologischen Voraussetzungen in 
der Bundesrepublik und das Prinzip der Freiwilligkeit 
ließen dort, wo es auf die Mitwirkung der Bevölkerung 
ankommt, oft nur gerInge Fortschritte zu, Für manche 
Maßnahme!! fehlten die gesetzlichen Grundlagen. 

Die 1965 verabschiedeten Gesetze über den Schutzbau, 
das Zivilschutzkorps und den Selbstschutz, die e inen 
Wandel bnngen sollte n, wurden wegen der Finanz­
lage des Bundes außer Anwendung gesetzt; auch die 
im Mai 1968 verabsch iedeten Notstandsgesetze brach­
ten hierfür keinf?n Ersatz. 

So sind zwölf Jahre nach Verabschiedung des .. Sofort­
programms" wichtige Vorhaben, wie der Bau von 
Hausschutzräume n, noch immer nicht in Angriff ge­
nomlnen. 1l 

Es ist wirklich anzuerkennen , daß hier die historische Ent­
wicklung ohne Beschönigung, ganz sachlich dargestellt 
wird . 

Noch ein Satz dieses Abschnittes soll, weil sein Inhalt in 
der Öffentlichkeit oft diskutiert wird , aufgeführt werden: 

"Ohne einen gewissen Mindestbestand an Schutz­
räumen nützt der Warn- und Alarmdienst wenig oder 
gar nichts, ohne eine h inreichende Zahl von H elfern 
sind Ausrüstungsgegenstände totes Kapital." 

Unter der Überschrift 

"B, Das Programm im einzelnen 

I . Staatliche Maßnahmen 

werden die neuen Schwerpunkte des Schutzraumbaues aus­
führlich erörtert. 

,,1. Schulzbau 

Im ersten Teil dieses Berichts ist darge leg t worden, 
daß der Schutzbau die wichtigste Aufgabe der zivilen 
Verteidigung is t. Er erfordert aber auch einen hohen 
finanziellen Aufwand, Entsprechende Mittel stehen 
nicht zur Verfügung, Daher können im Planungsze it­
raum Maßnahmen zur Errichtung von Schutzräumen 
nur in bescheidenem Umfimg ergriffen werden , 

Schutzräume fehl en in Wohnge bäuden, in Arbeits- und 
Beherbergungsstätten, in Schulen und Krankenhäusern 
und für die Passanten auf den Straßen. Die Zahl der 
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vorhandenen Schutzpl ätze ist sehr gering, Im öffent­
lichen Schutzbau, d, h , im Bereich adm inistrative r, für 
die Allgemeinheit be~timmter Schutzbauten, sind nadl 
dem gegenwärtigen Stand etwa 60000 Schutzplätze 
wiederhergestellt oder neu geschaffen worden. Nicht 
bekannt ist, in weldlem Umfang und mit welcher 
Kapazitä t Schutzräume in Privathäusern entstanden 
sind, Ihre Zahl dürfte jedoch kaum nennenswert sein , 

Ein Schutzbauprogramm, das di ese für den Bevölke­
rungsschutz untragbare Lü cke allmählich sch li eßen 
sollte, könnte nur mit Hilfe einer gesetzlichen Bau­
pflicht durchgeführt w e rden, Das Schutzbaugesetz vom 
9, September 1965, dessen wesentliche Bestimmungen 
durch das Haushaltssicherungsgesetz vom 20, Dezem­
ber 1965 und das Finanzänderungsgesetz vom 21, De­
zember 1967 suspendiert worden sind, sah ei ne solche 
Verpflichtung fu r Neubauten vor. Die Bundesregie­
rung kann s ich gegenwärtig aber aus Gründen, die 
noch darzulegen sind, nicht entschließen, die Wieder­
einführung der Baupflicht vorzuschlagen. 

Statt dessen legt sie ein Programm vor, das te il s durch 
die Fortführung der administrativen Maßnahmen 
(Bunkerinstandsetzung, Mehrzweckbauten). teils -
und das ist neu - durch die Förderung der Eigen­
initiative der Bauherren die Errichtung von insgesamt 
rd, 180000 Schutzplätzen jährlich zum Ziel hat. Die 
BundesregIerung ist sich bewußt, daß damit nur e in 
Anfang gemacht wird. Der für den Personen-Schutzbau 
zur Verfügung stehende Plafond von nur knapp 70 
Millionen DM jährlich läßt weitergehende Zielsetzun­
gen jedoch nicht zu, Allein die Realisierung dieses 
Programms zwingt zum Verzicht auf andere wichtige 
Planungen oder bereits in der Durchführung begriffene 
Vorhaben; betroften davon sind alle Bereiche der 
zivilen Verteidigung. Ange5ichts de r zentralen Be­
deutung de~ Sdlutzbaus für die zivile und - darüber 
hinaus - auch für dIe militärische Verteidigung hält 
die Bundesregierung diese Verwendung der n och dis­
poniblen Mittel jedoch für unerläßlich. Selbst einen 
nur bescheidenen Anfang auf diesem Gebiet zieht sie 
dem noch weiteren Abwägen und Hinausschieben vor. 
Ohnehin sind allzu viele Jahre reger Bautätigkeit un­
genutzt verstrIchen, und die WohnungsbauwelJe nach 
dem Kriege hat Ihren Kulminationspunkt überschritten. 

Die Durchführung dieses Programms ist ohne spezial­
gesetzliche Grundlage möglich. Die Bundesregie rung 
wird dennoch zu gegebener Zeit de n Entwurf ei nes 
Gesetzes zur Änderung des Schutzbaugesetzes vor­
legen und alle dann für den Schutzbau gültigen Rege­
lungen zusammenfassen 

Eine Gesamtüber~icht übe r de n Einsatz de r für den 
Schutzbau vorgesehenen Mittel ergibt sich aus An­
Jage 3, Wege"l der lang fristi gen und teuren Projekte 
des Sdlutzbaues und de r Abhängigkeit von den Bau­
herren äußert sich hi e r mehr als in anderen Bereiche n 
jede Planungsänderung und selbs t eine bloße Un­
sicherheit über die Höhe der künftigen Mittel auf 
Jahre hinaus in Form eines rückläufigen Schutzzu­
wachses , Das gesteckte Ziel. 180000 Schutzplätze jähr­
lich neu einzurichten, kann nur be i einer kontinuier­
lichen Fortschreibung der Einzelansätze wie auch durch 
die Verfügbarkeit de r e inmal festg esetz ten Pl anungs­
zahlen erreich t werden; die res tlose Ausschöpfung der 
für die einzelnen Schutzbausparle n ei ngestellten Mittel 
muß ggf. durch haushaltstechnische Maßnahme n (Bin­
dungser mächt igungen , gegenseitige Deckungsfähigkeit) 
erleichtert werden 
Mit ihre m Programm verbindet d ie Bundesregierung 
im 'übrigen die Hoffnung, daß auch die Länder, die 



Der bauliche Zivilschutz Im "Bericht der Bundesregierung" 

Geme indeve rbände und nicht zule tzt die Gemeinden 
se lbst sich in jeder geeignet erscheinenden W eise 
darum be mühen werden, di e bestehenden Schutzbau­
lücken schließen zu helfen. 

a) Schu tzräume in Wohngebäuden 

Der Schutzraumbau in Wohngebäuden ist prinzipiell 
Ke rn j edes Schutzbauprogramms. Di e Bundesreg ie rung 
hat besonders e ingehend nach Mitte ln und W egen ge­
sucht , um mit de r Errichtung von Hausschutzräumen in 
möglichst brei ter Streuung beginnen zu können. 

(1) Wegen d s großen Nachholbedarfs an Schutzräumen 
in Wohngebäuden und de r fortlaufend hohen Zu­
wachsrate an solchen Gebäuden lag der Gedanke 
e in e r a ll gemeinen Schutzbaupflicht besonders nahe. 
Um die finanzi e llen Aufwendungen in Grenzen zu 
halten , ist die Bundesregierung be i ihren Uberle­
gungen von ei ner Beschränkung auf Schutzräume 
in Neubauten und auf solch e mit Grundschutz­
Qualität ausgegangen. Auf di e Forderung nach 
höheren Schutzgraden und auf Schutzräume in Alt­
bauten sollte zunächst verzichtet werden . 

Gleichwohl hat sich e rgeben , daß die Verwirk­
lichung selbst dieses begrenzten Pflichtprogramms 
zu jährlichen Ausgaben zwingen würde, die in den 
ers ten Jahren bis zu 1 265 Millionen DM und auch 
nach 1972 immer noch mehr als 1000 Millionen DM 
bet ragen würden. Solche Summen sind nicht aufzu­
bringen. Würde man Schutzräume nur in Drei- und 
Mehrfamilienhäusern vorschreiben und damit auf 
di e besonders teuren Schutzräume in Ein- und Zwei­
familienh äusern verzichten, hätte dies im Planungs­
zeitra um einen Kostenaufwand von zunächst mehr 
a ls 250 M illionen DM und in späteren Jahren von 
200 Mil li onen DM jährl ich zur Folge. Diese Sum­
men müsen a ls Mindestansätze gelten: Weiter­
ge hende Einschränkungen des Programms wären 
sach lich nicht vertretbar. Insbesondere verbietet 
s ich nach den Kriegsbildannahmen auch eine unter­
sch ied liche Behandlung von Stadt- und Landwoh­
nungen. 

Auch der Betrag von 250 Mi ll ionen DM ist aus dem 
Bundes haushalt be i einem Gesa mtp lafond der zivi­
len Verteidigung von jährli ch 432,4 Millionen DM 
nicht au fzubringen . Eine Entlastung wäre e rre ich­
bar, wenn nach dem Muster des Schutzbaugese tzes 
von 1965 di e Kosten des Schutzra umbaus ganz oder 
überwiegend den Bauherren auferlegt würden. 
Jenes Gesetz sah e inen Bundeszuschuß nur bei 
Neubauten im sozia len Wohnungsbau vor, und 
zwar in Höhe von 25 % der Kosten des Grund­
schutzes; für den übrigen, freifinanzierten Woh­
nungsbau sollten Zuschüsse nicht gegeben werden . 

Entsprechende Regelungen in einem künftigen 
Schutzbaugese tz hätten bei gle ichze itige r Begrün­
dung e iner Schutzbaupflicht in Drei- und Mehr­
fami li en häusern zur Folge , daß sich die Kosten für 
den Bau von Schutzräumen im freifinanzierten 
Wohnungsbau vo ll in der Mi e te nied erschlagen 
würden und auch beim sozia len Wohnungsbau nur 
zu e inem geringen Teil aufgefangen werden könn­
ten; in jedem Fall wären auch hier höhere Mie ten 
unverme idbar. Im sozialen Wohnungsbau würden 
die gesamten Baukosten um durchschnittlich 1,9 0

/ 0 

steigen; unter Berücksichtigung eines Bundeszu­
schusses von 25 % der Schutzraumkosten ent­
spräche dies einer Mi e te rhöhung von durchsdmitt­
li ch 4,43 DM je Wohnung. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß angesichts der aus anderen 

Zivilschutz Heft 3 69 

Gründen in Bewegung geratenen Mi e ten diese 
Kos ten s te ige rung unerwünscht ist. 

De r Ausweg einer zweckgebundenen Erhöhung des 
Plilfonds de r zivi len Verteidigung scheidet aus, 
wei l die notwendigen Beträge an anderer Ste ll e des 
Bundes haushalts nicht verfügbar gemacht werden 
können . 

Trotz Anerkennung der besonderen Dringlichkeit 
e ines möglichst umfassenden Baues von Hausschutz­
räumen muß die Bundes regi e rung im Hinblick auf 
die finanziell e Situation davon absehen, im gegen­
wärtigen Zeitpunkt dem Parlament die Einführung 
ei ner Schutzbaupflicht für W ohngebäude vorzu­
schlagen. 

(2) Unter di esen Umständen si nd andere Möglichkeiten 
u nte rsucht worden, um die Errichtung von Schutz­
bauten in Wohngebäuden zu fördern. 

Di e Bundesregierung glaubt, daß die Bereitstellung 
ei nes Fonds für Zuschüsse einen namhaften Pro­
zentsatz der Bauherren be i de r Errichtung neuer 
Wohngebäude dazu bestimme n könnte, freiwillig 
Schutzplätze einzuplanen. Die Kosten e ines einfach 
ausgestatteten Schutzraumes schwanken zwischen 
rund 200 DM je Schutzplatz in Häusern mit nah ezu 
100 Bewohnern und 850 DM in Einfamilienhäusern . 
Durchschnittlich müssen etwa 270 DM je SdlUtz­
platz veransch lagt werden. Bei der Gewährung 
e ines fes ten oder auch le icht gesta ffe lten Zuschusses 
von etwa 200 DM je Platz wird damit gerechne t, 
daß für e twa 10 0/ 0 aller Personen, für di e Neubau­
ten errichtet werden, von dem Angebot Gebrauch 
gemacht wird und Schutzplätze in entsprechender 
Zahl gebaut werden. Bei großen Wohnblocks 
so llte di e fast vollständige Erstattung der Mehr­
kosten a ls besonderer Anreiz empfunden werden, 
während bei der Errichtung klein er Häuser das 
persönliche Inte resse des Bauherrn - des künfti­
gen Hausbewohners - die Bereitschaft zur Uber­
nahm e des höheren Eigenanteils fördern dürfte. An 
der heute bereits bestehenden Möglichkeit, be i der 
Veranlagung zur Einkommensteuer e rhöhte Ab­
setzungen für Schutzräume in Anspruch zu nehmen, 
wird im übrigen festgehalten . 

Bei e iner etwa ab 1972 erwarteten Baurate von 
400000 Wohnungen würde jährlich für rund 1,3 
Millionen Menschen neuer Wohnraum geschaffen. 
Wenn sich die vorstehenden Schätzungen als richtig 
e rweise n, würden somit jährlich rund 130000 
Schutzplätze errichtet we rden. Für den staatlichen 
Zuschuß wären demgemäß 26 Millionen DM pro 
Jahr e rforderlich. 

Wieweit sich di e Erwartungen der Bundesreg ierung 
hinsichtlich der Aufnahme , die ihr Proj ekt bei den 
Bauherren finden wird, bestätigen, kann e rs t die 
Praxis lehren. Notfall s muß de r Zuschußbe trag von 
200 DM zur Förderung des Bauwillens etwas er­
höht oder - bei üb er Erwarten gutem Zuspruch -
auch mit dem Zie l e iner breiteren Wirksamkeit 
geringfügig gesenkt w erden. Der Betrag von jähr­
lich mindestens 26 Millionen DM soll möglichst 
ausgeschöpft werden. 

Die Zuschußgewährung ist ohn e eine gesetzliche 
Grundlage möglich , vergleichbar der Förderung der 
Instandsetzung und Modernisierung von Wohnge­
bä ud en. Di e Ge währung des Zuschusses ist e ine 
Ermessensentscheidung der Verwaltung, di e bei der 
Genehmigung des Bauantrages getroffen werden 
muß. 
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Die erforderlichen Richtlinien , de ren fachlich e 
Grundlage bereits e rarb eite t ist, werden bis Mitte 
1969 vorliegen . Gleichzeitig soll die Bevölkerung 
durch geeignete Informa tionsmittel auf die neuen 
Möglichkeiten hingewiesen werden. Dennoch muß 
damit gerechnet werden, daß sich der fre iwillige 
Schutzraumbau psychologisch erst noch durchse tzen 
muß. Der volle Ansatz des Zuschußbe trages von 
26 Millionen DM ist daher erst 1972 vorgesehen; 
in den Jahren davor werden 40 % bzw. 80 % hier­
von v eranschlagt. 

Gegenüber dem öffentlichen Schutzraumbau bietet 
de r freiwillige Schutzbau in Wohngebäuden insbe­
sondere folgende Vorteile: 

Schutzräume in Wohnungen sind in der Regel 
sdmelle r zu e rreichen als öffentliche Schutzbau­
ten. 

_ Schutzplätze in der gewohnten Umgebung der 
Familie mit dem Rückhalt der eigenen Vorräte 
und sonstigen Hilfsquellen des Hauses sowie der 
Nachbarschaftshilfe sind am ehesten geeignet, 
unüberl egte Fluchtbewegungen zu verhindern. 

_ Günst ige Verhältnisse von Aufwand und 
Nutzen: Schutzplä tze kosten durchschnittlich 
270 DM (gegenüber ca . 800 DM im öffentlichen 
Schutzbau) . 

- Durch den staatlichen Zuschuß werden zusätz­
liche private Mitte l mobilisiert, die in kle ine ren 
Häusern e in Mehrfaches des Zuschusses be tra­
gen . 

b) Schutzräume in anderen Gebäuden 

Aus den vorangegangenen Ausführungen ergibt sich, 
daß e in be fri edigendes und umfassendes Schutzbau­
programm gegenwärtig nicht in Angriff genommen 
werden kann. Die Mittel, die v erfügbar sind, sollten 
nicht im Sinne einer Doppelsicherung verwandt wer­
den. Eine staa tlich e Förderung des Schutzraumbaus in 
Arbeitsstätten, Schulen und ähnlichen Einrichtungen 
muß daher zurü ckges tellt bl e iben. Eine Ausnahme ist 
nur für Krankenhäuser vorgesehen. 

Die Schutzplatzkosten in Krankenhäusern sind 
auch bei Beschränkung auf Grundschutz mit etwa 
2000 DM besonders hoch. Nach dem Schutzbaugese tz 
von 1965 sollte der Bund hiervon 35 % als Zuschuß 
zahlen; dabei w urde vorausgese tzt, daß die Länder 
weitere 35 % und die Gemeinden und Gemeindever­
bände die restlichen 30 % tragen würden . In Anleh­
nung an diese geplante Regelung und zur Erwei~erung 
ihres Programms für die Subventionierung freiwIllig 
e rrichte ter Schutzplätze wird die Bundesregierung 
künftig im Rahmen der verfügbaren Mittel 35 % der 
Kosten eines Grundschutzplatzes in Krankenhausneu­
bauten übernehmen. Der dabei ausgebrachte Mittelan­
sa tz geht von der Annahme aus, daß nach e iner ge­
wissen Anlaufzeit für die Patienten in 40 % der n euen 
Krankenhausbetten Schutzplä tze e rrichte t werden, wo­
bei die Neubaurate mit rund 7000 Be tten . jährlich 
veranschlagt ist. 

c) Oifenlliche Schutzräume 

(1) Aus de r Zei t des Zweiten W eltkrieges sind noch 
1 200 öffentliche Schutzbauwerke mit einer Kapazi­
tät von rd. 1,2 Millionen Schutzplätzen vorhanden . 
30 von ihnen mit 30000 Schutzp lä tzen sind inzwi-
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schen instand gese tzt word en; mit de r Herrichtung 
von w e ite ren zwölf a lten Bunke rn mit rd . 17000 
Sd1utzpl ä tzen ist begonnen worden. 

Die bisherigen Programme zur Instandsetzung di e­
se r Schutzbauwe rke können und soll e n fortgesetzt 
werden. Dabei is t nur noch an die Erhaltung des 
vorha ndenen Schutzgrades gedad1t. Die Forderung, 
da ß öffentliche Schutzräume e in e Druckresistenz von 
3 atü aufweisen müssen , wird aufgegeben . Mit den 
zur Verfügung stehenden Mitteln können jedoch 
jährlich nur 2,5 Ofo diese r Bauwerke mit e twa 25000 
Schutzplätzen hergerichtet werden. 

(2) N eben dem Instandse tzungsprogramm soll en vor 
all em die Pläne für die Errichtung öffentliche r 
Schutzrä ume in V erbindung mit ande ren Bauvor­
hab en (Mehrzweckbauten) weite rg eführt werden. 
Hier bieten sich günst ige - aber auch unwieder­
bringliche - Gelegenheiten vor a lle m im Zusam­
menhang mit dem Bau von U-Bahnen und Ti efgara­
gen in zah lreichen deutschen Städten. Die Lage die­
se r Obj ekte an den Brennpunkten des städtischen 
V erkehrs bestimmt d ie dort en ts tehenden Schutz­
anlagen vornehmlich zur Aufnahme von Passanten. 
Bisher sind 17 Objekte mit rd. 30600 Schutzplätzen 
fe rtigges te llt ; es befinden sich im Bau sieben Ob­
jekte mit rd. 14000 Schutzplätzen. Mit den künftig 
vorgesehen en Milteln können im Berichtszeitraum 
durchschnittlich jährlich rd. 22500 Schutzplätze mit 
Grundschutzqualität geschaffen werden . 

d) Baulicher Betriebsschutz 

Der Bund wird schließl ich weiterhin bauliche und tech­
nische Schutzmaßnahmen in solchen Betrieben finan­
ziell fördern, deren W eiterarbeit im Verte idigungsfall 
auch be i e rhöhter Gefahr von Waffene inwirkungen un­
e rläßlich ist. Betriebe dieser Art finden sich im Bere ich 
der Bundespost, der Bundesverkehrsverwaltung und 
der Ve rsorgungswlTtschaft. Die für diesen Zweck reser­
vierten Mittel 'sind a llerdings begrenzt (vgl. Anlage 3, 
Zeile A 5), sie sollen vor allem dort e ingesetzt w erden, 
wo durch v e rhältni smäßig geringe Mehrausgaben 
während des Bauverfahrens spä ter notwendige höhere 
Kos ten vermieden werden können ." 

Was kann der künftige Bauherr, was der Architekt von 
d iesem Bericht erwarten? Zunächst ist nochmals festzu ­
stellen , daß der Bericht kein Gesetz ist : "Die Zuschußge­
währung ist ohne eine gesetzliche Grundlage möglich ". 

Der Bundes tag kann den Bericht zur Kenntnis nehmen . Er 
kann darübe r diskutieren , vielleicht auch dagegen Stellung 
nehmen. Letzteres ist jedoch kaum wahrscheinlich . Ab 1970 
wird es voraussichtlich möglich sein, bei der Vorlage des 
Bauantrages auch das Bezuschussungsverfahren mit an­
laufen zu lassen. In etwa 3 - 4 Monaten dürften die Verfah­
rensrichtlinien vorliegen . Die teChnischen Richtlinien nach 
denen man sich bei Planung und Bauausführung ;ichten 
muß , sind bereits bekanntgemacht. Es sind die "Bautech­
nisehen Grundsätze für Schutzraumbauten " (Fassung Juni 
1967, herausgegeben vom Bundesministerium für Woh­
nungswesen und Städtebau.). *) 

Für alle im Wohnungsbau tätigen Architekten und Bauin­
genieure ist es notwendig , sich mit dem Inhalt der "Bau­
technisch en Grundsätze" bekanntzumachen und ihre An­
wendung zu üben. Das Ziel muß sein , durch geschicktes 
Ausnutzen der gegebenen bau.lichen Substanz des Ge­
bäudes die zusätzlichen Schutzraumbaukosten im Inter-

*) Die Bautech nischen Grundsätze für Schutzraumbauten sind als 
Band 21 der Schriftenreihe Zivilschutz erschienen . 
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esse des Bauherrn möglichst niedrig zu halten . Es ist 
eine Erfahrungstatsache, daß sich gerade bei der Planung 
VOn Schutzräumen die entwurfliehe Qualität des Architek­
ten zeigt. Daher si nd Schutzraumbaukosten, die bei gleichen 
Gegebenheiten um 100 % von anderen differieren, durch­
aus nicht se lten. Hier ist für die fachliche Information der 
Bauplaner und Bauausführenden eine große Aufgabe ge­
setzt. 

Damit diese Mittel nicht vergeblich bereitgestellt werden , 
ist ei ne neue Informationswelle vonnöten, die mögiichst 
alle künftigen Bauherren erreichen sollte. Auch das muß 
sorgfä lt ig und psychologisch richtig angefaßt werden , um 
die Möglichkeiten auszuschöpfen , die sich jetzt für den 
freiwilligen Bau von Hausschutzräumen ergeben. 

Wie zume ist, wird auch diese Aktion nicht ohne gewisse 
Schwierigkeiten anlaufen. Da ist zunächst das Problem des 
"Stichtages" , das noch offen ist. Von welchem Datum ab 
läßt der anerkennenswerte Wun sch des Bauherrn , ei nen 
SChutzraum zu bauen , sich nun verwirklichen? Daß es ganz 
ohne Enttäuschungen nicht abgehen wird, dürfte sicher 
se in . Ferner wird das Problem des Schutzraumbaues in 
bestehenden Gebäuden erörtert werden . Wäre es nicht 
richtig , etwas für die sicher viel größere Zahi von Haus­
besitzern zu tun, die gern den vorhandenen Keller zum 
SChutzraum ausbauen wollten, wenn der Bund nur etwas 
hel fen würde? Von der Mög lichkeit , im Baubestand die Er­
richtung von Schutzräumen auf freiwilliger Basis zu fördern , 
ist im " Bericht " nichts zu finden . Das ist vielleicht damit zu 
begründen, daß der nachträgliche Ausbau eines Keiler­
raumes zum Schutzraum viel kostspieliger als beim Neu­
bau ist, oder daß sich vielieicht zu viele Bauwillige um den 
Zuschuß bewerben würden . 

Für den Bauherrn ist noch wichtig zu erken nen , daß ein 
Zusammengehen mit sei nen Nachbarn (beim Neubau!) 
finanziell günstig se in kann . Denn die Zuschußhöhe pro 
SChutzp latz ändert sich nicht, wohl abe r die Baukosten, 
die bei größeren Schutzräumen ganz wesentlich niedriger 
sein werden als bei kleinen Schutzräumen. Der prozen­
tuale Anteil des Bundeszuschusses ste igt also mit der 
Größe des Schutzraumes. Auch das sollte von Bauherren und 
ArChitekten erwogen werden , besonders bei größeren 
Wohnungsbauvorhaben. Für den privaten Bauherrn ist 
noch ei n letzter Absch nitt des Berichtes wichtig , der im 
Abschnitt ,, 11. Maßnahmen der Bürger" zu finden ist: 

,,1. Schutzbau 

Im Abschnitt über die sta atlich en M aßnahmen zur 
Förderung des Schutzbau es war bereits von der Zu­
schußgewährung für freiwillig errichtete Hausschutz­
räume in Wohnungen und Kra·nkenhäusern di e Rede. 
Durd1 stärkere Information sollen auch die Bauherren 
anderer Gebäude angeregt werden, trotz der damit 
verbundenen Belastung Schutzräume zu bauen, um 
dadurch einen wirksamen Schutz zu gewinnen. Dies 
gilt vornehml ich für Arbeitsstätten, Schulen und son­
stige Gebäude, in denen sich M enschen üblicherweise 
aufhalten. Aber auch die Besitzer oder Bewohner vor­
handener Häuser so llen für Schutzbaumaßnahmen ge­
wonnen werden, da sich gerade im Althausbestand ein 
hoher Prozentsatz von K ellern befindet, die sich nach 
Lage und Konstruktion zum Ausbau als Schutzraum 
eignen. Die öffentliche Hand i st gehalten, dabei mit 
gutem Beispiel voranzugehen. 

Der Bund hat Richtlini en für die Errichtung privater 
Schutzräume ers tellt, wobei den Bauherren die Wahl 
unter verschiedenen Schutzgraden überlassen bleibt. 
Der Bundesverband für den Selbstschutz führt regel­
mäßige Kurse für Architekten durch. 

Für die H erstellungskos ten all er Hausschutzräume 
si nd günstige steuerlich e Abschreibungsmöglichkeiten 
(jährlid1 10 %) gegeben. 

Trotz staa tlich er Hilfe und privater Initiative werden 
vie le Bewohner vorl äufig ohne Schutzraum bleiben 
müssen. Um ihnen im Ernstfall wenigstens die Mög­
lichkeit eines improvisierten Schutzes zu geben, hat 
der Bund Richtlinien auch für die behelfsmäßige H er­
ri chtung von Schutzräumen in Altbauten erarbeitet. 
An leitungen und M erkbl ätter hierzu sind verteilt 
worden." 

Wie schon gesagt, besteht beim Bau von Schutzräumen in 
vorhandenen Wohngebäuden nur die Möglichkeit, die gün­
stige steuerliche Abschreibung zu nutzen. Auch für den 
Behelfsschutz, der den Schutzumfang des "Grundschutzes" 
nach den " Bautechnischen Grundsätzen " nicht erreicht, be­
steht keine Förderungsmöglichkeit. Ohne Frage wäre es 
wünschenswert, auch provisorische, erste Maßnahmen durch 
finanz ie lle Förderung anzuerkennen - gerade der erste 
Schritt sol lte unterstützt werden . Aber nach dem vorliegen­
den Text ist das nicht möglich . Die Förderungsmaßnahmen 
beziehen sich - um es nochmals zu sagen - nur auf Wohn­
gebäude, nicht auf Gebäude, die als Arbeitsstätten dienen , 
auch nicht auf Schulen oder "sonstige Gebäude". Die steuer­
liche Abschreibung (jährlich 10% ) kann indessen sowohl für 
Schutzräume in Neubauten wie in Altbauten in Anspruch 
genommen werden . 

Eine Ausnahme besteht al lerdings: bei Krankenhausneu­
bauten sol len künftig - auf der Grundiage freiwill igen Ent­
schl usses des Bauträgers - Schutzräume für die Patienten 
err ichtet werden . Offenbar handelt es sich hier nicht um 
unterirdische Funktions- und Behandlungsräume, sondern 
nur um Aufenthaltsräume, wobei allerdings anzunehmen 
ist, daß das Krankenhauspersonal gleichfalls in den 
Schutzräumen Platz findet. An den entstehenden Aufwen­
dungen (etwa 2000,- DM/Patient) will sich der Bund 
entsprechend dem im Schutzbaugesetz festgelegten Satz 
von 35 % beteiligen. Man wird aber nicht ohne weiteres 
annehmen können, daß das betreffende Land sowie die zu­
ständige Gemeinde sich gleichfaiJs mit 35 bzw. 30 % be­
teiligt und damit die Finanzierung des Krankenhausschutz­
raumes sicherstel lt. Hier dürfte es wohl noch zu recht­
lichen Auseinandersetzungen kommen - wie weit die bun­
desseitige Förderung solcher Baumaßnahmen auch eine 
Beteiligung von Land und Gemeinde nach sich zieht. 

Schließlich sei noch ein kurzer Blick auf den "Baulichen 
Betriebsschutz" gestattet. Wenn auch hierfür nur begrenzte 
Mittel vorhanden sind , so so llte auf die Möglichkeit hinge­
wiesen werden , bei lebenswicht igen Betrieben und Versor­
gungsanlagen gieichfalls mit baulichen Zivilschutzmaßnah­
men zu beginnen. 

Insgesamt gesehen, werden (siehe Anlage 3) vom Bund in 
den Jahren 1969 -1972 für Maßnahmen des baulichen 
Zivilschutzes rd . 321 Millionen DM bereitgestellt werden, 
wozu noch 3,5 Millionen DM von den Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden kommen so llen. Daß diese Größen­
ordnung auch für die Bauwirtschaft wie für die Hersteller 
der weiteren erforderlichen Ausrüstungsgegenstände 
(Türen, Klappen, Ventile, SChutzraumbelüftungsgeräte, 
Liegen , Sitze usw.) von erheb·l ichem Interesse sein dürfte, 
ist anzunehmen . Und wenn der freiwillige Entschluß des 
Bauherrn oder Hauseigentümers, zum Schutz für sich und 
seine Familie einen ordnungsgemäßen Schutzraum zu er­
richten , durch " geeignete Informationsmittel" erleichtert 
wird , kann man diesen Entschluß der Bundesregierung nur 
als " Initialzündung " betrachten , die wesentlich umfassen­
dere bau liche Konsequenzen auslösen kann . 
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Auszug aus der Bundestags-Drucksache V/3683 vom 20. Dezember 1968, hier : Anlage 3 

Gesamtübersicht Schutzbau 

ABu nd 

1. Schutzräume in Woh ngebäuden 

2. Schutzräume in Krankenhäusern 

3. Öffentlicher Schutzbau 

a) Instandsetzung 

b) Mehrzweckbauten 

4. Nebenkosten (Entschädigungen usw.) 

Personenschutzbau insgesamt 

5. Baulicher Betriebsschutz 
(Kapitel 3605, 3607, 3608) *) 

Bund insgesamt 

B L änder 

Sch utzräume in Krankenhäusern 

C Ge m ein den und Gemeindeverbände 

1. Schutzräume in Krankenhäusern 

2. Unterhaltung und Verwalter öffentliche r 
Schutzräume 

*) Davon sind vorgesehen für : 

Kapitel 3605 (BMWi) 

Kapitel 3607 (BMV) 

Kapitel 36 08 (BMP) 

Die stoatlichen zivilen Luftrettungsdienste 

1969 

20,0 

18,0 

2,1 

40,1 

12,7 

52,8 

3,4 

0,5 

3,6 

8,6 

1970 1971 
in Millionen DM 

10,4 

0,5 

20,0 

18,0 

2,6 

51 ,5 

21 ,5 

73,0 

0,5 

0,4 

3,6 

2,0 

5,0 

14,5 

20,8 

1,0 

20,0 

18,0 

2,6 

62,4 

32,0 

94,4 

1,u 

0,9 

3,9 

2,0 

5,0 

25,0 

1972 

26,0 

2,0 

20,0 

18,0 

2,6 

68,6 

32,1 

100,7 

2,0 

1,7 

4,3 

2,0 

5,0 

25,1 

in Frankreich, Italien und Österreich (I. Teil) 

Von H. C. Weiler, Bonn 

Luftrettungsdienste gibt es praktisch überall auf der Erde. 
Die Dienste sind recht unterschiedlich organisiert. Gerade 
hinsichtlich der Organisationsform gibt es, wenn es um die 
Errichtung neuer oder die Verbesserung bestehender Luft­
rettungsd ienste in dem einen oder anderen Land geht, 
meist heftige Diskussionen . Dabei laufen die Beteiligten 
leicht Gefahr, aus ungenügender Kenntnis der Verhält­
nisse in benachbarten oder verg leichbaren Ländern Fehl­
urtei le abzugeben und Vorschläge zu unterbreiten, die 
genauer betrachtet ungenügend begründet oder gar un­
realisierbar sind. 

Man unterscheidet allgemein zwischen mHitärischen und 
zivilen Luftrettungsdiensten, wobei der Begriff "zivil " d ie 
Bedeutung " nichtmilitärisch " hat, also auch uniformierte 
Organisationen des zivi len Bereichs mit hauptamtlichem 
Personal wie Pol ize i und Feuerwehr ei nschließt. Unter den 
zivilen Luftrettungsdiensten gibt es staatliche bzw. von 
öffentlichen Körperschaften getragene und solche, die durch 
Freiwillige - meist nebenberuflich - begründet und be­
trieben werden. 

Typische Repräsentanten der staatlichen zivilen Luftret­
tungsdienste .im freien :eil Europas sind die einschlägigen 
Institutionen In Frankreich, Italien und Österreich. 

Frankreich: 

Die Fliegerstaffeln des Nationalen Zivilschutzdienstes der 
Französischen Republik 

Die Fliegerstaffeln des Französischen Nationalen Zivil­
schutzdienstes bestehen seit 1957. Die nachfolgenden Aus­
führungen können sich weitgehend auf Ausarbeitungen des 
heutigen Chefs der Fliegerstaffeln , M. Lucien Mal t e t e 
stützen. ' 

Gründe für die Aufstellung und die gewählte OrganIsations­
form 

Es ist sehr aufschlußreich, wenn man heute die Gründe 
untersucht, die seinerzeit zur Aufstellung der Fliegerstaf­
feln des Französischen Nationalen Zivilschutzes führten 
und für die gewählte Organisationsform ausschlaggebend 
waren . 
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In jedem Jahr ereigneten sich zahlreiche Unglücksfälle im 
Lande, besonders auf See und im Gebirge. Es ergaben 
sich Notwendigkeiten , Personen aus Notlagen zu evaku­
ieren oder Patienten in gewisse Spezialkrankenhäuser zu 
verbringen . Die Waldbrände zwangen zu einer Intensi­
vie rung ihrer Bekämpfung. Die Gesamtzahl dieser Ereig­
nisse nahm ständig zu , was sich bis heute nicht geänderi 
hat. Daraus ergab sich der Anlaß , zur Verstärkung und 
Verbesserung der bisherigen Hilfsorgane wie Feuerwehr, 
Polizei und Spezialhilfsorganisationen für eine Ausstattung 
mit Luftfahrzeugen zu sorgen. 

Natürlich wurde in Frankreich damals überlegt, ob man die 
Aufgaben nicht der Armee übertragen könnte . Dem stand 
die Erkenntnis entgegen, daß die Armee ihre festumrisse­
nen Aufgaben in Friedens- und Kriegszeiten hat und den 
Hilfsdienst nicht andauernd und allgemein übernehmen 
kann , ohne daß ihre normalen Aufgaben beeinträchtigt 
werden . Zur Zeit der Gründung befand sich außerdem die 
Masse der leichten Luftfahrzeuge des Militärs in Nord­
afrika. Aber auch nach deren Rückkehr ergaben sich keine 
wesentlich anderen Gesichtspunkte. Weiter wurde festge­
stellt , daß sich die Luftstützpunkte der Armee nicht unbe­
dingt an den Stellen befinden , die sich für Hilfseinsätze 
am besten eignen . Die Luftfahrzeuge der Armee arbeiten 
außerdem mit militärischen Funkfrequenzen und können 
deshalb nicht ohne weiteres mit den Hilfsdiensten und der 
Polizei in Verbindung treten . 

Dagegen versprachen spezielle zivile Fliegerdienste Vor­
teile. Das Personal kann einem besonderen, den Hilfsauf­
gaben angepaßten Training, unterwo rfen werden . Luftfahr­
zeuge des Zivilschutzes können stets mit dem Hilfsgerät 
und dem Material gerüstet sein, das dem Einsatzgebiet und 
den Erfordernissen entspricht. 

Es wurden auch Überlegungen angestellt , ob man für den 
ZiVilschutz nicht einfach auf die Fliegervereine und Privat­
firmen im Lande zurückgreifen könnte , zuma l es in der 
Schweiz, Schweden und in den USA hierzu schon bemerkens­
werte Vorbilder gab. Was die Vereine angeht, so sind sie 
in gewissem Maße am Zivilschutz beteiligt. Doch besitzen 
sie keine Hubschrauber, die als Instrument in erster Linie 
gebraucht werden. Hinsichtlich der privaten Hubschrauber­
firmen stellte sich heraus, daß sie zwar für den Katastro­
Phenschutz manchma l zu r Verfügung stehen. Doch bleibt 
ihr Einsatz eine Ausnahme, insbesondere da die Firmen 
ihren Sitz nur an einigen wenigen Stellen haben , vorzugs­
weise in Paris, und somit kein über das ganze Land ver­
teiltes Netz besteht. (In der Schweiz ist man anderer Auf­
fassung , die von den guten Erfahrungen des Firmenein­
satzes im Rahmen der Schweiz. Rettungsflugwacht bestä­
tigt wird . Der Verfasser.) Somit entschied man sich in 
Frankreich für einen besonderen staatlichen Luftrettungs­
dienst. 

Es wird übrigens betont, daß die Fliegerstaffeln des Natio­
nalen Zivilschutzdienstes nicht in erster Linie ais Kriegs­
Potential des ZivIlschutzdienstes im Verteidigungsfall ge­
daCht si nd. Dazu würden sie nach Auffassung der verant­
Wortlichen Stellen nicht ausreichen . Zwar sollen sie im 
Kriegsfal l u. a. folgende Aufgaben wahrnehmen : Führung 
VOn Flüchtlingskolonnen, Messung der Radioaktivität , Fest­
steilung der Ausdehnung von Schadenszonen, Transport 
vOn Verwund eten. Man geht jedoch davon aus, daß der 
ZiVilschutz bei sehr großen Katastrophen stets auf die 
Hilfe der Armee angewiesen ist, die allein über die nötiga 
Zahl an Personen und Materia l verfügen kann . 

Flugpark und Statlonierung 

Im Jahre 1957 begann der damalige Initiator und Leiter 
Oberstleutnant C u r i e mit zwei leichten Bell 47-G 2. Der 
LUftfah rzeugpark des Zivilschutzdienstes umfaßt heute 26 

Ein Hubschrauber des Proteclion Civile ist mit einem Kranken an 
Bord im Hof des HOspital de la Salpetriere, Paris , gelandet. 

Foto : Service Nat ional de la Protection Civile 
- Groupement d 'Helicopteres 

Protection Civile und Gendarmerie verwenden die gle ichen Hub­
schraube rmodelle mit einheitlicher Ausrüstung . Hier d ie Kabi ne einer 
., Alouette 11"" mit Kranken transportausrüstu ng . Foto : Sud Aviation 

Die Rettungs- und Krankentransporthubschrauber führen je nach Art 
des Einsatzes umfangreiches medizinisches Gerät mit , z. B . Vor­
ri ch tungen zu r künstlichen Beatmung , zum Absaugen der Atemwege , 
zur Kon trolle der Herzfu nktion und Stützung des Kreisl aufes. 

Foto : Sud Aviation 
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Bei Wal dbränden dienen die Hubschrauber zur Erkundung und als 
fI 'agende Leitstände für die Kommandeu re der Verbände auf dem 
Boden . 

Foto: Service National de la Protection Civile 
- Groupement d 'Heli copteres 

Leuchttürme an der französischen Küste wie dieser von Niv idic bei 
Ouessant , d ie erfahrungsgemäß häufig lür Wochen mit Booten un­
erreichbar sind, wurden mit Landeplattformen für Hubschrauber ve r­
sehen . Der Nachschub und die Ablösung kommen durch die Luft . 
I'ür kranke Leuchtturmwärter ist das eine Frage auf Leben oder Tod . 

Foto : Sud Aviati on 

Ein Hubschrauber überfliegt das Katast rophengebiet von Frejus 
und sucht nach überlebenden sowie passierbaren Wegen für die 
Rettungsmannschaften . Foto : Sud Aviat ion 

Maschinen . Davon sind achtzehn Hubschrauber (zwölf 
Alouette 11 , zwei Alouette 111 , vier ältere Beil) , ein Sani­
tätsflugzeug Aero-Commander und sieben Flugboote zum 
Wasserbomber-Einsatz gegen Waldbrände. 

Die Hubschrauber sind auf zwölf Stützpunkte im Lande 
vertei lt : 

Issy-Ies-Moulineaux Clermont-i-e rrand Quimper 

Lorient 

Grenoble 

Perpignan 

Bordeaux 

Nice 

Pau 

Granville 

La Rochelle 

Annecy-Chamonix 

Die Stationierung der Hubschrauber ist im wesentlichen mit 
dem Stationsnetz der Gendarmerie koordiniert, deren 43 
Hubschrauber ebenfalls weitgehend für Rettungseinsätze 
zur Verfügung stehen. Gendarmerie-Hubschrauberstationen 
befinden sich in (in Kiammern Außen posten während der 
Saison) : 

Metz 

Bapaume 

Satory 

Rennes 
Tours 

Dij on 

Lyon 

Limoges 

Toulouse 

Marseille 

(Chamonix in den Alpen) 

(La Teste an der Biskaya) 

(Tarbes in den Pyrenäen) 

(Brian<;on in den Alpen 
und Montpellier an der 
Riviera) 

Ajaccio/Korsika 

Das Sanitätsflugzeug "Aero-Commander" ist in Villacoublay 
stationiert . Es hat eine Rei segeschwindigkeit von 350 km/h , 
kann außer der Besatzung fünf Personen sitzend oder 
zwei liegend befördern und kommt mit 400 m Rollstrecke 
bei Start und Landung aus. Somit kann es praktisch auf 
al len Sportfliegerplätzen landen. 

Die Flugboote vom Typ "Cataiina " und "Canso", die als 
Amphibi enflugzeuge auch Räderfahrgestelle besitzen, sind 
auf dem Marinestützpunkt Marignang bei Marseille in Be­
reitschaft. 

Das Personal der Fliegerstaffeln ist mangels eigener Aus­
bildungsmöglichkeiten ziemlich zusammengewürfelt. Es 
si nd Männer aus den Reihen der Polizei , der Republika­
nischen Garde, des Nationalen Sicherheitsdienstes und 
des Feuerwehr-Regiments. Von den 144 Personen sind 
48 Piloten und 63 Mechaniker. 

Auf alien Stützpunkten ist die Belegschaft von 8.30 Uhr bis 
Sonnenuntergang in Bereitschaft. Die Luftfahrzeuge sind 
spätestens zwanzig Minuten nach Alarmierung startbereit. 

Aufgaben der Fliegerstaffeln 

a) H i I f eie ist u n gau s B erg - , See _ und 
Wassernot 

Für die Hilfeleistung im Gebirge ist der Hubschrauber 
"Alouette 111 " am besten geeignet. Er ist wendig und hat 
hervorragende Steigfähigkeit. Außer der Besatzung hat er 
Platz für fünf Personen . Auf den Stützpunkten Annecy und 
Grenoble befindet sich je eine so lche Maschine. Im übrigen 
werden im Gebirge "Alouette 11 " eingesetzt. 

Alle Hubschrauber für den Gebirgsrettungsdienst sind aus­
gestattet mit Schneekufen und Stahlspitzen (zur Vermei­
dung des Abrutschens auf Eisflächen) , Tragen im Innern, 
Decken und warmen Kleidungsstücken sowie einer Seil­
winde für die Fälle , in denen kein Landeplatz gefunden 
werden kann. In der Praxis des Alltags hat sich eine 
ständig enger werdende Zusammenarbeit zwischen Ge­
birgs-Rettungsmannschaften auf der Erde und den Hub­
~chrClubern entwickelt. Die Flieger übernehmen hauptsäch­
lich die Suche nach Verunglückten bzw. Vermißten , Abwurf 
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Von Proviant und Überlebensausrüstung, Alarmierung und 
Führung der Bodenmannschaften, Transport von Schnee­
hunden an Lawinenstellen. 

Im Jahre 1966 wurden beispielsweise 136 Rettungsaktionen 
im Gebirge durchgeführt, darunter die Rettung eines Berg­
steigers von der Walter-Spitze (4200 m Höhe!) und von 
27 spanischen Soldaten aus den Pyrenäen. Der Hubschrau­
berdienst im Gebirge stellt an die Piloten höchste Anfor­
derungen. Sie müssen insbesondere mit ihrem Einsatz­
gebiet und seinen Eigenarten gen au vertraut sein. Mehrere 
Besatzungen haben im Laufe der zehn Jahre bei solchen 
Einsätzen ihr Leben geopfert. 

Für die Sichersteliung des Rettungsdienstes über See ist 
eine Anzahl der Stützpunkte an der Küste oder in Küsten­
nähe eingerichtet. Die Hubschrauber für den Dienst über 
See und an der Küste haben besondere " Marine "-Aus­
rüstung wie Schwimmer, Schwimmwesten und aufblasbare 
SChlauchboote zum Abwerfen , Rettungswinden, Funkgeräte 
mit Bereich zwischen 2 000 und 3 000 MHz, um mit Leucht­
türmen, Schiffen und Flugzeugen des militärischen Such­
und Rettungsdienstes in Verb indung treten zu können . Die 
anderen leichten Hubschrauber haben keine Peilfunkge­
räte und dürfen sich deshalb nur in Sichtweite der Küste 
bewegen . 

Es ergeben sich jedes Jahr zahlreiche Einsätze über See 
und an der Küste, so z. B. Übernahme von abgeschnittenen 
Personen von Felsriffen und Sandbänken, Aufnahme von 
Schiffbrüchigen, Übernahme von Kranken von Bord der 
Schiffe mit Hilfe der Rettungswinde und ihr Transport ins 
Krankenhaus auf dem Festland , Hilfe für durch Eis blok­
kierte oder erkrankte Leuchtturmwärter und ähnliche Fälie. 
Die Hilfe aus der Luft spielt ferner eine große Rolle bei 
Überschwemmungen im Inland. Auch hier werden Perso­
nen in Notsituationen evakuiert, Proviant angeflogen und 
Führungsaufgaben für die Gesamt-Katastrophenleitung 
übernommen. Hierfür ist als markantes Beispiel der Groß­
einsatz nach dem Bruch des Staudammes bei Frejus 1959 
Zu nennen . 

Beachtlioher Umfang der Sanitätsflüge 

Die im vorh ergehenden Abschnitt geschilderten Rettungs­
aktionen fallen mehr oder weniger sporadisch an. Der 
Alltag der Fliegerstaffein wird meist ausgefüllt von Sani­
tätsflügen . Im Jahre 1966 wurden nicht weniger als 760 
Transporte von Kranken und Verletzten verzeichnet. Außer­
dem wurd en in 250 Fällen Arzte und wichtige Medi kamente 
angeflogen . 

Besonders auffallend ist die relativ hohe Zahl von Trans­
porten, bei denen Personen mit schweren Verbrennungen 
geflogen wurden . Nicht alle Krankenhäuser sind für die 
Behandlung solcher Fälle eingerichtet. Es gibt in Frank­
reich nur vierzehn Spezialzentren für Verbrennungsbeha-,d­
iung, darunter vor allem die in Paris, Lyon, Marseille, 
Bordeaux und Nantes. Mit Hilfe der Hubschrauber und des 
Sanitätsflugzeuges können Personen mit Verbrennungen 
SChnellstens in diese Zentren gebracht werden. Neuerdings 
führen die Luftfahrzeuge des Zivilschutzes in zunehmen­
dem Maße Transporte von Frühgeborenen in tragbaren 
InkUbatoren durch. Die ersten Flüge dieser Art gingen 
aus den Entbindungsheimen der Umgebu ng von Grenoble. 
1966 wurden insgesamt 70 Transporte dieser Art durchge­
führt. Nach Beobachtungen der Arzte ist die Überlebens­
chance der Babies be im schnellen Lufttransport offenbar 
erheblich größer als beim Transport mit Kraftwagen. 

Der Krankentransport durch die Luft hat sich allgemein 
sehr bewährt. Hubschrauber und Flugzeuge transportieren 
den Kranken im Gegensatz zum Kraftwagen praktisch er-

. ..,....----tt r. ~, 

Sei Rettungsaktionen im Hochgebirge ist es von Vortei l und spart 
viel Zeit , wenn die Rettungsmannschaft durch Hubschrauber mög­
li chst nahe an die Einsatzstelle gebracht we rd en kann . Die Hänge 
beiderse its der Fe lswand zeigen höchste Lawinengefahr. 

Foto : Serv ice National de la Protect ion Civi le 
- Groupement d 'Helicopteres 

Wenn selbst ei n Hub3chrauber wegen der Schneeti efe im Hoch­
gebi rge nich t mehr landen kann . ist die "Alouette 111" immer noch 
in der Lege, d ie Helfer mit der Seilw inde abzusetzen und spater 
wieder au fzunehmen. Foto : Sud Av iation 

schütte rungsfrei. Für sie gibt es weder Verkehrsstauungen 
noch kurvenreiche holprige Straßen und Glatteis. Für eine 
Strecke im Gebirge benötigt der Hubschrauber nur ' h bis 
'/. der Fahrzeit eines Krankenkraftwagens. Von manchen 
Inseln gehl z. B. nur selten ein Schiff zum Fest':and, so daß 
der Hubschrauber das einzige schnelle Transportmittel ist. 

Viele Krankenhäuser in Paris und in der Provinz verfügen 
heute über Hubschrauberlandeplätze. Schwierigkeiten hin­
sichtlich des Hubschraubert ransportes gibt es nur selten 
bei Schneefall und Nebe l. In sehr dringenden Fällen (Koma, 
Darmversch luß und dergleichen) führten die Hubschrauber 
des Zivilschutzes geiegentlich auch Nachtflüge durch, wobei 
Voraussetzung war, daß die Piloten ihr Einsatzgebiet gen au 
kannten . 

Beim Transport von Kranken über größere Entfernungen 
(200 und mehr km) ist der Einsatz von Hubschraubern 
allein oft nicht angezeigt. Dann wird auf dem nächsten 
Flugplatz in die Transportmaschine " Aero-Commander" 
umgeladen und gegebenenfalls für die Strecke vom Ziel­
flugpiatz zur Klinik nochmals ein Hubschrauber eingesetzt. 
Auf diese Weise ist der Zivilschutzdienst in der Lage, in 
längstens drei Stunden Kranke von jedem belieb igen Ort 
in Frankreich zu einer noch so entfernten Spezialklinik zu 
transportieren. 
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Die Sanitätsflüge müssen in der Regel bei der zuständigen 
Präfektur angefordert werden. Die Transporte durch den 
Zivilschutzdienst sind kostenlos. Vor dem Abflug wird der 
Kranke einer ärztlichen Vorbereitung unterzogen (Untersu­
chung der Atemwege, Blutstillung, Bandagieren von Knochen­
brüchen, gegebenenfalls Beruhigungsmittel). Während 
des Fluges findet eine dauernde Überwachung durch einen 
mitfliegenden Arzt oder Krankenpfleger statt. Man nimmt 
an, daß die Zahl der Krankentransporte durch die Luft in 
den nächsten Jahren noch erheblich zunehmen wird . Es 
hat sich nämlich herausgestellt, daß es im Endeffekt billi­
ger ist, diese Flüge durchzuführen , ais eine gewisse Anzahl 
von Spezialkrankenhäusern für alle möglichen Fälle zu 
bauen bzw. an bestehende Anstalten Spezialabteilungen 
anzugliedern. 

Waldbrandbekämpfung 

Die Wälder sind wesentliche Bestandteile des Touristen­
gebietes am Mittelmeer. Durch Feuer wurden in den Jahren 
1962 bis 1966 in Frankreich an Wald jeweils zwischen 
21 000 und 68000 ha zerstört, insgesamt in fünf Jahren 
217000 ha. 
Aufgrund der Erfolge in Kanada mit Wasserbombern hat 
der Zivilschutzdienst im Jahre 1963 die ersten zwei Amphi­
bien-Flugboote vom Typ "Catalina" erworben. Die Maschi­
nen mit zwei Kolbenmotoren entwickeln eine Höchstge­
schwindigkeit von 230 km/ho Sie haben Wassertanks von 
3 640 I Inhalt. Die Füllung kann auf dem Flugplatz erfolgen, 
wo sie acht Minuten dauert. Im Einsatz nehmen die Flug­
boote aber meist Wasser auf, indem sie auf dem Meer 
oder einer anderen Wasserfläche niedergehen und sofort 
wieder durchstarten. Dabei füllen sich die Tanks in weni­
gen Sekunden. Die Wasserbomber lassen das Löschwasser 
über den Bränden im langsamen Tiefflug ab, so daß es 
wie eine riesige Wasserpatsche auf dem Boden aufschlägt. 

Der Erfolg der Einsätze war derart, daß die Arbeitsgeme in­
schaft der Departements am Mittelmeer die Anschaffung 

von zwei weiteren Flugbooten finanzierte, die vom Zivil­
schutzdienst betrieben werden . Außerdem wurden 1966 
noch drei kanadische Flugboote gechartert, so daß seither 
sieben Wasserbomber im Einsatz waren. Sie fanden in 
403 Brandaktionen Verwendung, flogen dabei 967 Flug­
stunden und warfen insgesamt 9936000 Liter Löschwas­
ser ab. Die Wasserbomber sind am wirksamsten bei mas­
siertem Einsatz von mehreren Flugzeugen . Natürlich kommt 
es im allgemeinen auf gute Zusammenarbeit zwischen den 
Kräften auf dem Boden und den Flugbooten an. Im Hin­
bl ick auf die Zukunft der modernen Waldbrandbekämpfung 
in Frankreich hat die französische Regierung in Kanada 
zehn Stück des neuen Flugbootes CL 215 bestellt, dessen 
Tanks 5600 I Fassungsvermögen haben. 

Doch auch die Hubschrauber auf den Basen an der Mitlel­
meerküste spielen bei der Waidbrandbekämpfung eine wich­
tige Rolle. Sie dienen der Führung der Wasserbomber so­
wie der Überwachung der Waldgebiete während der Trok­
kenzeiten. Sie befördern bei Bedarf Feuerwehrführer und 
andere wichtige Personen. Für alle Fälle besteht noch eine 
Vereinbarung mit der Luftwaffe, wonach diese bei Bedarf 
zusätzlich Hubschrauber zur Verfügung stellt, wenn die 
eigenen des Zivilschutzdienstes und der Gendarmerie nicht 
ausreichen . 

Gesamtzahl der Einsätze im Jahr 

Insgesamt wurde im Jahre 1966, dem zehnten seit der 
Gründung, von den Luftfahrzeugen des Nationalen Zivil­
Schutzdienstes der Französischen Republik, in 2000 FäHen 
Hiife geleistet. Da in manchen Fällen gleich mehrere Flug­
zeuge und Hubschrauber zum Einsatz kamen, ergibt sich , 
daß jedes Luftfahrzeug im Jahr rd . 100mal im Einsatz 
war. Das beweist mehr als jedes andere Argument, wie 
wichtig und nützlich die Fliegerstaffeln des ZivilsChutzes in 
Frankreich sind. 
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e Ei naalzstatior.en des Flugdiens tea c!es Protection Civile ~CClO o Hl1bschraubersta tionen der Cer:darme rie 

Verteilung der Hubschraube rstati onen des Protection Civile und der 
Gendarmerie über das fran zösi sche Staatsgebiet. 

Zeichn ung : Sud Aviation 
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ABC-Abwehr 
Akti vi tätsmessung en mit dem Zubehör zum Dosisleistungsmesser DL 50 

Von H.-J . Hardt , Bundesamt für zivHen Bevölkerungsschutz, Bad Godesberg 

Der Dosisleistungsmesser DL 50 ist ein handliches Kom­
paktgerät für Zivilschutzzwecke. Er entsprich t den Richt­
linien des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz und 
wird auf dessen Anregung in gleicher Form von den 
Firmen Frieseke & Hoepfner, Graetz Raytronik und Total KG 
hergestellt. 

Das Gerät hat die Abmessungen 150 x 95 x 42 mm. Es ent­
hält als Detektor ein Zählrohr Valvo 18509, das mit einem 
Energiefilter versehen Ist, sodaß die Quantenenergieab­
hängigke it im Bere ich von 100 KeV bis 1,5 MeV kleiner als 
± 15 "/0 ist. Der Gesamtmeßbereich erstreckt sich von 
0,1 mR/h (kleinster ab':esbarer Wert) bis 50 R/h. Die Skala 
ist umschaltbar. Das Gerät ist nur eingescha ltet, wenn der 
BetriebsknoPf gedrückt wird , wodurch die effektive Betriebs­
dauer des Gerätes verlängert wird , da das Ausschalten 
nicht vergessen werden kann . Die Stromversorgung besteht 
aus zwei DEAC-NiCd-Batterien 2/400DK, die mit einem 
speziellen Ladegerät aufge laden werden können. Alternativ 
sind Mallory Batterien verwendbar. 

Im Gegensatz zu früher benutzten Geräten besitzt der 
DOSisleistungsmesser DL 50 kein ß-Fenster mehr. Der Nach­
weis von ß-Strahlung erfolgt durch eine aufsteckbare oder 
mittels Sondenkabel abschließbare Sonde, die ein empfind­
licheres Zählrohr mit ß-Fenster (z. B. Valvo 18504) enthält. 

Die Kabellänge ist dabei so angepaßt, daß das Zählrohr 
mit ausgestrecktem Arm geführt und das Gerät dabei 
bequem abgelesen werden kann . Zur Messung des Gamma­
Untergrundes wird das Beta-Fenster durch eine Abdeck­
kappe geschlossen. Die r -Empfindlichkeit des Sonden-Zähl­
rohres ist etwa zehnmal so groß wie d ie des ins Gerät 
eingebauten Zählrohres. Mit aufgesteckter Sonde läßt sich 
der Dos is leistungsmesser daher sehr gut als normales 
Strahlenschutzinstrument fürs Labor verwenden ; der nied­
rigste ablesbare Meßwert ist dann 10 ,u R/h . 

Mit Hilfe des Sonden kabels kann eine Normfassung nach 
DIN 44421 angeschlossen werden , die handelsübliche Zähl­
rohre mit Normsockel und einer dem Gerät entsprechenden 
Betriebsspannung von ca. 500 V aufnehmen kann . 

Der Dosisleistungsmesser dient dann als Anzeigegerät, und 
grundsätzlich sind damit alle Messungen mögl ich, die mit 
den gleichen Zählrohren bei entsprechender Anordnung 
auch mit Laborgeräten durchgeführt werden können . 

Das spezielle Zubehör besteht im Wesentlichen aus einer 
kleinen Bleiabschirmung, einem Endfensterzählrohr, Tauch­
zählrohren sowie Zusatzgerät und Werkzeugen für Proben­
nahme, Probentransport und Messung (Abb. 1) . Die Geräte 
des Zubehörs sind in der beigefügten Liste im Einzel nen 
aufgeführt. 

Der Einsatzbereich des Gerätes ist damit abgegrenzt. Im 
Rahmen des Meßbereiches kann die Gesamt-ß-Aktivität hin­
reichend homogener Proben, also Flüssigkeiten oder Be­
Wuchsproben (Gras , Laub) oder die Oberflächenkontami­
nation spezieller Proben bestimmt werden . 

Zur Messung der Aktivität VOn Flüssigkeit werden 65 ccm 
der zu prü fenden Substanz in den Probenbecher gegeben 

(das entspricht einer Füllung des Meßbechers) . Der Proben­
becher wird in die aus Boden und Hülse bestehende Blei­
abschirmung eingesetzt , die damit auch die Funktion eines 
Ständers übernimmt. Das Tauchzählrohr wird in die Fas­
sung eingesteckt, mittels Sonden kabel an den Dosislei­
stungsmesser angesch lossen und in den Proben becher ein­
gesetzt (Abb. 2) . Der Einschaltknopf des Dosisleistungs­
messers wird gedrückt und der Meßwert auf der Impuls­
skala abgelesen . Die Zeitkonstante des Integrators ist so 
gewähit, daß nach länggtens 20 sec der Meßwert ein­
gestellt ist. 
Proben fester Stoffe werden in Proben beuteln angeliefert. 
Durch Schütteln des Beutels wird das darin befindliche 
Material so verte ilt, daß es in möglichst dicker Schicht an 
der zu messenden Stelle , also etwa der Mitte des Beutels 
zu liegen kommt. Der Beutel wird dann auf den Boden der 
Bleiabschirmung gelegt und die Hülse aufgesetzt. Das End-

Abb. 1 : 
Großes Zubehör zum Dosis lei stungsmesser DL 50 

Abb. 2 : 
Meßonordn~g zur Messung der 
Kontaminat ion von Flüssigkeiten 
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fensterzählrohr wird in die Fassung eingesetzt und hinter 
dem Abstandsstück in die Bleiabschirmung eingeführt. 
Durch das Abstandsstück wird ein definierter Abstand von 
der zu messenden Substanz gewährleistet. Die Messung 
erfolgt wie oben beschrieben. 

Die Impulsskala des Meßgerätes ist der Dosisleistungs­
skala so zugeordnet, daß 1 mR/h 100 I/min entspricht 
(Abb.4). Der kleinste ablesbare Wert ist dementsprechend 
101/min, der größte für Impulszählung vorgesehene Wert 
105 1/min. (Der oberste Meßbereich von 1 bis 50 R/h ist 
wegen der längeren Totzeit der größeren Zählrohre nur 
beschränkt verwendbar.) 

Ein Mustersatz des Zubehörs ist beim Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungsschutz zusammengeste'llt und erprobt 
worden . 

Folgende Zählrohre wurden verwendet: 

Als Tauch zählrohre die Typen 
FHZ 72 L von Frieseke & Hoepfner 

ZP 1 080 von Valvo , 

als Endfensterzählrohre die Typen 

FHZ 89 von Frieseke & Hoepfner 

18527 von Valvo. 

Als Prüfsubstanzen dienten Lösungen von natürlichem KCI 
sowie von Cs 137 und Sr 90, jeweils als Chloride, wobei 
letztere im Gleichgewicht mit Y 90 angenommen wurde. 
Die Lösungen von KG-I wurden aus 27,5 g bzw. 33 g auf 
100 cm3 hergestellt, womit Nennaktivitäten der Lösungen 
von 0,113 bzw. 0,132 nCi/ml. oder unter Berücksichtigung 
der Emissionswahrsche in lichkeit von 89 Ofo Vergleichsakti-

Stromversorgung Prii f strabler mit ~ 
NiCd-Batterien Aufbewllhrungsbeh . 
2/400 DK 

El B B e / Simulatorvors.t . 

1 ~ I / / 0 Spe.ialsonden 

~ ~o / Ba t teri eladegerät Dosi:.l eis t ungsmesser 

1 Transformator OL 50 ~------?I 
2 Zeitgeber /' '-...... / ~ 
3 Ladefasoung /I; 1--------1" 

Kle ine" Zubehör: 

!~~~~l>ßkahel ~ 
Ohrhörer U 

Abb . 3: Das System OL 50 

Abb. 4 : 

Die Skalen des 
Dosisleis t ung6mcssers 
OL 50 
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vitäten von 0,1 bzw. O,117 nCi/ml erzielt wurden. Die Aktiv i­
täten der beiden anderen Lösungen betrugen im Falle von 
Cs 137 5 nCi/ml , für Sr 90/Y 90 3,7 nCi/ml. Diese Aktivi­
täten sind aus den Angaben der Firma Buchler ermittelt 
wo rden, die für ihre Lieferung einen Fehlerbereich von 
± 3 % angegeben hat. 
Zur Prüfung des Tauchverfahrens sind die Lösungen in die 
Probenbecher eingefüllt und die Messungen wie oben be­
schrieben durchgeführt wo rden. 
Für die Messung m:t den Endfensterzählrohren wurden 
ebenfal'ls die Lösungen benutzt, die dann in Kuvetten von 
30 mm 0 eingefüllt und mit Folien von der Dicke der 
Proben beutel abgedeckt wu rden. Die Schichtdicke betrug 
in jedem Falle 10 mm, also mehr als 1000 mg/cm'. 

Zur Erhöhung der Meßgenauigkeit wurden die Zähl impulse 
am Ohrhörerausgang des Gerätes abgenommen und einem 
Labormeßplatz zugeführt, der die Meßwerte automatisch 
registrierte. 
Die für die verschiedenen Zählrohre und Lösungen ermit­
telten Meßwerte bzw. Empfindlichkeiten sind in Tab. 1 zu­
sammengestellt. 
Bezieht man die Meßwerte auf nCi/g, so müssen wegen 
der Dichte der KCI-Lösungen die entsprechenden Werte 
etwa 15 Ofo höher angenommer. werden. 
Zur Erhöhung der Anschau'lichkeit erscheint es sinnvoller 
von einem bestimmten Anzeigewert des Instrumentes aus~ 
zugehen und die zugehörigen Meßanordnungen zu ver­
gleichen. 

I/m1n I/m in 

-00 K 40 

10// _____ 
~, 1,5nCl/ol 

l/m1n 
Sr )0 

K 4 

Cn 1 ~~ es 137 

~"" nCi /1II1 

Abb.5: Em p:i ndl ich keit der Zi.h lroh re fü r verschiedene Nuklide. 
2) 18527, b) FHZ 89, c) ZP 1080, d) FHZ 72 L. 
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Abb. 6: Energieab~länG:gkei t der 
Zähl rohre für Photonenstrnh­
lu n~. Dos;sle;stung 10 mWh. 
a) 18527, b) FHZ 89, c) ZP 1080, 
d) FHZ 72 L. 

Abb.7: Schwäci.'Jng des Störpegels der Umgebungsstrahl d h 
eine zylindri sche Bleiabsch irn' ung. a) Co 60, b) Rad ium, ~~g Cs ~r3c7, 
d) Nulleffekt, erhöht durch Präp., e) Nuilefiekt. 
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Tabelle 

Zäh lrohr 18527 FHZ 89 ZP 1080 FHZ 72 L 

Meßwert 
Empf. Meßwert Empf. 

Meßwert Empf. 
Meßwert Empf. 

Nuk': id Ilmin Ilmin Ilmin Ilmin Ilm in nCi/ml 
Ilmin 

!lCi /ml Ilmin 
nCi/ml Ilm in 

nCi/m l 

KCI ') 30,5 305 

KCI ' ) 40,5 347 

Cs 137 551 110 

Sr 901Y 90 1920 520 

I) 55!J KCI auf 200 cm" Wasser. 1,15. 
") 33 9 KCI auf 100 cm" Wasser, 1,17. 

31,2 312 

42,5 364 

511 102 

2004 542 

;" der folgenden Tabelle 2 sind die Konzentrationswerte auf­
getragen , für die das Anzeigeinstrument jeweil s 10000 Ilmin 
'letto zeigen würd e: 

165 1650 81 810 

214 1830 96 820 

2550 51 0 1765 353 

6575 1780 4096 1100 

Tabelle 2 

Zählroh r 18527 FHZ 89 ZP 1080 FHZ 72 L 

Nuklid nCi/g nCi/g nCi/q nCi/q 

K40 26,8 25,9 5,0 10,7 

Cs 137 91 98 19,6 28,3 

Sr 90/Y 90 19,2 18.4 5,6 9,1 

I) Mittelwert aus den Werten der Tabelle 1 für KCI . 

Die entsprechenden Konzentrationen betragen also für die 
Tauchzählrohre etwa 10 nCi/g , für die Flächenzählrohre 

Tabelle 4 

ungefähr 30 nCi/g. Nuklid Aktivität, bezogen auf einen 
Meßwert von 10' Ilmin 

Die Empfindlichkeit eines Halogen-Endfensterzähirohres für 
Proben geringerer Schichtdicke (0,1 mg/cm' ) ist im Rahmen 
von Routineuntersuchungen gemessen worden . Die fol­
gende Tabelle 3 gibt die im Zusammenhang mit den vorher 
genannten Messungen interessierenden Werte für Cs und 
Sr. Die Proben sind aus denselben Lösungen hergestellt 
worden , die auch für die o. g. Messungen verwendet 
Wurden. 

Tabelle 3 

Nuklid Nennaktivität Meßwert 
Aktivität 

bezogen auf KCI 

Cs 137 2,7 nCi 6431/min 2,1 nCi 

Sr 901Y 90 2,0 nCi 8951/min 2,9 nCi 

K40 0,09 nCi 241/min 0,08 nCi 

Bezogen auf einen Meßwert von 10" Ilmin erhält man dar­
aus die Aktivitätswerte der folgenden Tabelle 4: 

Cs 137 

Sr 901Y 90 
K 40 

42,7 nCi 

22,4 nCi 
37,5 nCi 

6, 1 nCi/cm' 

3,2 nCi/cm' 
5,4 nCi/cm' 

Für diese Versuche wurden Meßschälchen von 30 mm 
Durchmesser verwendet, was der Meßanordnung mit dem 
Zubehör zum Dosisleistungsmesser entspricht. 

Indem man die genannten Aktivitätswerte durch die Pro­
benfläche von 7 cm ' teilt , erhält man die Flächenaktivitäten, 
die in der letzten Spalte der TabeHe 4 eingetragen sind. 

Die Anzeige 10' Ilmin wird also im Falle von Oberflächen­
kontaminationen von einer Aktiv ität von ungefähr 30 nCi 
hervorgerufen, was gleichmäßiger Belegung einer Flächen­
aktivität von etwa 4 nCil cm' entspricht. 

Zur Abschätzung der Störung durch die Umgebungsstrah­
lung se ien noch d ie Empfindlichkeiten der verschiedenen 
Zählrohre für )I-Strahlung angegeben. 

Tabelle 5 

Empfindlichkeit verschiedener Zählrohre für y-Strah lung in 
Ilmin 

mRlh 

Zählrohr 
Strahler 18527 FHZ89 ZP 1080 FHZ 72 L 

Cs 137 2240 2020 3260 3710 

C060 2850 2480 2180 3420 
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Die Empfindiichkeiten sind für die verwendeten Zählrohre 

I/min 
in etwa gleich und liegen um 3000 mR/h ' d. h. die hier 

betrachtete Vergleichanzeige von etwa 10' Imp/min wird 
bereits bei Dosisleistungen von ungefähr 3 mR/h erreicht. 
Für niederenergetische Strahlung sind die Zählrohre noch 
etwa um den Faktor 2 empfindlicher (vgl. Abb. 6), was aber 
für den Verwendungszweck nicht besonders störend ist, da 
die Zählrohre grundsätzlich in der als Ständer benutzten 
Bleiabschi rmung verwendet werden . 

Die Wirkung der zylindrischen Bleiabschirmung ist beson­
ders gemessen worden . Die Abb . 7 enthält die gemessenen 
Kurven für die Durchlässigkeit zylindrischer Hleiabschir­
mungen für Co 60-, Ra- und Cs 137-Strahlung sowie als 
Beispiele die Wirkung auf den normalen Nulleffekt und den 
durch in der Nähe aufbewahrte Präparate erhöhten Null­
effekt. Der Abschirmungsfaktor für die als Bestandteil der 
Meßanordnung zu betrachtende Bleiabschirmung von 15 mm 
Stärke liegt je nach Strahlenhärte zwischen 2 und 4, sodaß 
als äußere Dosisleistung 10 mR/h für einen Störpegel von 
10' I/min angenommen werden kann . 

Eine zusätziiche Abschirmung, etwa durch Aufbau der Meß­
anordnung an geschützter Stelle, dürfte im Einsatzfalle 
erforderlich sein . Um die Verwendung handelsüblicher Blei­
abschirmungen zusätzlich zu ermöglichen, ist der Außen­
durchmesser der Hülse auf 65 mm entsprechend DIN '44 422 
festgelegt worden. 

Wie eingangs erwähnt, erstreckt sich der Meßbereich für 
die Impulszählung mit Außenzählrohr von 101/min (klein­
ster ablesbarer Wert ) bis 10' Ilmin. Aktivitäten , die Zähl­
raten von mehr a'l s 10' Imp/min bei der vorgesehenen Meß­
anordnung hervorrufen würden , erscheinen jedoch für die 
Messung mit dem beschriebenen Zubehör nicht mehr inter­
essant, denn Lebensmittel mit Kontaminationen von mehr 
als 100 nCi/cm3 sind sicher für den menschlichen Genuß 
nicht mehr brauchbar ; für andere Zwecke lassen sich Kon­
taminationen derartiger Größenordnung u. U. mit der zum 
Dosisleistungsmesser gehörigen ß-Sonde oder auch in 
größerem Abstand über die y-Strahlung messen. 

Die folgende Tabelle 6 gibt hierzu einen Vergleich der Akti­
vitäten , die bei verschiedenen Meßanordnungen unter Ver­
wendung des Dosisleistungsmessers DL 50 jeweils eine 
Nettozählrate von 10' I/min zeigen würden . 

Tabelle 6 

Aktivitäten für gleiche (Netto-)Anzeige 10' I/min bei ver­
schiedenen Meßanordnungen. 

Nr. Meßanordnung Konzentration Oberflächen­
aktivität 

Dosisleistungsmesser in 1 m Abstand 
über großer Fläche (100 mR/h) . 

80nC i/g 300 nCi/cm' 

2 Dosisleistungsmesser mit Aufstecksonde 8 nCi/g 30 nC i/cm' 
in 1 m Höhe über ausgedehnter Fläche 
(10 mR/h). 

3 li-Sond e des Dosisleistungsmessers in 200 nCil Q 30 nC i/cm' 
10 cm Abstand. 

4 Tauchzählrohr eingetaucht bzw. in 1 cm 10 nCi/g 10 nCi/cm' 
Abstand . 

5 Fensterzählrohr in 1 cm Abstand. 30 nCi/g 4 nCi/cm' 

Der Wert zu (1) wurde rein rechnerisch für eine 00 aus­
gedehnte Ebene gleicher Flächenbeiegung nach der Formel 

d = 2 rr oDI\ (1,1 !_er ~lr dr + O,55 ,1/ .J e [Ir dr) 

ermittelt, worin d die Dosisleistung, DK die Dosiskonstante, 
o die Flächenaktivität und f t den Absorptionskoeffizienten 
bedeuten . DK wurde gleich 1 und ft für Luft gleich 
1,2 . 10' m-' angenommen. Die Konzentrationsangabe 
wurde nach der Formel 

d = 2 rr (l D;.;: J (1 + ,ur) e [Ir dr 

für die Dosisleistung an der Oberfläche einer ausgedehn­
ten Menge ermittelt, wobei wieder (l die Voiumenaktivität, 
D;.;: die Dosiskonstante und f-t den Absorptionskoeffizienten 
bedeuten . 

Die Dosiskonstante wurde wieder 1 gesetzt und der Ab­
sorptionskoeffizient für Wasser mit 10 m-' angenommen. 
Die Werte zu (2) ergeben sich aus (1) durch die um den 
Faktor 10 höhere Empfindlichkeit der Aufstecksonde. 

Die Werte zu (3) stelien Mitte lwerte aus Messungen an 
Cs 137 und Sr 90 dar, wobei die Schichtdicke nicht viel 
größer als die Reichweite der ß-Strahlung war (etwa 1 cm). 

Die Werte zu (4) und (5) stellen Mittelwerte aus Messungen 
dar. 

Bei allen Angaben handelt es sich um grobe Näherungs­
werte, die in der Tabelle zusammengestellt sind um eine 
vergi eichende Betrachtung zu erlauben . ' 

Die Bestimmung des Kontaminationsgrades ausgedehnter 
Geländeflächen oder Gewässer ist also recht empfindlich 
mit Hilfe eines Dosisleistungsmessers möglich. 

Stehen umgekehrt nur begrenzte Mengen kontaminierten 
Materials zu r Verfügung,. sodaß die ß-Messung sinnvo ll 
erscheint, so sollen mogllchst kleine Mengen für die Mes­
sung verwendet werden , um den Einfluß der weitreichen­
de.n y-Strahlung gering . zu halten. Ein extremes Beispiel 
ware die Verwendung eines Tauchzählrohres , um etwa die 
Aktivität eines größeren Gewässers durch Eintauchen zu 
messen. Die y-Strahlung, die nach Meßvorschrift ai s Stör­
pegel zu gelten hätte, würde nach dem vorher gesagten 
einen fünfmal so großen Eff~kt ergeben als die entspre­
chende ß-Strahlung. AJCh die zum Dosis leistungsmesser 
gehöri~e Aufstecksonde ist als ß-Detektor nur geeignet, 
Oberfla~he~aktlvltaten zu messen; hier würde, gleichmäßige 
Kontamination vorausgesetzt, der ß-Effekt etwa gleich dem 
y-Effekt sein. 
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Diese Diskussion ze igt aber auch, wie wichtig u. U. eine 
Messung der Kontamination unter weitgehender Ausschal­
tung der ),-Strahlung, also in hinreichender Abschirmung, 
mit den genannten ß-Zählrohren se in kann. Dann allerdings 
wird in den meisten Fäl len nicht die obere Meßgrenze des 
Gerätes, sondern die untere interessieren, die bereits mit 
101/min ais unterem ablesbaren Wert angegeben worden 
ist. Ungeachtet der Meßgenauigkeit sind also im Grenz­
falle 0,1 Ofo der in Tabel le 2 angegebenen Aktivitäten nach­
weisbar. Diese Werte l iegen, für verschiedene Nuklide und 
Meßeinrichtungen schwankend, bei 10 pCi/g . Hier bietet 
sich ein Vergleich mit Konzentrationswerten der Strahlen­
sChutzverordnung an. Diese betragen z. B. für Sr 90 1 pCil g, 
für Cs 137 200 pCil g, die Werte für die übrigen im Fallout 
vorkommenden Stoffe liegen alle im Bereich zwischen 
10 pCi/g (J 131) und 9000 pCi/g (Nb 97) . 

Müller und Nemecek*) haben 1965 eine Untersuchung über 
die Empfindlichkeit des Zählrohres FH 72 für die ve rschie­
denen im Fai lout vorkommenden Nuklide angestellt. Sie 
haben oe7.p.iat. daß die Empfindlichkeit des Zählrohres für 
Spaltproduktgemische verschiedenen Alters von zehn Stun­
den bis eineinhalb Jahren praktisch gleich der für K 40 ist, 
obwohl die Werte für die einzelnen Komponenten beträcht­
lich schwanken . In dem bezeichneten Zeitraum nimmt die 
maximal zulässige Konzentration der Gesamtaktivität des 
Spaltproduktgemisches von 350 pCil cm ' auf 26 pCil cm' **) 
ab, liegt also in einem Bereich , der von der Meßeinrichtung 
mit dem Zubehör zum Dosisleistungsmesser DL 50 erfaßt 
werden kann. Selbst unter der Annahme, daß z. B. in 
Lebensmitte ln Einze lnukl ide besonders angere ichert vor­
kommen und man für eine Gesamt-ß-Messung nur den 
Konzentrationswert für unbekannte Gem ische heranziehen 
will (1 pCi/cm' für Gemische ohne Rad ium) , so liegt dieser 
Wert nur um den Fakto r 10 unter der oben bezeichneten 
Grenze. 

Vor einer abschließenden Diskussion sollten noch die 
Fehlergrenzen erwähnt werden. Der Fehlerbereich des Ge­
rätes kann gemäß Richtlinien des Bundesamtes für zivi len 
Bevölkerungsschutz ± 25 010 , bei Berücksichtigung eines 
Temperatureinflusses im Bereich von - 30 bis + 500 C so­
gar ± 45 010 betragen . In diesem Betrag ist ein Ablese­
fehler nur bedingt enthalten, denn besonders in den unteren 
Meßbereicher. ist wegen der starken statistischen Schwan­
kungen der Anzeige eine lange Beobachtungszeit notwen­
dig, um gen aue Meßwerte zu erhalten. Außerdem kommt der 
Fehler der verwendeten Zählrohre hinzu , der z. Z. noch 
nicht in Richtlinien festgelegt ist. Abgesehen von der Ab­
weichung der verschiedenen Typen, die in einer Meßvor­
Schrift berücksichtigt werden kann, dürften die Schwan­
kungen für Zäh lrohre des gleichen Typs ebenfalls in der 
Größenordnung von 20010 liegen. (Für vier Zählrohre FHZ 72 
wurden allerdings geringere Abweichungen gemessen.) 

Der Gerätefehler spielt bei derartigen Messungen jedoch 
eine untergeord nete Rolle, weil ei nmal der grundsätzliche 
Fehier der Messung , der auf die unterschiedliche Energie 
der Strah lung der verschiedenen Nuklide zurückzuführen 
ist, viel größer sein kann, zum anderen der in der Meß­
anordnung begründete Fehler infolge Inhomogenität der 
Probe, Kontamination von Gerät oder dergleichen , minde­
stens die gleiche Größenordnung aufweisen dürfte. 

Der erste Punkt ist oben bereits angesprochen worden . Da 
der grundsätzliche Fehler jedoch nicht ausgeschaltet wer­
den kann, so lange man nicht eine Aufberei tung der Probe 
mit einer Selektion der Aktivität in Betracht zieht, erscheint 

') S. Müller und P. Nemecek, Die Messung der radioaktiven Kon­
tam ination von Flüssiq kei ten mit dem Radi ameter FH 40 T, 
Mitteilung der Fa. Frieseke & Hoepfner, März 1965. 

") Nach anderen Berechnungen von 90 auf 6 pei/Cm:l. 

es durchaus sinnvoll , alle derartigen Messungen, wie auch 
im Normalfalie üblich, auf K 40 zu beziehen und die Aus­
wertung der Meßergebnisse, auch wenn das gemessene 
Gemisch irgendwoher bekannt sein sollte, an geeigneter 
Stelle unter diesem Gesichtspunkt vorzunehmen. 

Damit kann eine definierte Meßvorschrift festgelegt werden , 
die Meßergebnisse werden vergl eichbar und die Meßfeh­
ler auf ein Mindestmaß verringert, vorausgesetzt, daß der 
mit der Messung betraute Personen kreis eine entsprechend 
so rgfältige Ausbildung erfahren hat. 

So kann zum Schluß festgehalten werden , daß mit dem 
Zubehör zum Dosisleistungsmesser die Messung von Ge­
samt-ß-Aktivitäten , bezogen auf K 40, bis herunter zum Be­
reich der Konzentrationswerte der Strahlenschutzverord­
nung mit einer Genauigkeit von etwa einem Faktor 2 nach 
oben und unten möglich ist. 

Für einen Katastrophenfall erscheint der Meßbereich eben­
so wie die erreichbare Meßgenauigkeit völlig ausreichend, 
um vorläufige Entscheidungen über die Verwendbarkeit von 
Wasser, Lebens- und Futtermitteln oder Material zu treffen , 
um so mehr, da davon auszugehen ist, daß die Toleranz­
werte der Strahlenschutzverordnung in kritischen Situatio­
nen keine absoluten Grenzwerte darstellen , sondern z. B. 
entsprechend vorliegenden Empfehlungen , je nach Lage, 
Konzentration bi s zum Hundertfachen dieser Werte oder 
noch höher toleriert werden müssen. 

Liste des Großen Zubehörs zum Dosisleistungsmesser DL 50 

1. Meßzubehör 

1.1 2 {l-y-Tauchzählrohre . 20 mm Durchmesser mit Normsockel 
DIN 44 421. Gesamtlänge 175 mm max. Länge des empfind­
lichen Volumens ca. 60 - 70 mm. 

1.2 2 BeGher zur Aufnahme der Meßflüscigkei t , Kunststoff. Ge-
samthöhe 160 mm , Außendurchmesser 35 mm, mit Paß­
ansatz zum Aufstecken der Z':ihlrohrfassung. gleichzeitig 
Schutzbehälter zur Aufnahme c':J r T2Uchzähirohre im Trans­
portkoffer. 

1.3 1 Endfensterzählrohr, Frnsterdurchmcss~r ca. 30 mm . mit 
Normsockel DIN 44 421 , Außendurchmesser max. 35 mm , 
Gesamtlänge max. 85 mm. 

1.4 Schutzh ülse fü r Endfensterzählrohr, 35,5 mm Durchmesser 
innen , Gesamtlänge 70 mm , gleichzei t ig Meßbecher ca . 
65 cm' Inh alt. 

1.5 3 Verschlußdeckel für Becher, gleichze it ;g Fassung tür ZAhl -
rohre zur Aufbewahrung im Transportkoffer. 

1.6 1 Normfassung für Zäh lrohre DIN 44 421 mit Stecker für An-
schlußkabel. 

1.7 1 Anschlußkabel zum Dos;sleistungsmesser DL 50. 
1.8 Bleiabsch irmung , bestehend aus : 
1.8.1 Hülse, außen 65,6 mm Durchmesser, innen 36 mm Durch­

messer, Höhe 130 mm , gefaßt in korros ionsfesten Metali ­
rohren (z. B. Mess ing , rostfreier Stahl). 

1.8.2 1 Boden , 20 mm stark , 65 ,6 mm Durchmesser , gefaßt in 
Meta llring . 

1.9 2 Abstandsstücke aus Kunststoff zum Aufsetzen auf Zählrohr-
rand 35 mm Durchmesser, 10 mm hoch . 

1.10 Bedienungsanlei tung. 
1.11 Protoko ll heft DIN A 5 mit Sch reibsti ft. 
1.12 1 Transportkoffer , KunststOff, Innenmaße 230 x 240 x 82 mm , 

mit Paßeinsatz zur Au fnahme der Geräte Pos. 1.1 bis 1.11 . 

2. Probenahmezubehör 

2.1 1 Schere, zum Abschneiden von Bewuchsproben und dgl. , 
mit Feder, ca. 215 mm lang . 

2.2 1 Messer mit durchgehender Klinge , zum Zerkleinern von 
Proben, ca. 170 mm lang. 

2.3 1 Tiegelzange, zur Handhabung kontaminierten Materials, 
ca. 215 mm lang. 

2.4 1 Pinzette, zur Handhabung von Kleinteilen, ca. 210 mm 
lang. 

2.5 1 Metallspatel, zur Entnahme von Proben , 180 mm lang, 
B lattbreite 40 mm . 

2.6 1 Absteckrahmen , Metall , mit Dornen zum Festsetzen im 
Boden, außen 150 x 150 mm , innen 100 x 100 mm, als Maß 
zur Entnahme von Bewuchs und Bodenproben. 
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2.7 1 Fangleine aus Nylonschnur, zur Entnahme von Wasser-
probe~ mittels Probenflasche. 10 m lang, 3 mm Durchmes­
se" mit Fassu ng zum Eins8tzen der Flasche, auf Wickel­
brett. 

2.8 1 Tauchgow'cht aus Messing oder korrosionsfestem Stahl , 
25 mm Durchmesser, 300 9 schwer. 

2.9 100 Probenbeutel aus Polyäthylen 125 x 180 mm mit Aufdruck 
und Verschluß. 

2.10 10 Sammel- und Transportbeutel für verpackte Proben, 
POlyäthylen, 220 x 320 mm mit Schnurverschluß. 

2.11 1 Bedienungsan le i tung . 

2.12 Protokoiiheit DIN A 5 mit Schreibstift. 

2.13 1 Transportkoffer, Abmessungen und Ausführung wie Pos. 1.12, 
mit Paßeinsatz zur Aufn ah me der Gerät8 Pos. 2. 1 bis 2.12. 

~ . E :g ~nzungs- und Rein igungsgerät 

3.1 C 

>.L 

3.3 10 
3.4 1 

3.5 

3.6 

3.7 
3.8 
3.9 

Transportbehälter. Kunststoff. mit Tragegurt CL! . 400 mm, 
Innenabmessungen 65 mm Durchmesser , 170 mm hoch. 
Bleiabschirmung zum Einsatz in Transportbehälte r, beste­
hend aus 1 Hülse g8m . 1.8.1 und 2 Böden gem. 1.8.2. 
Probeflaschen, Polyäthylen, Inhalt 250 cm·' . 
Tragekorb aus Draht cder Kunststoff zum Transport von 
10 Probeflaschen. 
Re 'nigungswanne, Innenmaße 252 x 1"6 mm, 100 mm hoch , 
Kunststoff. 
Packung Papiertücher, 200 Stück, ve rpackt in Reinigungs­
wanne passend. 
Flasche Reinigungsmittel 1 I. 
Ersatzmaterial (Proben becher , Probenbeutcl ). 
Transpo rt kiste aus Aluminium, Abmessung en innen 
550 x 305 x 260 mm, zur Aufnahme des Gerätes Pos. 1.12, 
2.13 und 3.1 bis 3.9. 

Großschutzröume des Grundschutzes in Verbindung 
mit Tiefgaragen als Mehrzweckbauten 

Von H. Leutz, Bad Godesberg 

In mehreren europäischen Staaten , wobei insbesondere die 
Schweiz, Schweden und die Niederlande sowie auch die 
Sowjetunion hervorzuheben sind, werden zum Schutz der 
Zivilbevölkerung Tiefgaragen und Untergrundbahnen als 
öffentliche Großschutzräume, d. h. als Mehrzweckanlagen 
ausgebaut. Auch in der Bundesrepublik Deu tschland werden 
derartige Projekte seit Jahren gefördert. Der Bund über­
nimmt im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel die 
zivilschutzbedingten Mehrkosten von Pianung und Ausfüh­
rung . Über die Förderungsmöglichkeit der von den Ländern 
und Gemeinden vorgeschlagenen Bauvorhaben entscheidet 
eine interministeriel le Kommission (IMK) unter Vorsitz des 
Bundesministeriums des Innern. Mitglieder der IMK sind 
neben dem Bundesministerium des Innern das Bundesmi­
nisterium der Finanzen und das Bundesministerium für 
Verkehr, das Bundesschatzministerium, das Bundesministe­
rium für Wirtschaft und das Bundesministerium für Woh­
nungswesen und Städtebau. Seit der konstituierenden Sit­
zung der IMK im Dezember 1961 bis heute wurden etwa 
120 Projekte behandelt. Daneben werden vorhandene 
Schutzbunker und Schutzstollen entsprechend ihrer Druck­
resistenz instandgesetzt und den heutigen Waffenwirkun­
gen angepaßt. 
Bauherren , die beabsichtigen, bei Neubauten öffentliche 
Großschutzräume des Grundschutzes in Verbindung mit 
Tiefgaragen oder Untergrundbahnen einzuplanen und aus­
zubauen, stellen zwecks finanzieller Förderung formlose 
Anträge an den Herrn Bundesminister des Innern , Bonn, 
Rheindorfer Straße. Zweckmäßigerweise werd en einem so l­
chen Antrag Planungsunterlagen des vorgesehenen Ob­
jektes beigefügt. 
Obwoh l der Bund die vollen Mehrkosten trägt und die 
Schutzmaßnahmen ausschließlich der örtlichen Bevölkerung 
zugute kommen würden , besteht für diese Maßnahme noch 
keine der Bedeutung der Vorkehrungen angemessene 
Nachfrage, 
Nobelpreisträger Professor Eugene W. Wigner, USA, hat in 
einem Leitartikel der Zeitschrift "Survive " im Mai 1968 drei 
nach seiner Ansicht wichtige Gründe für die Hindernisse bei 
Zivi lschutzmaßnahmen genannt. 

Der erste Grund ist die Macht der Anti -Zivi lschutzgruppen. 
Äbgesehen von denjenigen , die in offener Opposition zu 

unserer Gesel lschaft stehen , glauben viele an folgendes 
Argument: 

Wenn wir Schutzräume bauen , Nahrungsmittel und andere 
Dinge bevorraten , treffen wir Vorbereitungen gegen einen 
mög'l ichen Angriff auf unser Land . Solche Vorbereitungen 
würden uns von denjenigen , gegen die wir uns verteidigen , 
trennen und es erschweren, eine wahre Freundschaft zu 
entwickeln . Tatsächlich erscheinen aber diese Maßnahmen 
als geringste Ursache für eine angespannte internationale 
Lage. Der zweite Grund für einen mangelnden Impuls bei 
Zivilschutzvorkehrungen ergibt sich wohl daraus, daß es 
unangenehm ist, an Katastrophen zu denken, besonders 
an derartig schwere, wie sie ei n atomarer Krieg bedeutet. 

Der dritte Grund , weshalb der Zivilschutz nicht als ernstes 
Problem behandelt wird, ist die Tatsache, daß der Blick 
durch Wunschdenken häufig getrübt wird. Man glaubt, daß 
Katastrophen, von denen andere Nationen betroffen und 
zum Teil ausgelöscht wurden , wohl ein für allemal der 
Vergangenheit angehören und gegenwärtig nicht auftreten 
können. Man hält eine Katastrophe für nicht denkbar. Den­
noch ist leicht einzusehen, daß es für alle Verteidigungs­
maßnahmen sehr gefährlich wäre, wollte man diesen Argu­
menten folgen . Die Aufgabe des Zivilschutzes ist zweifel­
los unbeliebt, dennoch muß sie aber im Rahmen des wirt­
schaftlich nur Möglichen erfüHt werden. " 

Die wirtschaftlichen und technischen Gegebenheiten setzen 
zweifellos den baulichen Zivilschutzmaßnahmen Grenzen. 
Ein abso luter Schutz gegen heutige Waffenwirkungen kann 
nicht realisiert werden. Auf der anderen Seite werden Min­
destschutzmaßnahmen, für die Aufwendungen im Rahmen 
des baulichen Zivilschutzes noch technisch und finanziell 
si nnvoll sind , durch die Konzeption eines Grundschutzes 
ermöglicht. AHe Maßnahmen im Grundschutzprogramm er­
geben tatsächlich bei baulichen Vorkehrungen nur geringe 
Mehranforderungen gegenüber einem Ausbau im verstärk­
ten Schutz. 

Die vorliegenden " Bautechnischen Grundsätze" basieren auf 
dem Grundschutzprogramm. Sie so llen eine Anleitung und 
Hilfe sein, um mit geringstmöglichen Mehraufwendungen 
geeignete Anlagen zu vollwertigen Großsch utzräumen des 
Grundschutzes auszubauen. Hierfür können einige wenige 
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Mindestanforderungen formuliert werden, die im Nachfol­
genden zusammengestellt und erläutert werden so·lIen. 
Diese Mindestanforderungen ergeben sich aus dem Schutz­
umfang. 

Grundsätzliche Anforderungen 

SChutzräume des Grundschutzes mit großem Fassungsver­
mögen müssen fo-:gende Mindestanforderungen erfüllen: 

Sie müssen gegen herabfallende Trümmer, gegen radio­
aktive Niederschläge, gegen Brandeinwirkungen sowie 
gegen biologische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe 
Schutz gewähren. Die Schutzräume müssen für Dauerauf­
enthalt geeignet sein , ebenfalls sind Räumlichkeiten für 
eine Bevorratung ven 14 Tagen vorzusehen. 

Großschutzräume sind als in sich geschlossene bau1iche 
Anlagen. die luftd icht abschließbar sein müssen, herzu­
stellen. Sie müssen nach Maßgabe der folgenden Mindest­
anforderungen Eingänge mit jeweils einer Schieuse, Flure, 
Treppen und Rampen, Aufenthaltsräume, Rettungsräume, 
Aufsichtsraum, Abort- und Wilschräume, Notküche, Vor­
ratsräume, Sandvorfilterraum und Räume für die techni­
schen Einrichtungen enthalten. 

Großschutzräume müssen mit von der öffentlichen Versor­
gung unabhängigen Lüftungsanl agen, Anlagen für die Was­
serversorgung und die Abwasserbeseitigung sowie mit 
Stark- und Schwachstromanlagen ausgestattet werden. 

Es wird davon ausgegangen. daß die Zivi'lbevölkerung so­
wohl durch die Wirkungen der Kernwaffen als auch durch 
konventionelle, biologische und chemische Waffen in Mit­
leidenschaft gezogen werden kann. Die Anforderungen für 
bauliche Schutzmaßnahmen aus diesen Waffenwirkungen 
könnten am einfachsten durch einen völlig geschlossenen 
Baukörper ausreichender Resistenz erfüllt werden . Die 
Baukörper müssen aber den konstruktiven Gegebenheiten 
und Möglichkeiten angepaßt werden; die Konstruktion sow 'e 
die Tragfähigkeit üblicher Baustoffe sind begrenzt. Auch 
bedeuten Ein- und Ausgänge sowie Zu- und Abl eitu ngen 
der Versorgungseinrichtungen erhebliche Schwächungen 
der Konstruktion, so daß hierfü r besondere Anford erun gen 
gestellt werden müssen . Im einzelnen ergeben sich fol­
gende Anforderungen: 

Fassungsvermögen 

Das Fassungsvermögen eines Großschutzraumes soll 
grundsätzlich nach der durch die Friedensnutzung des 
Bauwerks vorhandenen Kapazi tät bestimmt werden, aber 
maximal 3000 Personen nicht über- und 1 000 Personen 
nicht unterschreiten. 

Es dürlen nicht mehr als zwei Großschutzräume unmittel­
bar über- oder aneinandergebaut werden, wobei das Fas­
sungsvermögen der einz~lnen Großschutzräume nicht mehr 
als 2000 Personen betragen soll. Das Fassungsvermögen 
von Schutzbauten muß aus Gründen der S:cherheit gegen­
über einem mögl ichen Versagen des Schutzraumes sowie 
wegen der Versorgung und Hygiene sowie den inneren 
Gefahren begrenzt werden. 

Raumbedarf 

Die Friedensnutzung einer Mehrzweckanlage muß grund­
sätzlich vorrang ig sein. Daher hat sich auch die Raumge­
staltung nach der üblichen Nutzung des Gebäudes zu 
richten. Einschränkungen ergeben sich nur insofern, als 
Mindestanforderungen bezüg'lich der Standsiche rheit der 
KOnstruktion im Katastrophenfalle sowie bezüglich eines 
längeren Aufenthaltes und einer Bevorratung und Versor­
gung erlüllt werden müssen. Hierfür werden bestimmte 
Mindestanforderungen aufgestellt. 

Schutzraumgröße: 

Die Anlagan sollen so angeordnet und dimensioniert sein, 
daß sie Betriebseinrichtungen sowohl für die Friedens­
nutzung als auch für das Schutzbauwerk sind. 

Eingänge und Schleusen: 

Großschutzräume müssen wenigstens zwei möglichst weit 
auseinanderliegende Eingänge mit Schleusen haben . 
Übersteigt das Fassungsvermögen 1 000 Personen. ist für je 
1 000 Personen ein weiterer Eingang mit Sch1euse vorzu­
sehen . 

Die lichte Breite der Schleusentüren darf nicht kleiner als 
1,20 m sein . Die Schleuse muß eine Mindestbreite von 
2,40 m und eine Grundfläche von wenigstens 15 m' haben. 
Werden Doppeleingänge gewählt, muß die Bodenfläche der 
Schleuse mindestens 20 m' betragen. 

Die lichte Breite der Flure soll 1,20 m sein. 

Die lichte Breite von Treppen oder Rampen soll mindestens 
1,20 m betragen. 

Im Aufenthaltsraum muß je Schutzplatz wenigstens 0,60 m' 
Grundfläche vorgesehen werden. Die Aufenthaltsräume 
sind durch beheifsmäßige Vorrichtungen (wie Platten und 
Leichtwänd e) für etwa je 100 Schutzplätze zu unterteilen. 

Rettungsräume: 

Für " Erste Hiife" ist mindestens ei n Rettungsraum mit etwa 
20 m' Grundfläche vorgesehen. Übersteigt das Fassu ngsver­
mögen 1 500 Personen, sind zwei Rettungsräume bereit­
zuhalten. 

Aufsichtsraum : 

Für die Schutzraumaufsicht ist ein Raum von etwa 10 m' 
Grundfläche vorzusehen. 

Abort- und Waschräume: 

Die Abort- und Waschräume sind so zu bemessen, daß für 
je 50 Personen ein Aborts itz und ein Waschbecken , sowie 
für je 150 Personen ein Urinalbecken bzw. Standrinne von 
etwa 60 cm Länge zur Ver fügung stehen. Unter der An­
nahme, daß 'h der Schutzraumi nsassen Frauen und Kind 3r 
und 'h Männer sind, müssen die Abort- und Waschräume 
getrennt in besonderen Raumgruppen zusammengefaßt 
werden. 

Krankenräume: 

Rund drei Prozent der gesamten Schutzplätze sind als 
Krankenliegeplätze vorzusehen. Hierfür sind Räume in Ein­
heiten von etwa 50 Plätzen durch Leichtwände oder Platten 
abzutrennen. 

Notküche: 
Zur Versorgung von Kranken und Kindern ist wen igstens 
eine Notküche mit etwa 10m' Grundfläche vorzusehen. 

Vorratsräume: 

Die Räume und Behälter für eine Bevorratung sind so zu 
bemessen, daß für jed e geschlitzte Person wenigstens 
30 I Trinkwasser und 15 I Lebensmittel sowie ein Kraftstoff­
vorrat für 14 Tage gelagert werden können. 
Eine Trinkwasserbevorratung kann antfallen, wenn nach 
Lage des Bauwerks und des Brunnens das Brunnenwasser 
gegen Verunreinigungen durch auslaufende Die oder Kraft­
stoffe oder durch Abwässer und gegen eine ABC-Kontami­
nierung gesichert werden kann. 

SandvorfiI erraum und Räume für technische Anlagen und 
Einrichtungen: 

Die Sandvorfilterräume und die Räume für die tech nischen 
Anlagen und Einrichtungen sind so zu bemessen, daß die 
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Montage und der Betrieb der technischen Anlagen und Ein­
richtungen sichergestel lt sind. Für den Raumbedarf tech­
nischer Anlagen und Einrichtungen sind u. a. Räume für 
die Netzersatzanlage, für die Lüftungsanlagen einschließ­
lich Raumfilter, Wassergewinnung und gegebenenfalls -auf­
bereitung sowie für eine Abwasserhebeanlage zu berück­
sichtigen. 

Die lichte Höhe aller Räume soil wenigstens 2,50 m be­
tragen. 

Belastungsannahmen 

Im Grundschutzprogramm wird auf eine Resistenz des Bau­
werkes gegen Druckstoßbelastungen aus Waffen verzichtet. 
Dennoch muß mit zusätzlichen Beanspruchungen des 
Schutzraumes aus den Trümmern einstürzender Gebäude 
gerechnet werden, wobei die Trümmerbildung durch mittlere 
Waffenwirkungen und Brände verursacht werden kann . Be­
denkt man die vielen Unsicherheiten , die bei Katastrophen­
fällen möglich sind , so erscheinen generalisierende Last­
annahmen, die auf die Lastverteilung keine Rücksicht 
nehmen , gerechtfertigt. 

Bei Großschutzräumen, die in bebauten Stadtgebieten lie­
gen, sind für die umfassenden Bauteile folgende Belastun­
gen anzunehmen : 

Zusätz·l ich zur Eigengewichts- und Verkehrslast sowie der 
Belastung aus Erd- und Wasserdruck ist zu berücksichtigen: 
Für Decl<en allgemein und im Bereich von Gebäuden bis 
zu zwei Geschossen eine gleichmäßig verteilte Trümmer­
last von 1 000 kp/m'. Für jedes weitere ausgebaute Voll­
geschoß sind 500 kp/m' anzunehmen . 

Bei Stah lbetonskelett- und brandgeschützten Stahlskelett­
konstruktionen (Feuerwiderstandsdauer mindestens F 90) 
können durch besonderen Nachweis Abminderungen an­
gesetzt werden . 

Für Umfassungswände gilt eine horizontale 
Belastung im allgemeinen von 750 kp/m', 

im Bereich von Grundwasser und bei nicht 
erdberührten Innenwänden und Abschlüssen 
im Gebäudeinnern von 1 000 kp/m 2 , 

soweit sich nicht eine höhere Belastung durch zusätzlichen 
Erddruck aus Trümmerlasten ergibt. 

Für freistehende Bauteile und Abschlüsse ist eine gleich­
mäßige Belastung von 2000 kp/m' anzusetzen. 

Der Standsicherheitsnachweis ist nach den üblichen Metho­
den der Statik und mit den zulässigen Materialspannungen 
der gÜ'ltigen technischen Baubestimmungen zu führen . 
Fundamente sind ohne Zusatzlasten zu bemessen. Die 
gesamten Trümmerlasten von zusammengestürzten Häusern 
müssen von der Schutzraumkonstruktion aufgenommen 
werden können. Die Beanspruchung durch herabfallende 
Trümmer, die aus der beim Einsturz von Gebäudeteilen 
auftretenden Auftreffwucht und aus der ruhenden Last der 
Gebäudetrümmer bestehen, werden durch gleichmäßig ver­
teilte statische Ersatzlasten berücksichtigt. Hierbei darf 
aber nur bei kieineren Stützweiten (z. B. bei Hausschutz­
räumen) eine Verringerung der Trümmerlasten durch Ge­
wölbewirkung angenommen werden . Be i Großschutzräumen 
ist wegen der großen Grundrißabmessungen eine Abmin­
derung im allgemeinen nicht zulässig, es sei denn, daß 
die aufgehende Konstruktion beim Zusammensturz teilweise 
erhalten bleibt und eine gewisse Reduzierung der Trüm­
merlasten erlaubt. Umfassungswände von Schutzräumen, 
die durch den Erddruck oder die Last von Gebäudetrüm­
mern beansprucht werden können , sind mit dem infolge 
der Ersatzlast erhöhten Erdruhedruck zu berechnen. 

Radioaktive Niederschläge 

Großschutzräume sind so auszuführen, daß von der Strah­
lung radioaktiver Niederschläge höchstens der hundertste 
Teil in das Innere des Schutzraumes eindringen kann . 

Die radioaktiven Sprengkörperrückstände, welche bei 
boden nahen Explosionen mit verdampftem Erdmateriai ver­
mengt und hochgeschleudert werden , kondensieren bei 
der Abkühlung zu staub- bis sandkornart igen Partikeln. 
Die Ablagerung des verstrahlten Materials als radioaktiver 
Niederschlag erfolgt vorzugsweise in der Mitwindrichtung. 
Bei der Bodenexplosion einer 80-Kt-Waffe beträgt die 
Strahlungsintensität der rad ioaktiven Niederschläge min­
destens 3000 R/h in einer Entfernung VOn vi er km vom 
Nullpunkt und mindestens 1 000 R/h in einer Entfernung 
von mindestens zehn km vom Nullpunkt (Bezugsdosis­
leistung nach einer Stunde). Für den Grundschutz muß mit 
einer tatsäch1ichen Dosisleistung in der Größenordnung 
von mindestens 1 000 R/h gerechnet werden. Um diese 
Strahlungsbelastung auf ein erträgl iches Maß zu reduzieren , 
ist ein Schutzfaktor von mindestens 100 oder zwei Zehntel­
wertsdicken erforderlich. 

Diese Anforderung kann erfül lt werden bei Außenbauten 
durch 0,40 m und bei Umfassungsbauteilen innerhalb von 
Gebäuden durch 0,30 m dicke Stahlbetonteile. Ein 0,30 m 
dickes Stahlbetonbauteil entspricht etwa 1,5 Zehntelwerts­
dicken , bei Innenbauten wird die abschirmende Wirkung 
der übrigen Konstruktion berücksichtigt. 

Brandeinwirkung 

Decken und Außenwände von Großschutzräumen sind unter 
Berücksichtigung von Überdeckungen und Anschütlunge.n 
zum Schutz gegen äußere Brandeinwirkung so auszubilden, 
daß bei einer für die Dauer von sechs Stunden auf sie 
einwirkenden Wärmebelastung von 4000 C die Oberflächen­
temperatur an den Decken- und Wandinnenseiten auf nicht 
mehr als 300 C ansteigt. Diese Anforderung kann z. B. 
durch ein Stahlbetonmassivbautei'l von mindestens 0,30 m 
Dicke erfü llt werden. 

Bei Bränden kann durch Vermischung mit den heißen 
Rauchgasen die Außenlufttemperatur in der Nähe des 
Brandherdes, insbesondere bei Flächenbränden und Feuer­
stürmen, mehrere 1000 C betragen. Zusammengestürzte 
Gebäudetrümmerma3sen mit brennenden und brennbaren 
Bestandteilen bilden meilerartige Trümmerkegel , in denen 
Temperatu ren von mehreren 1000 C über Tage auftreten 
können. Diese verhältnismäßig langen Wärmebe lastungen 
führen langsam zu einer kritischen Erwärmung der Um­
fassungsbauteile, wobei schließlich die Raumlufttemperatur 
unzulässig hohe Werte erreichen kann. Die Bemessung 
gegen eine unzuiässig hohe Erwärmung geht von mittleren 
Meilergrößen und der Einschränkung aus, daß ein aus­
reichender Wärmeschutz innerhalb der ersten 48 Stunden 
nach einer Meilerbildung entscheidend ist . 

Ein Überleben in den Schutzräumen ist natürlich auch von 
der Temperatu r dei Zuluft abhängig . 

Neben einem ausreichenden Wärmeschutz durch die Um­
fassungsbauteile stellt ein wichtiges Problem eine aus­
reichende Widerstandsfähigkeit der Abschlüsse gegen 
Wärme dar. Die Abschlüsse bilden das schwächste Glied 
der Umfassungsbauteile. Treten hOhe Temperaturen an 
außenliegenden Absch lüssen auf, wird im a11gemeinen ihre 
Gasdichtigkeit nicht mehr gewährleistet werden können. 
Zum Teil treten je nach KonstrUktionsart auch starke 
bleibende Verformungen und Zerstörungen auf. Nach den 
Ergebnissen experimenteller Arbeiten dürfen wir aber heute 
davon ausgehen, daß Abschlüsse in Verbindung mit 
Schleusen insgesamt den geforderten Schutzumfang er­
fullen, da der Innenliegende Abschluß infolge des vorhan-
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denen Luftpolsters im allgemeinen nicht gefährdet ist. Es 
kommt praktisch nicht zu einer voHständigen Zerstörung 
des außen liegenden Abschlu sses, so daß dieser eine er­
hebliche abschirmende Wirkung ausübt. 

Konstruktionsanforderungen 

Großschutzräume sind in Stahlbeton auszuführen. 

Die Stützweiten der Decken sollen nicht größer als 12,50 m 
sein. Bei Großschutzräumen soll, soweit es die friedens­
mäßige Nutzung zuläßt, der Raum innerhalb der Umfas­
sungswände unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Durchfahrtsbreiten durch Stahlbetonwände von mindestens 
0,3 m Dicke in Einzelabschnitte von 300 - 400 m2 zum 
Schutz gegen durchschlagende herkömmliche Sprengkörper 
unterteilt werden . 

Diese Unterteilung ist erforderlich, da die Schutzräume 
nicht als volltreffersicher gegen herkömmliche Spreng­
körper anzusehen sind. 

Eine Überschreitung der vorgeschlagenen maximalen Stütz­
Weite sollte nur bei besonderen technischen Bedingungen 
erfolgen. 

Technische Anlagen und Einrichtungen 

Die technischen Anlagen und Einrichtungen von Groß­
schutzräumen müssen Daueraufenthalt bei erträglichen 
raumklimatischen und hygienischen Verhältnissen und aus­
reichender Beleuchtung gewährleisten. 

Automatische Regelaniagen sind nur für die Netzersatz­
anlage zur Regelung des Raumluftzustandes, für Drucker­
höhungsanlagen , Abwasserpumpen und den Kühlwasser­
kreislauf zu verwenden. Daneben muß aber auch eine Rege­
lung durch Handbetrieb möglich sein . 

Lüftungsanlagen 

Alle Schutzräume müssen mit Lüftungsanlagen ausgestattet 
sein, damit im Schutzrauminnern auch bei Dauerbelegung 
physiologisch zumutbare Verhältnisse gewährleistet sind . 
Mit der Lüftungsanlage soilen Sauerstoff zugeführt und 
Kohlensäure, Feuchtigkeit und Wärme abgeführt werden. 
Dieser Austausch muß so geführt werden, daß keine schäd­
lichen Einflüsse von Waffenwirkungen durch die Lüftungs­
öffnungen in den Schutzraum eindringen können. 

Daher wird im Schutzluftfall die Außenluft über Filter ge­
führt, wobei für den ABC-Schutz geeignete Raumfilter und 
für die Wärme- und Feuchtigkeitspufferung sowie für eine 
Grobstaubfilterung Sandvorfilter verwendet werden. Die 
Lüftungsanlage muß als maximalen Raumluftzustand eine 
Effektivtemperatur von 26° C in den Grenzen von 26° C 
bei 100 Prozent relativer Feuchte und 30° C bei 50 Pro­
zent relativer Feuchte gewährleisten können. 

Die Lüftungsaniage muß unter Zusatz der Außenluftrate 
im Normal- und Schutzlüftungsfall mit einem bestimmten 
Umluftanteil gefahren werden, damit der geforderte Raum­
luftzustand erreic~t wird. 
Die Außenluftrate muß je geschützte Person im Normal­
lüftungsfall 150 I/min, im Schutzlüftungsfall mindestens 
30 I/min betragen. 
Bei der Bemessung der Anlage ist für jede geschützte 
Person eine Wärmeabgabe von 100 kcai in der Stunde an­
Zusetzen. Für den Zustand der Außenluft ist der Bereich 
zwischen 32° C bei 40 Prozent relativer Feuchte und der 
Ortstemperatur im Winter nach DIN 4701 (90 bis 95 Pro­
zent relativer Feuchte) anzunehmen. Sonneneinstrahlung und 
Wärmeabgabe der Beleuchtung dürfen außer Ansatz 
bleiben . 
Der Temperaturunterschied zwischen der Raumluft und der 
Zuluft soll rd. 7 bis 10° C betragen. 
Die LÜftungsanlage muß einen Überdruck zwischen 5 und 
20 mm WS aufrechterhalten können . 

Filter 

Bei der SChutzlüftung ist die Außenlutt über Sandvorfilter 
und einen ABC-Filte r anzusaugen. 
Die Sandvorfilter müssen geeignet sein , das Eindringen 
radioaktiven Staubes und anderer schädiicher Stäube aus­
reichend zu verhindern. 

Die Sandvorfilter sind darüber hinaus so auszubilden, daß 
bei einer über sechs Stunden auf sie einwirkenden Außen­
luft mit einer Temperatur von 200° C die Zulufttemperatur 
auf nicht mehr als 30° C ansteigt. 

Die Schutzwirkung von Sandfiltern gegen Wärme ist, wenn 
sie nach den vorliegenden Bautechnischen Grundsätzen 
ausgeführt wird , durch eine Reihe experimenteller Arbeiten 
ausreichend belegt. Im Sandvorfi lterraum ist für einen Luft­
durchgang von 1 000 I/min 1 m3 ungewaschener Brechsand 
der Korngruppe 3/7 vorzusehen. Die Sandschüttung soll in 
Richtung des Luftdurchganges eine Höhe von 2 m haben. 

Hinter dem Sandvorfilter werden ein Schwebstoffilter (Son­
derklasse S) und ein Aktivkohlefiiter in Raumfilterbauweise 
geschaltet, die eine Feinstreinigung der Außenluftrate bei 
ABC-Verunreinigungen gewährleisten. 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Der Daueraufenthalt einer großen Anzahl Menschen in 
Schutzräumen bringt erhebliche Probleme der Wasserver­
sorgung und Abwasserbeseitigung unter den besonderen 
Bedingungen des Schutzfalles mit sich. Das Trinkwasser 
muß während des gesamten Aufenthaltes von ausreichender 
Qualität sein . Für Zwecke der Kühlung müssen erhebliche 
Wassermengen bereitgestellt werden , die aber im alige­
meinen dem öffentlichen Netz im Katastrophenfall nicht 
mehr entnommen werden können . Die Schutzräume sind an 
öffent liche Wasserversorgungsnetze anzuschließen. Zur 
Eigenwasserversorgung ist zusätzlich ein Brunnen anzu.­
legen; öffentliche Schutzräume werden nur dann gebaut, 
wenn die Anlage eines Brunnens möglich ist. Soweit es 
die Qualität des Brunnenwassers unabdingbar erfordert, 
ist eine Wasseraufbereitungsanlage vorzusehen. Übergabe­
behälter und, soweit erforderlich , Vorratsbehälter für Trink­
wasser sind im Schutzraum anzuiegen. Bei einer Trink­
wasserbevorratung müssen die für ein Chloren erforder­
lichen Anlagen vorgesehen werden. 

Die technischen Einrichtungen sind für eine Mehrfach­
nutzung des Brauchwassers anzulegen. 

Die Abwasserbeseitigung wird in erster Linie durch Forde­
rungen der Sicherheit und Wirtschaftlichkeit der Ausfüh­
rungen bestimmt. Die Schutzräume werden daher mit 
Reihenabortanlagen mit Tiefspülung, Sammelsiphon und 
Sammelspülkästen mit verstellbarer Spül menge ausge­
stattet. Sie werden mit einer Abwasserhebeanlage versehen 
und an das örtliche Kanalisationsnetz oder einen Vor­
fluter angeschlossen. 

Stark- und Schwachstromanlagen 

Ähniich dem Fall der Wasserversorgung werden die Schutz­
räume für den Schutzfall mit ei ner Eigenversorgung ausge­
stattet. Es kann nicht erwartet werden , daß das öffentliche 
Netz im Katastrophenfall betriebsfähig bleibt. Zur Eigen­
versorgung werden die SChutzräume mit Netzersatzan­
lagen ausgestattet, die bei Ausfall der öffentlichen Elektri­
zitätsversorgu.ng die gesamte erforderliche Energie bereit­
stellen. 

Die Netzersatzanlagen sollen in der Regel mit wasserge­
kühiten Dieselmotoren ausgestattet werden. Die Diesel­
motoren sind mit elektrischem Anlasser zu starten. Hierzu 
sind Nickel-Cadmium-Startbatterien zu verwenden, deren 
Einsatzbereitschaft mittels Ladegleichrichter siChergestellt 
ist. Die Verbrennungsluft ist dem Maschinenraum zu ent­
nehmen. 
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Vorratsbehälter für Kraftstoffe können für '/3 der Vorrats­
menge in unmittelbarer Nähe des Schutzraumes angelegt 
werden. 

Es dürfen nur Leitungen und Materialien eingebaut werden , 
die für feuchte Räume geeignet sind. Im Aufsichtsraum 
müssen Einrichtungen für Rundfunkempfang und für die 
Übermittlung von Nachrichten und Signalen vorgesehen 
werden. 

Zusammenfassung 

Die Anforderungen an Großschutzräume gewährleisten 
einen Schutzumfang, der einem Grundschutz entspricht. 
Dieser Grundschutz ist bezüglich der baulichen Vor­
kehrungen als Mindestschutz zu betrachten. Der im Ernst­
fai! zur Verfügung stehende Schutz sollte daher den Anfor­
derungen des Grundschutzes entsprechen. Es ist leicht zu 
erkennen, daß auch diese Mindestschutzmaßnahmen bereits 
vorher getroffen werden müssen. 

Aus diesem Grunde erscheint ein planmäßiger Ausbau von 

Die Industrie teilt mit 
(Für d ie Ausführungen der Firmen übern immt die Schriftleitung keine 
Verantwortung I) 

Die Firma ERICH HESSE, CHEMISCHE BAUSTOFFE, 5202 
Hennef (Sieg), Uferstraße 8, berichtet : 

Ein neues, interessantes Programm chemischer Baustoffe 
und flüss iger Kunststoffe für Innen- und Außenabdichtung 
sowie Reparaturen von AIt- und Frischbeton, Natur- und 
Ziegelstein , Verbindung von Metall mit Alt- und Frisch­
beton , Verbindung von Hart-PVC mit Frischbeton und Beton­
imprägnierung mit Tiefenwirkung, deren Verarbeitung ohne 
Spezial kenntnisse, von allen interessierten Bauunterneh­
mungen, erfolgen kann, stellen wir nachstehend vor. 

ROCADUR - flüssiges Betonhaft- und Dichtungsmittel für 
starre Abd ichtungen gegen Druckwasser für Innen- und 
Außenabdichtung. 

Die Innenabdichtung mit ROCADUR ist technisch einwand­
frei gelöst. Es wird eine monolithische Verbindung zum 
Untergrund hergestell t, ganz gleich ob Ait- oder Frisch­
beton , Natur-, Z iegelstein oder gemischtes Mauerwerk. Die 
ROCADUR-Innenabdichtung bietet den großen Vortei l, die 
eventuell auftretenden Beschädigungen, die durch Druck 
oder Stoß im Bauwerk entstehen können , leicht zu kontrol­
lieren oder zu reparieren . Die ROCADUR-Abdichtung bleibt 
auch bei vollständiger Austrocknung wasserdicht und eig net 
sich für hohe, negative Wasserdrücke. Voraussetzung ist 
immer die einwandfreie Beschaffenhei t des Untergrundes. 
Zu erwähnen sind die Diffusionsfähigkeit und gute Wärme­
ableitung be i Schutzbauten. 

Nachstehender Auszug, aus dem Prüfzeugnis Nr. 23-
20432/68 des Staatlichen Materialprüfungsamtes Nord­
rhein-Westfa len beweist die Wasserundurchlässigke it, Druck­
und Standfestigkeit bis zu einer Wassersäuie von 70 mund 
die Haftfestigkeit zum Untergrund : 

Verarbeitung von ROCADUR 

Der Untergrund muß sauber, fre i von Farbresten, Öl etc. 
sein. Morsche Stellen sind zu entfernen, die Fugen aus­
zukratzen und glatte Flächen aufzurauhen. Der Untergrund 

Mehrzweckan lagen im Grundschutz wichtig und zu r Schaf­
fung von Schutzplätzen zweckmäßig. 

Daneben hängt natürlich viel davon ab, wieweit die Be­
völkerung über die Bedeutung der Gefahren der Waffen­
wirkungen und über vernünftige Verhaltensweise unter­
richtet ist. Wer nichts vorbereitet hat, kann im äußersten 
Notfall vielleicht noch gewisse Vorkehrungen treffen, aber 
der damit zu erreichende Schutz wäre nur minimal im 
Vergleich zu den Schutzmöglichkeiten, die durch eine recht­
zeitige planmäßige Vorsorge geschaffen werden können. 

In weiten Teiien der Bundesrepublik sind Schutzmaß­
nahmen zumindest gegen Trümmerschlag , radioaktiven 
Niederschlag und Brandeinwirkungen von äußerster Wich­
tigkeit. Hierzu sind alle Orte zu zählen , an denen die direk­
ten Wirkungen von Kernwaffen wahrscheinlich ohne erheb­
liche Bedeutung sind, die aber insbesondere durch radio­
aktive Niederschläge noch außerordentlich gefährdet sind. 
Hier wird ein wirkungsvoller Schutz für den Ernstfall auch 
durch Grundschutzräume erzielt, die auf der Basis der 
Bautechnischen Grundsätze bei Mehrzweckanlagen geschaf­
fen werden können. 

muß gut vorgenäßt, stehendes Wasser entfernt und fließen­
des Wasser zurückgehalten werden . Die ROCADUR-Ab­
dichtung ist erst nach 3 - 4 Tagen einem negativen Was­
serdruck auszusetzen. 
Voraussetzung ist sauber gewaschener Sand 0 - 3 mm, 
Normenzement Z 275 oder Z 375 und sauberes Wasser 
ohne Verschmutzungen . 
Als Haftgrundlage dient eine Schlämme, die aus einem 
Gemisch von ROCADUR und Wasser 1 : 1 gut vorgemischt 
und je einem Raumteil Sand und Zement besteht. Die 
SChlämme wird als gut verstreichbarer Brei ca. 3 - 4 mm 
porenfrei aufgetragen. Der ROCADUR-Dichlungsmörtel wird 
im Verhältnis drei Teile Wasser und ein Teil ROCADUR 
drei Raumleile Sand, ein Raumteil Zement, beides gut 
vorgemischt, hergesteilt. Wichtig ist, daß der ROCADUR­
Mörtel vor dem Abbinden der Schlämme ca. 1 - 2 cm 
stark aufgebracht und mit dem Reibbrett gut verdichtet 
wird . Die einwandfreie Verdichtung ist von großer Bedeu­
tung . Sollte die Schlämme bereits abgebunden haben, muß 

Rocadur-Innenabdlchtung 

Roeadur-Bodenubcrzug 
2cmsl.lt k 

Rocadur-AuBenabdlchtung 

Rocadur -s pe, r Ichlchl 
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noch einmal geschlämmt werden. Die Ecken sind durch 
Hohlkehlen , frisch auf frisch aufgebracht, zu sichern. Die 
BOdenüberzüge sollen stets 2 cm stark in erdfeuchtem Zu­
stand aufgebracht und durch Stampfen oder Rütlelkelle etc . 
verdichtet werden. 

Bei der Ausb ildung von Arbeitsfugen ist ein rechtwinklige r 
Absatz notwendig. Bei Anschlußarbeiten wässern , vor­
schlämmen und mit ROCADUR-Mörtel we iter arbei ~en . Vor­
gesehene oder bestehende Dehnungsfugen müssen Beach­
tung finden. 

Die ROCADUR-Innen- und Außenabdichtung kann bei Neu­
bauten und zu r Reparatur von alten Bauwerken zuverlässig 
eingesetzt werden. 

RM 12 - flüssiges Betonhaftmittel für Betonreparaturen 
und Betonbeläge, haftet auf altem und neuem Beton, auf 
Natur-, Ziegel- und Betonsteinen . RM 12 quillt nicht auf, 
eignet sich zur Ver.vendung unter Wasser und im Wasser­
wechselbereich ; stellt eine monolithische Verbindung zwi­
schen vorgenannten Materialien und einem Reparaturbeton 
her. 

RM 12-Mörtel darf nur auf gesundem Untergrund mit genü­
gender Eigenfestigkeit aufgebracht, und alle losen Beton­
teHe, Kalkputz, Farbreste, 01 , Lehm usw., müssen entfernt 
werden. 

Die Verarbei tung erfolgt nach den gleichen Richtlinien wie 
be i ROCADUR ; so rgfält iges Vormischen und Verdichten 
beachten . 

Um eine zusätzliche Sicherheit für die Haftung von Boden­
überzügen bzw. Bodenreparaturmassen aus RM 12-Mörtel 
zu erhalten wird empfohlen, die RM 12-Schicht am Rande 
einer Reparatur nicht auf ° auslaufen zu lassen. Die Ränder 
der ReparatursteIlen muß man senkrecht ausstemmen (siehe 
Zeichnung). vorschlämmen und RM 12-Mörtel einbringen 
und verdichten . 

Zeichnung 1 Zeichnung 2 

ISO-PLAST 2 K - Haftbrücke zwischen Metall , Altbeton 
und Frischbeton, kann mit Frischbeton in Verbindung ge­
bracht werden und ist eine gute Isolierung gegen Feuch­
tigkeit. ISO-PLAST kann man hochgradig mit Quarzmehl 
füllen , womit die Schrumpfung weitgehend reduziert wird. 
Es lassen sich alle Metallte ile einwandfrei in Beton ein­
binden und hindurchführen , ohne daß Und ich theiten ent­
stehen. 

Betonplastik, Type PVL, hat die gleichen Eigenschaften wie 
ISO-PLAST 2 K; zusätzliche Verwendung bei der Verbin­
dung von H art - PVC mit Frischbeton, für alle wasser­
dichten Einbindungen von Einbauten und Durchführungen. 
Au ch Betonplastik, Type PVL, kann hochgradig mit Quarz­
mehl gefüllt werden. 

Betonimprägnierung 2 K 

Mit dieser Betonimprägnierung lassen sich alle Beton­
flächen , Alt- oder Frischbeton, einwandfrei mit einer Tiefen­
imprägnierung versehen. Der Frischbeton soll mindestens 
3 - 5 Tage alt sein. 

Das wesentlichste Merkmal der Betonimprägnierung stellt 
die Verlegung des Schutzfilmes in den Beton dar. An der 
Oberfläche darf kein Kunstharzfilm entstehen. Wenn die 
Harzmoleküle besonders tief in den Beton eindringen, 
spricht man von Tiefenimprägnierung. Die verwendeten 
Kunstharze müssen dauerelastisch sein , um die auftreten­
den Bewegungen des Betons durch Druck oder Zug auf­
zunehmen. 

Die Betonimprägnierung 2 K hat eine große Eindringtiefe, 
absolute Wasserabweisung in ausgehärtetem Zustand, ist 
diffusionsfähig. Sie ist resistent gegen Wasser, Seewasser, 
Oie , Treibstoffe und Streusalze. Die Eindringtiefe hängt 
vom WZ-Faktor ab und kann 0,1 bis 20 mm betragen. 

Die Abriebfestigkeit und Beständigkeit des Betons wird 
wesentlich verbessert; die Flächen werden staubfrei. In der 
Regel genügen 2 - 3 An striche, die für eine Säurebestän­
digkeit aber nicht ausreichen. Dafür müssen noch zusätzlich 
2 - 3 Auflagen bis zur Filmbildung aufgebracht werden , 
denn nur ein Kunstharzfilm ist beständig gegen Säure. 

Unierbeion Unlerbolon 

Zu weiteren Informationen stehen technische Merkblätter 
"" •• ".",ml. mdo. und der Beratungsdienst zur Verfügung. 

Staatliches Materlalprülungsamt Nordrheln-Wesllalen 
Dortmund 

Prü!zeugnis Nr. 23 - 20 432/68 

Antragsteller : Conerete-Chemle, Mlltenberg a. M. 

Eingang des Antrages : 20. Mai 1968 

Eingang des PrOlmaterlals : 4. Juni 1968 

Art und Bezeichnung des Prülmaterlals : 

Ein Plastikbehälter mit ca . 10 kg einer we 'ßli chen Flüs5 igkeit . vom 
Antragste ller als Dichtungsmittel " Rocadur" bezeichnet. 

Das Prüfmateria l wurde vom Antragstelle r im Amt eingeliefert. Es 
trug keine Kennzeichen einer amtlichen Entnahme. 

1. Inhalt des Antrages : 

Es sind eine Schlämme und ein Mörtel mit Zusatz von " Rocadur " 
nach vorgegebener Rezeptur herzustellen und nach Aufbringen 
in Form ei ner Besch ichtung auf wasserdurchl ässigen Altbeton auf 
ihr Verhallen be i Beanspruchung durch Druckwasser bei Prüfung 
in Anlehnu ng an die Bestimmungen der DIN 1048 zu untersuchen . 
Außerdem ist die Haftfestigkei t zwischen Beschichtung und Alt­
beton zu ermitteln . 

2. Herstellung dor Probekörper 

2.1. Wasserdurchfässlgkelt 

Für die Durchführung der Prüfung wurden 6 Grundkörper 
(20 cm x 20 cm x 12 cm) aus wasserundurchlässigem Beton her­
gestellt und nach ausreichender Erhärtu ng mittig in Richtung 
der Plattendicke (12 cm) mit einem Durchmesser von 10 cm 

durchbohrt. Die entstandene Olfnung wurde anschließend mit 
wasserdurchlässigem Einkornbeton verfüllt. 

Nach lünftägiger Lagerung Im Laboratorium bei etwa 20 0 C 
und 50 'I. rel. Luftfeuchtigkeit wurden 3 Grundkörper zum 
Nachweis der Wasserdurchlässigkeit des Einkornbetons in 
den Prüfstand eingebaut . die restlichen 3 Grundkörper wurden 
auf einer Platlensei te (20 x 20 cm) mit einer Sch lämme und 
einem Mörtel beschichtet , die nach der vom Antragsteller 
angegebenen Rezeptur wie folgt zusammengesetzt waren . 

Bez. der 
Zusammensetzung der Beschichtung 

Bestand-
Schl ä nme in Mörtel in 

teile 
Raum- Gewi chts- Raum- Gewichts-
teil en teil en teilen te ilen 

" Rocadur" 1.00 1.00 1.00 1.00 
Wasser' ) 1.00 0.93 3.02 2.82 
Zemen t ') 3.07 3.22 4.46 4.67 
PZ 275 
Sand ') 3.07 4.50 13,40 19.62 
0-3 mm 

Rocadur + Wasser 
Zement-- 0.65 0.60 0.90 0.82 

- ) vom Amt zur Verfügung gestellt 
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Die vom Antragsteller angegebene Zusammensetzung des 
Mörtels konnte in bezug auf das Verhältni s "Rocad ur" + Was­
ser zu Zement (0,40) nicht eingehalten werden , da der Mörtel 
wegen zu großer Steife in dieser Zusammensetzung nicht zu 
verarbeiten war. 
Die Schlämme wurde auf di e angefeuchtete Oberfläche der 
liegenden Grundkörper in einer Schichtdicke von ca . 3 mm 
aufgebracht. Noch VOr ihrer Erhärtung wurde auf die Schlämme 
eine weitere ca. 15 mm dicke Schicht aus Mörtel au fgetragen 
und geglättet. 
Nach der Besch ichtung lagerten die Probekörper 24 Stunden 
im Feuchtekasten bei 20 0 C und ca . 95 'I, rei. Luftfeucht igkei t 
und anschließend bis zur Prüfung unter Wasser mit einer 
Temperatur von etwa 18 0 C. 

2.2. Haftlestigkelt 

Als Grundkörper für die Untersuchung der Haftun g der Be­
schichtu ng an altem Beton d iente ei n über 4 Monate al ter 
Betonblock aus den Beständen des Amtes. Nach dem Ent­
fern en der Zementschlämme auf der Oberfläche wurde der 
Betonblock mit Wasser angefeuchtet und die Beschichtung mit 
Schlämme und Mörte l gleicher Zusammensetzung und Schicht­
dicke , wie in Absch nitt 2.1. besch rieben, vorgenommen. 

Bis zur Prüfung wurde der so vorbereitete Probekörper 
24 Stunden mit feuchten Tüchern abgedeckt und anschl ießen d 
im Laboratorium bei etwa 20 0 C und 50 'I. rei. Luftfeuchtig­
keit gelagert . 

3. Durchführung und Ergebnisse der Prüfung 

3.1. WasserundurchlässigkeIt 

Die Prüfung der Besch ichtung auf Wasserundurch lässigkeit 
wurde in Anlehn ung an DIN 1048 - Bestimmungen für Beton­
prüfungen bei Ausführung von Bauwerken aus Beton und 
Stah lbeton (Ausgabe Februar 1957) - § 16 durchgeführt . Dabei 
wurden die beschi chteten Prüfkörper so in den Prüfstand 
e ingebaut , daß der Wasserdruck nach der Durchdr ingu ng des 
Einkornbetons gegen d ie Innenseite der Beschichtung w irkte . 
Nach der Prüfung wurde die Beschichtung vom Grundkörper 
gelöst und d ie Eindringtiefe des Wassers in die ca . 1,8 cm 
d icke Beschichtung erm ittelt. 

In der folgenden Tafel werden di e Ergebnisse der Prüfung 
aufgeführt. 

Alter der Besch ichtung bei Prüfbeginn : 7 Tage . 

Ud. Nr. 
der 

Proben 

1 

2 
3 

B eo bachtungen 
während der Prüfun g nach der Prüfung 

nach 48 24 24 Std . max imale 
be i 1 3 7 kp/cm ' Eindringtiefe 

Wasserdruck cm 

Die Oberfläche 

der Beschichtung 

bl ieb trocken 

1,50 

1,45 

1,35 

Bei den nicht beschichteten Probekörpern trat bei ei nem 
Wasserdruck von 1 kp/c m' im Berei ch des Einkornbe tons nach 
10 Sekunden Prüfzeit auf der vom Wasserdruck abgewandten 
Seite Wasser aus. 

3.2. Haftfestigkeit 

Vor der Prüfung wurde die Zementschlämme von der Ober­
fl äche der Beschichtung entfernt und an 5 Stellen die Be­
schichtung mit einem Hohlbohrer (Durchmesser ca. 80 mm) 
bi s auf den Beton des darunterl iegenden Grundkörpers auf­
gebohrt . Auf den so von der übrigen Beschichtung abget renn­
ten etwa 47 cm' großen Prüfflächen wurden Zugstempel mIt 
einem Zweikomponenten-Kunststoffkleber aufgeklebt und 
nach ausreichender Erhärtung des Klebers mit einer Zugvor­
richtung senkrecht zur Besch ichtungsebene belastet. 
Die Ergebnisse der Haltfestigkei tsprüfung werden in der nach­
folgenden Tafel zusam mengestellt. 

Alter der Beschichtung am Prüf tage : 11 Tage. 

Ud . Nr. Durchmesser Ermittelte Haftfest igkeit 
der der Prüffiäche der Beschichtu ng 

Prüffläche in mm in kpfcm' 

78 11 ,1 

2 77 10,8 

3 77 11 ,8 

4 77 14,5 

5 78 14,3 

Mittelwert: 12,5 

Die Bruchflächen lagen be i all en 5 Prüfflächen im oberen 
Bereich des Mörtels und zwar 1 bis 5 mm unter der Mörtel­
oberfläche. 
Es kann ausgesagt werd en, daß an den untersuchten Prüf­
flächen d ie HafHestigkeit zwischen der Besch ich tung und dem 
Grundkörper über den Werten der vorstehenden Tufel lagen. 

Dortmund , den 25. Oktober 1968 

Der Dezernen t 
In Vert retung 

Dlpl.-Ing. HaI/mann 

Der Abteilungsleiter 
In Vertretung 

Dr,-Ing. Weslhoff 
Oberregierungsrat 

Der verbesserte AUER-GAS-TESTER - Modell 68 

Durch konsequente Weiterentwicklung des AUER-GAS­
TESTERS ist es gelungen, die Form dahingehend zu ver­
bessern, daß das Pumpvolumen auch bei Messungen durch 
ungeschulte Personen praktisch unabhängig von persön­
lichen Einflüssen ist. 

Die durchgeführte Änderung hat die Pumpeigenschaften 
so weit verbessert, daß die maximale Abweichung unter 
Berücksichtigung aller Einflüsse jetzt auf ± 5 % gesenkt 
werden konnte. 

Die konstruktive Neugestaltung des Pumpenkörpers hat an 
den bisherigen Qualitäten des AUER-GAS-TESTERS, wie 
Robustheit , Korrosionsbeständigkeit und sichere Arbe its­
weise durch einfache Kontroll- und Prüfmöglichkeit, nichts 
geändert. 

Auergesellschaft GmbH, 1 Berlin 65 West. 

Neue Dräger-Prüfröhrchen auf dem Markt 

Die große Zahl der vorliegenden Dräger-Prüfröhrchen wird 
durch drei neue Röhrchen erweitert. 

Das Prüfröhrchen "NO + N02 100/c" gestattet, die Summe 
von Stickstoffmonoxid und -diOXid in dem Konzentrations­
bereich von 100 ppm (0,01 Vol. % ) bis 5000 ppm (0,5 Vol. 0/0) 
zu bestimmen. NO wird beim Durchgang durch eine Vor­
schicht im Prüfröhrchen zu N02 oxydiert, das dann mit 
einem o-Dianisidin-Präparat umgesetzt wird . Es tritt Farb­
umschlag von hellgrau nach rotbraun ein . Dieses Prüf­
röhrchen eignet sich besonders zur Bestimmung Nitroser 
Gase bei der Produktionskontrolle und der Abgase von 
Verbrennungsmotoren (Diesel) . In Verbindung mit den Prüf­
röhrchen "NO + N02 0,5/a " und "NO + N02 10/a" 
lassen sich jetzt Messungen von 0,5 bis 5000 ppm durch­
führen. Der MAK-Wert für N02 beträgt 5 ppm . 
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Das Prüfröhrchen "Nickeltetracarbonyl 0,1 /a " zeichnet 
sich durch hohe Nachweisempfindi ichkeit gegenüber 
Ni(CO) I aus, das durch Jod (Jodpräparat) zu Nickeljodid 
umgesetzt wird und anschließend mit einer Dioximlösung 
unter Rosafärbung reagiert. Der Meßbereich reicht von 
0,1 bis 1,0 ppm, der MAK-Wert liegt bei 0,1 ppm. 

Das dritte Prüfröhrchen "Salzsäure (Chlorwasserstoff) 1/a" 
gestattet die Ermitt lung von Ch lorwasserstoff in einem 
Meßbereich von 1 bis 10 ppm HCI. Als Indikator dient Brom­
phenol blau , das scharf begrenzt nach gelb umschiägt. Die 
Kontroll e des MAK-Wertes, der für HCI 5 ppm beträgt, wird 
durch die hohe Anzeigeempfindlichke it besonders erleich ­
tert. Drägerwerk Heinr. & Bernh. Dräger, Lübeck. 

Neues Krupp-Mehrzweckhaus aus Stahl 

Experten des Krupp-Stahlbaues haben ein neuartiges Fer­
tighaus entwickelt, das selbst von Laien in wenigen Stun­
den ohne Kranhilfe aufgestellt werden kann . Alle Tei le 
dieses Baukastenhauses si nd vorgefert igt . Ein Fundament 
aus Beton wird nicht benötigt. Die " Füße " des Hauses 
bilden korrosionsgeschützte stählerne Bodenplatten . Beim 
AUfstell en genügen ein Glätten des Unterbodens und die 
Sicherung der Konstruktion durch Erd-Anker in den Boden­
platten. 
Wenn Stahlbauer Häuser bauen, werfen sie aHe konven­
tionellen Vorstellungen über Bord : Au ch die Tragkonstruk­
tion, Wände und Dach des Krupp-Hauses bestehen vö llig 
aus Stahl. Die Dachhaut aus ve rzinktem Stahlblech reicht 
wi e eine Kapuze bis auf den Boden. Das ist statisch ideal , 
er leiChtert den Aufbau. und bietet wenig Windangriffsfläche. 
Die bis ins kleinste Detail so rg fältig ausgefeilte Kon­
st rukti on ist daher sogar orkanartigen Stürmen gewachsen. 
Dem stabi len Tragwerk und der statisch wirksamen Ver­
k'leidung können selbst größte Schneelasten nichts an­
haben. 

NaCktes Blech ist allerdings etwas unwohnlich und kalt. 
Darum besteht das Innere aus einer Behaglichkeit ver­
breitenden, isolierenden Holzspanplatten-Verkleidung. Zwi­
schen dieser inneren Schale und der äußeren abso lu t 
wetterabweisenden Blechhaut so rg en außerdem fäulnis­
und verrottungssichere Mineralwollmatten für eine gute 
Wärmedämm ung. Infolge dieses "Thermosflaschen "-Prinzips 
ist es im neuen Krupp-Fertighaus im Winter moilig warm 
und se lbst bei sommerlicher Hundstagehitze nicht zu heiß. 
Ein eingezogener Zwischenboden teilt das Haus in zwei 
Räume. Den oberen Schlafraum erreicht man über eine 
Stufenleiter. Für gute Licht- und Belüftungsverhältnisse 
Sorgen ein Fenster, eine Tür und je ein Lichtband aus 
Glasfaserkunststoff in den bei den aus Trapezprofilen be­
stehenden Giebelwänden . 

Die nutzbare Fläche des Hauses beträgt immerhin 28 qm, 
wobei der Innenraum 4,60 x 4,80 m mißt und der in 2 m 
HÖhe ei ngezogene Zwischenboden ca. 2,15 m breit und 
4,35 m lang ist. Doch diese Maße unterliegen keinem star­
ren Zwang. Die Konstruktion des Hauses erm ögl icht es 

grundsätzlich , die Abmessungen zu ändern, insbesondere 
das Haus zu verlängern . Ja, das Baukastenprinzip erlaubt 
es sogar, die Kon struktion im Bedarfsfalle schnell wieder zu 
demontieren , mit auf die Umzugsreise zu nehmen und er­
neut wieder aufzubauen. 

Das Krupp-Fertighaus wurde von seinen Schöpfern als 
ausgesprochenes Mehrzweckhaus konzipiert. Es eignet sich 
als Garten- und Ferienhaus, als Zweithaus oder Camping­
heim ebensogut wie als Notunterkunft in Katastrophenge­
bieten. So wurden z. B. 50 Krupp-Häuser kürzlich im iran i­
schen Erdbebengeb iet errichtet, das im August 1968 ver­
wüstet wurde. 50 iranische Familien haben dort nun ein 
Stahldach über dem Kopf. Sie schlafen nachts trotz aller 
Schrecknisse wieder ruhig und sorglos, denn das Krupp­
Fertighaus ist absolut erdbebensicher! 

Persönliches 

Neuer Leiter an der 
Landesfeuerwehrschule Nordrhein-Westfalen 
In einer Feierstunde am 22. Januar 1969 wurde Ober­
brand rat Dipl. - Ing . B. He n t s c hel durch den Innen­
minister des Landes Nordrhein-Westfalen , Willi Weyer, zum 
Direktor der Landesfeuerwehrschule NWernannt und in 
sein neues Amt eingeführt. Der Herr Innenminister brachte 
in seiner Ansprache Worte des Lobes und der Anerken­
nung zum Ausdruck für das Wirken und Schaffen der 
Feuerwehren im Lande Nordrhein-Westfalen. Er gedachte 
weiterhin der früheren Sch ul leiter und wünschte dem neuen 
Direktor al les Gute und ein herzliches "Glückauf " für sein 
kü nftiges Wirken . 

Oberst a. D. Friedrich Krüger verstorben 
Am 15. Januar 1969 ist in Schorndorf (Württ.) unser lang­
jähriger Mitarbeiter, Oberst a. D. Friedrich Kr ü ger , ver­
storben . 

Am 17. Juli 1900 geboren, wurde Friedrich Krüger noch im 
ersten Weltkrieg Soldat und danach zunächst Prokurist 
beim Norddeutschen Lloyd in Bremen . Dann Berufsoffizier 
und im zweiten Weltkrieg zuletzt Führer einer Infanterie­
Division, kam er 1945 in sowjetische Gefangenschaft, aus 
der er erst 1955 entlassen wurde. Die Erfahrungen dieser 
zehnjährigen Gefangenschaft haben seine Persönlichkeit 
entscheidend geprägt. Da an eine militärische Verwen­
dung wegen seiner schweren Kriegsverwundung en nicht zu 
denken war, suchte und fand er eine neue Aufgabe in der 
ehrenamtlichen Mitarbeit im Bundeslultschutzverband . Als 
Ortsstellenleiter, als Leiter der Landesstelle Baden-Würt­
temberg , als Mitarbeiter bei den Aufgabeng ebieten Aus­
bildung und Öffentlichkeitsarbeit - immer hat er sich unter 
ganzem Einsatz sein er Persönlichkeit selbstlos zur Ve r­
fügung gestel lt und Vorbildliches geleistet. Leidenschaft­
lich hat er sich auch publizistisch um ·die Verwirklichung 
eines ausreichenden Zivi lsch utzes bemüht. Die Grenzen , 
die sein Gesundheitszustand leider seinem vielseitigen und 
wertvollen Wirken setzte , hat Oberst a. D. Krüger nie an­
er-kennen wollen , und so hat er auch trotz seiner schweren 
Krankheit bis in die letzten Tage seines Lebens sich mit 
den aktuellen Problemen des Zivi lSChutzes und des Bun­
desverbandes für den SelbstSChutz beschäftigt und sich 
Ged anken über seine weitere ehrenamtliche Tätigkeit ge­
macht. Der Tod hat diesen Überlegungen überraschend 
ein Ende bereitet. 

Wir und seine vielen Freunde werden das Andenken "Ohm 
Krügers " stets in hohen Ehren halten! 
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Patentschau 

Patentliste 

Strahlenschutz : 

30. 1. 1969 

21 g. 18/02 - G 01 t - DAS 1 288 204 
Einrichtung zum Messen der Aktivität niederenergetischer Beta­
strahler in flüssigen Szintillatoren ; 
A : Frieseke & Hoepfner GmbH .. 8520 Erlangen ; 
E: Schwerdtel . Dr. Eberhard . 8520 Er langen ; 
14. 12. 1965. Interkama 1965 vom 13. 10. 1965 in Düsseldorf 

6. 2. 11969 

21 g. 21/32 - G 21 f - DOS 1 464240 
Lager für radioaktives Materia l ; 
A : Leybold-Hochvakuum-Anlagen GmbH .. 5000 Köln-Bayenthal ; 
E: Walther. Hans-Joachim. 5000 Köln-Nippes ; 17 . 8. 1963 

21 g. 18/01 - G 01 t - DAS 1 2S8694 
Diffusions-Nebe lkammer ; 
A : Albin Sprenger K.G .• 3424 SI. Andreasberg ; 
E: Bachem . Dr. Christian. 3400 Göttingen ; Brendel . Friedrich ; 
Rust . Gustav. 3424 SI. Andreasberg ; 10. 2. 1965 

13. 2. 1969 

21 g. 21/33 - G 21 f - DOS 1 464 553 
Fangeinrichtung zum Zurückhalten von radioakt iven Spaltprodukten ; 
A : Europäische Atomgemeinschaft EURATOM. Brüssel ; 
E: Hosegood . Samue l Brittan. Weymouth. Dorset (Großbritannien); 
28. 8. 1962. Großbr itannien 31 . 8. 1961; 2. 2. 1962 

20. 2. 1969 

21 g. 18/02 - G 01 t - DOS 1 464318 
Einrichtung zu m Messen eines Neutronenflusses ; 
A : Nihon Genshiryoku Kenkyu Sho. Tokio (Japan) ; 
E: Kinoshita . Takehiko. Tokai. Naka ; Yatsurugi . Tatsuo . Teppo , 
M;to. Ibaraki (Japan); 
12. 7.1963. Japan 11 . 10. 1962 

Feuerlöschwesen : 

30. 1. 1969 

61 a. 18/01 - A 62 c - DAS 1 288 436 
Alarmventi l für se lbsttät ige ~euerlöschanlagen ; 
A: Walther & Cie. A.G .• 5000 Köl n-Deil brück ; 
E: Reimann. Helmut. 5000 Kö ln-Höhenhaus ; 
Konen. Dipl.-Ing . Wilhelm ; Becker. Robert . SOOO Köln -Dellbrück ; 
4. 7. 1956 

6. 2. 1969 

61 a. 17/01 - A 62 c - DOS 1 434891 
Feuerschutzeinrichtung ; 
A : Automatie . Sprinkler Corp. of America . Youngstown. Ohio 
(V.St .A.) ; 
E: Renda. Carmen J .• Youngstown. Ohio (V.St .A.) ; 3. 6. 1964 

61 a. 11 /04 - A 62 c - DAS 1288 919 
Feuerlöschvorrichtung zur Erzeugung chemischen Schaums mit 
mehreren. ,ws flexiblem Material bestehenden. schlauchart igen 
Behältern ; 
A = E: Ruggiero . Fabrizio. Rom (Italien) ; 
21 . 5. 1963 . Italien 22. 5. 1962 

20. 2. 1969 

61 a. 10/01 - A 62 b - DOS 1 409445 
Kombinierte Feuerbekämpfungs-Rettungs- und Schutzausrüstung ; 
A = E: Ruhnke. Siegfried . 6903 Neckargemünd ; 9. 12.1957 

61 a. 3/02 - A 64 b - DAS 1 283 094 
Str ickleiter. insbesondere für Rettungszwecke ; 
A : Gundlach . W. Adolf. 6407 Schlitz ; 
E: Müller. Friedrich August. 6407 Schlitz ; 19. 3. 1960 

61 a. 12/04 - A 62 c - DAS 1 289744 
Feuer löschgerät ; 
A = E: Jakobs. Alan . Los Ange!es. Cali!. (V.SI.A.) ; 
13. 12. 1962. V. SI. Amerika 17. 4.1962 

lullschulzbauten : 

30. 1. 1969 

61 a. 29/07 - A 62 b - DOS 1 434912 
Selbsttätiges Absperrventil für Luftzu- und -abführungsanleitungen 
von Schutzräumen ; 
A : Ewers & Miesner. Hartgußwerk und Maschinenlabrik GmbH .. 
2400 Lü beck; 
E: Kuhnert . Dipl.-Ing . Dr. Hans. 2400 Lübeck ; 
Zusatz zu 1434911 ; 11 . 7. 1964 

Bluttransfuslonsgeräle : 

6. 2. 1969 

30 k. 1/02 - A 61 m - DAS 1 288 750 
Bluttransfusionsgerät ; 
A: McGaw Laboratories Inc .. Millesgevill e. Ga. (V.SI.A .) ; 
E: Gewecke. Theodore H. ; Woods. Carr ington . Millesgeville , 
Ga . (V.SI.A.) ; 9. 7. 1962 

Narkosegeräte und Anästhesie: 

20 . 2. 191:9 

30 k. 14/01 - A 61 m - DOS 1 441 912 
Gerät zum Dosieren und Abgeben eines anästhet ischen Medium s; 
A: Maison Socsil S.p.A. . Mailand (Italien) ; 
E: Levi . Enrico . Mailand (Italien); 8. 12. 1961 

Almungsvorrlchtungen : 

20. 2. 1969 

30 k. 13/01 - A 61 h - DOS 1 491 635 
Atemgerät ; 
A : Blease Anaesthetic Equipment LId .. Deansway. Chesham 
(Großbritannien) ; 
E: Manley. Roger Edward Wentworth . Chorleywood . Hertfordshire 
(Großbritannien) ; 15. 1. 1964 

WIederbelebungsgeräte : 

20. 2. 1969 

30 k. 13/04 - A 61 m - DOS 1 491 617 
Wiederbelebu ngsgerät; 
A : App l ied Contro ls LId .. London ; 
E: Bailey. Ronald Arthu r. london; Keating . Victor James. 
Twickenham. Middlesex (Großbritannien) ; 
22. 6. 1963. Großbritannien 22.6. 1962 

Desinfektion und Sterili sation : 

30. 1. 1969 

30 i . 10 - A 61 I 23/00 - DOS 1 492323 
Kosmetikum zur Verhütung einer vorzeitigen Alterung 
der menschl ichen Hau t ; 
A : Domekos . Dr. H. Dör ing. 6783 Dahn ; 8. 6. 1964 

30 i. 2 - A 61 I - DAS 1 288 247 
Dampfsteri I isier-Autoklav; 
A = E: Storz. Walter . 7200 Tuttlingen ; 25. 4. 1962 

6. 2. 1969 

30 i. 3 - A 61 I - DAS 1 288 745 
Verwendung von substitu ierten Cumarinen als bakteriostatische und 
fungistatische Mittel ; 
A : Stauffer Chemical Company. New York . N. Y. (V.SI.A.) ; 
E: Baker. Don Robert . Pino le ; Brokke. Mervin Edward . Richmond ; 
McClellan . Maleolm Bruce. San Jose. Ca l i!. (V.SI.A.); 
10. 6. 1966. V. SI. Amerika 18. 6. 1965 

30 i . 3 - A 61 I - DAS 1 288746 
Ant iseptische Mitte l ; 
A : Stecker Chemieals Inc .. Ho-Ho-Kus. N. J . (V.SI.A.) ; 
E: Stecker. Dr. Herbert Christian . Ho-Ho-Kus. N. J . (V.SI.A.) ; 
11.4. 1963. V. SI. Amerika 20. 4. 1962 

30 i . 3 - A 61 I - DAS 1 288748 
Antimikrobielle Mittel ; 
A : Henkel & Cie. GmbH .• 4000 Düsseldorf-Holthausen ' 
E: Nösler. Dr. Heinz GÜnter. 4019 Monheim ; SChnegel'berger. 
Dlpl.-Chem. Dr. Harald . 4010 Hli den ; Bellinger. Dr. Horst 
4000 Düssel dorf ; 30. 6. 1967 ' 

30 i . - A 61 I - DAS 1 288 749 
Verwendu ng von Alkyl- und Cycloalkyldiacetaten als Potenzierungs­
mittel in ant imikrobiellen Mitten ; 
A : Henke l & Cie. GmbH .• 4000 Düsseldorf-Holthausen ' 
E: Nös ler. Dr. Heinz GÜnter. 4019 Monheim ; SChnege·lberger. 
Dlpl.-Chem . Dr. Harald . 4010 Hllden ; Bellinger , Dr. Horst 
4000 Düsseldorf ; 12. 7. 1967 . 



13. 2. 1969 

30 i, 1 - A 61 I - DOS 1 492 478 
Verfahren zum aseptischen Verpacken von sterilem Einfüllmateri a l 
und zum Sterilisieren der hierzu verwendeten Verpackungsmaterialien; 
A : Tepar A.G., Chatel-Saint-Denis (Schweiz) ; 
E: Tuma, Alex, Löddeköpinge (Schweden) ; 
30. 6. 1965, Schweiz 9. 7. 1964 

20. 2. 1969 

30 h, 2/30 - A 61 n - DOS 1 492026 
Steri lisationsverfahren; 
A : Merck & Co. Inc., Rahway, N. J . (V.St.A.) ; 
E: Cherkas, Max Alexander, Philadelphia , Pa. (V.St.A.) ; 
14. 10. 1964, V. St. Amerika 30.10.1963 

30 i, 3 - A 61 I - DOS 1 492 024 
Hautpflegendes, alkoholisches Hände-Desinfektionsmittel ; 
A : Heinrich Mack , Nachf., 7919 Illerti ssen ; 
E: Kanz , Dr. Ewald; Linke, Dr. Klaus , 8000 München ; 
Ruf , Dr . Hans , 7919 Au über Illertissen 24.7.1964 

Heilseren, Bakterienpräparate: 

6. 2. 1969 

30 h, 6 - A 61 k - DOS 1 492018 
Impfstoff zur aktiven Immunisierung in Form einer Wasser­
in Ol-Emulsion und Verfahren zu dessen Herstellung ; 
A: Merck & Co. Inc., Rahway, N. J . (V.St. A.); 
E: Woodhour , Allen Francis , Horsham, Pa. ; St,m , Thomas Bernard, 
Buffalo, N. J . (V.St.A.); 10.3.1964 

13. 2. 1969 

30 h, 6 - C 12 k - DOS 1 467757 
Verfahren zur Herstellung eines Antibiotikums; 
A : Arat , Tadashi, Nogata-machi , Nakano-ku , Tokio ; 
E: Arat, Tadashi; Kuroda , Shyuko, Tokio (Japan); 
30. 8. 1965, Japan 31. 8. 1964 

30 h, 6, - C 12 d - DOS 1 492049 
Reinigung von Cephalosporin C; 
A: National Research Development Corp., Lond on ; 
E: Abraham, Edward Penley ; Newton , Geoffrey Frederick, Oxford 
iG roßbritanJ1ie,\),; Trown, Patrick Willoeghby, Berkeley, Calif . 
(V.St.A.); 
13.2. 1963, Großbritannien 14.2, 1962 

Absorbieren , Reinigen und Trennen von Gasen und Dämpfen : 

30. 1. 1969 

12 e, 2/01 - B 01 d - DOS 1 444 438 
Verfahren zum Betrieb eines Staubabscheiders für Naßentstaubung ; 
A: Badische Maschinenfabrik GmbH., 7500 Karlsruhe-Durlach ; 
E: Engelberg , Dipl.-Ing . Franz, 7500 Kar lsruhe ; Kumpe, Jose f, 
7500 Karlsruhe-Durlach; Freund , Walter, 6729 Maxi miliansau ; 
Zusatz zu 1 227427; 30 . 4.1962 

12 e, 3/02 - B 01 d - DOS 1 444437 
Verfahren und An lage zur Abscheidung unerwünschter Anteile, ins­
besondere Wasser und Kohlendioxyd, vorzugsweise aus Schutzgasen ; 
A: Fa. I. Ai chelin , 7015 Korntal ; 
E : Wünning , Dr.- Ing. Joachim , 7250 Leonberg ; 7.11.1963 

12 e, 3/03 - BOl d - DOS 1 519977 
Verfahlen zu m Entfernen von Stickoxyden aus Luft oder anderen 
Gasgemischen ; 
A : Kunststofttechnik GmbH . und Co ., Vertriebs-K.G ., 5210 Troisdorf ; 
E: Schneider, Wilhelm, 6200 Wiesbaden ; 
Zusatz zu 1 519973; 12. 4. 1965 

12 e, 5 - BOl d - DAS 1 288077 
Vorrichtung zur Reinigung von Ga~en, insbesondere von 
Rauchgasen ; 
A = E: Küsters jun. , Wilhelm, 5100 Aachen ; 9. 7. 1965 

6, 2. 1969 

12 e, 2/01 - B 01 d - DOS 1 471 612 
Vorrichtung zur Entstaubung von industri ellen Abgasen , 
insbesondere Konvertorabgasen ; 
A: Gotttried Bischoff K.G., 4300 Essen ; 
E: Hausberg , Dr.- Ing . Gerhard , 4300 Essen ; 13. 6. 1964 

13. 2. 1969 

12 e, 3/01 - B 01 d - DOS 1 544 043 
Verfahren zum Reinigen eines Gases und Vorrichtungen zur 
Durchführung des Verfahrens; 
A = E: Hvostoff , Ni co las, Dourdan (Frankreich) ; 
31 . 1. 1964, Frankreich 3. 9.1963 
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12 e. 5 - B 03 c - DOS 1 457 064 
Einrichtung an elekt rostatischen Abscheidern ; 
A: Licentia Patent-Verwaltungs-GmbH ., 6000 Frankfurt ; 
E: Schulz, Dip l.- Ing . Re inhard , 6475 Stockheim ; 21 . 3. 1964 

12 e, 5 - B 03 c - DOS 1 457098 
Sieueranordnung für elektrische Gasreinigungseinrichtungen ; 
A ' Maschinenfabrik Beth GmbH ., 2400 Lübeck ; 
E : Schreiber, Horst , 2400 Lübeck; 27. 10. 1965 

12 e, 5 - B 03 c - DOS 1 457168 
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Elektrofilter zur Abscheidung aggressiver Schwebestoffe aus Gasen ; 
A : VEB Farbenfabrik WOlfen , WOlfen , Bitterfeld ; 
E: Stopperka, Dipl.-Chem. Dr. Klaus , Dessau ; Höse , Dipl.-Chem . 
Werner. Wolfen; Neumann , Dipl. -Chem. Volker, Dresden ; Wehlend , 
Dipl.-Chem . Dr. Wilhelm , Halle ; 10. 11 . 1964 

12 e, 5 - B 03 c - DOS 1 457314 
Elektrostatische Abscheidevorrichtung für in einem Gasstrom 
mitgeführte feste Partikel; 
A : General Electric Company, New York , N. Y. (V.St. A.\; 
E: Newell, Robert Winfried , Yardley, Pa. (V.St.A.) ; 
3.11 . 1965, V St . Amerika 4. 11 . 1964 

12 e, 3/01 - BOl d - DAS 1 289030 
Vorrichtung zur Abscheidung von Flüssigkeiten aus Gas-Flüssigkeits­
gemischen; 
A : L. & C. Steinmüller GmbH ., 5270 Gummersbach; 
E: Körber , Dipl.-Ing . Willi , 5270 Gummersbach ; Ullrich , Dipl. - Ing . 
Walter , 6078 Neu-Isenburg ; Molitor, Dipl. - Ing . Franz, 6000 Frankfurt; 
25 . 11 . 1967 

12 e, 3/03 - BOl d - DAS 1 289031 
Verfahren zur Trennung und Gewinnung mehrerer Komponenten aus 
einem Gasgemisch; 
A : Badische Anilin- & Soda-Fabrik A.G., 6700 Ludwigshafen ; 
E: Lorenz, Dr. Lothar, 6900 Heidelberg ; Schunck , Dr. Michael , 
6700 Ludwigshafen ; 4. 10. 1961 

20. 2. 1969 

12 e, 2/01 - B 01 d - DOS 1 471 627 
Vorrichtung zum Waschen von Gasen ; 
A : Metallgesellschaft A.G., 6000 Frankfurt ; 
E : Rothammel , Jean , 6000 Frankfurt ; 18.8. 1864 

12 e . 3/01 - BOl d - DOS 1 519958 
Verfahren zum Abscheiden von Festkörperteilchen ; 
A = E: Berz, Dipl. - Ing . Max; Berz , Dipl.-Ing . Wolfgang , 8113 Kochei ; 
17. 5. 1965 

12 e, 5 - B 03 c - DOS 1 457061 
Vorr ich tung zur Abscheidung von festen, flüssigen und nebel artigen 
Beimengungen aus Gasen oder Gasgemischen ; 
A : Omnica l Gesellschaft für Kessel- und Apparatebau mbH., 
6344 Ewersbach ; 
E: Link , Hilarius, 6000 Frankfurt ; 18.2. 1963 

12 e, 5 - B 03 c - DOS 1 457097 
Elektrostatischer Staubabscheider für die Reinigung heißer, 
staubhaItiger Gase: 
A : Metallgesellschaft A.G. , 6000 Frankfurt ; 
E: Wiemer, Jean, 6376 Oberhöchstadt; 14.8. 1965 

Patentberichte 

Kugelförmlger Schutzbunker mit vorgeferllgter Schalung 
und Bewehrung 

Im Heft 4/68 ist auf Seite 137 über einen in Ortbeton herstellbaron 
kugelförmigen Luftschutzbau berichtet worden, bei dem die Scha­
lung als verlorene Schalung aus Asbestzement mit darin befindlicher 
Gitterwerkaussteifung nach dem Baukastenprinzip mit einem an­
geformten zylindrischen, senkrecht angeordneten Sch alungste il für 
ei nen Schacht ausgebildet ist. Diese Schutzbauten werden ohne eine 
Wärmeisolierung erstellt. Da im Notfall für eine Heizu ng keine 
Energiequellen zur Verfügung stehen , muß die Wärmeisolierung des 
Schutzbaues so gestaltet sein, daß die minimale Wärmeentwicklung 
der Insassen zur Beheizung des Schutzraumes im Winter und auch 
für den Fall, daß der Bunker durch Einwirkung ei ner Atombombe 
teilweise vom Erdre ich bloßgelegt wird , ausreicht. 

Durch die Erfindung soll ein Schu tzbunker geschaffen werden , der 
die für die Insassen und die Wärmestandfestigkeit des Bunkers not­
wendigen Vortei le einer doppelschaligen Isolierung aufweist. Die 
Abbildung zeigt einen kugelförmigen Schutzbunker für eine vier- bis 
sechsköpfige Familie . In einer Baugrube 1 von etwa 5 m Tiefe wird 
zunächst eine vo rgefert igte Montageplatte 2 aus Stahlbeton waage-
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recht eingesetzt. Sie kann auch an der Baustelle selbst mit Hilfe 
von transportab len Schalungen gegossen und dann in ihre endg ül­
tige Lage versetzt werden . An der Montagepialte 2 sind ringförmige 
Nuten 3 ZUr Aufnahme der äußeren Isolierschalen 4 und außerdem 
der Stütz- und Zuganker 5 zur Fixierung der inneren Schale 6 an­
gebracht. Auf die Auflage 7 des Zugankers 5 w ird sodann eine 
geteilte Montageplatte 8 aufgesetzt und mittels einer Mutter 9 mit 
dem Zuganker 5 fest verbunden. An der Montagepialte 8 ist eine 
aus Blech gefertigte ringförmige Form 10 zur Aufnahme der inneren 
Schalung 6 befestigt . 

Nun werden auf der Montageplatte 8 d ie Elemente 11 und 12 ei nes 
inneren Lehrgerüstes befest ig t , d ie in ih ren Abmessu ngen so gehal­
ten sind, daß sie nach Fertigstellung des SChutzbunkers durch die 
Einstiegsöffnung w ieder entfernt werden können . Di ese Montage­
elemente 11 und 12 werden am Scheitel der Kugel durch eine zwe ite 
ringförm ige Montageplatte 13 so zusammengehalten , daß ei n stabiles , 
kugelförmiges Lehrgerüst entsteht. Sodann wird die aus vie r VierteI­
schalen bestehende, vorgefertigte innere Isolierschalung 6 unten 
in die rin gförmige Form 10 eingesteckt und an die kreisförmigen 
Elemente des Lehrgerüstes angelegt und mit Klammern 14 befestigt. 
Nunmehr werden in der gleichen Weise die oberen vier VierteI­
schalen der inneren Isolierschalung 6 aufgelegt. Anschließend wird 
die vorgeformte , kugelförmige Bewehrung 18 2US Baustahlgewebe 
auf d ie innere Kugelschale au fgel eg t und durch Abstandhal ter 19 
in der richtigen Lage befestigt. 

Nunmehr wird die ebenfalls aus vie r vorg!"fert igten Viertelschalen 
bestehende äußere Isolierschal ung 4 in die ringförmige Nut 3 an der 
Montageplatte 2 eingelegt , bis zum d ichten Ane inanderpassen der 
Nut- und Federverbindungen nach oben geklappt und prov isorisch 
durch ei n um den Aquator der Kugel ge legtes Stahlband zusam­
mengehal ten. Anschließend werden die Montageelemente 15 des 
äußeren Lehrgerüstes auf d ie Montageplatte 2 2ufgesetzt, hoch­
geklappt und mit dem Montagering 16 zu einem stabilen , halbkugel­
förmigen äußeren Lehrgerüst ve rbunden. Dann werden die oberen 
vier Vierte lscha len der äußeren Isolie rung eingelegt , die Montage­
elemente 17 aufgebaut und diese mit einem Montagering 20 am 
Scheitel der Kugel verbunden . Di e Lage der äußeren und inneren 
Schalung wird durch Spannbolzen 21 fi xiert , d ie zwischen der ri ng­
förmigen oberen Montageplatte 13 und dem Montagering 20 ein­
gesetzt werden. Am Montagering 13 und am Montagering 20 werden 
nunmehr noch rohrförmige , vorgeformte Isolierschalungselemente 22 
und 23 aufgesetzt , die später die Auskle idung des Einstiegschachtes 
für die Insassen ergeben. 

Die oesamte Form ist nunmehr fertig zum Ausgi eßen mit Ort- oder 
Pu mpbeton. Das Einrüttel n des Betons kann entweder durch Rültel­
geräte mit großer Schlauchlänge und kleinem Rütte lkopfdurchmes­
scr (Hochfrequenzrüttelgeräte) erfolgen oder durch Au fsetzen eines 
Rü ttlers auf die Montageplatte 8, wodurch die gesamte Innenkugel 

als Rütte lkopf w irkt. - Nach Abb in den des Betons werden d ie 
Leh rgerü ste abmont iert. Di e Schalung verbleibt , fest mit dem Beton 
verbunden , als Isolierung auf der tragenden und schützenden Beton­
kugel. Die Baugrube wi rd mit Erdre ich w ieder zugefüllt. Zwischen 
der äußeren Schalung 4 und der inneren Schalung 6 befindet sich 
die Betonschale 24. Der kugelförmige Schutzbunker kann durch 
Tren nwände zweckmäßig unterteilt werden . 

Anmelder und Erfinder : Friedrich Wilhelm Elbert , 6508 Alzey ; An­
meldetag : 17. 9. 1962; Offenlegungstag : 21. 11 . 1968 ; OHenlegungs­
schrift Nr. 1 434617 ; Zusatz zu 1 260758 ; Klasse 37 f, 9/12. 

Druckfester Schutzraumkörper 

Die Erfindung bezieht sich auf einen druckfesten Schutzraumkörper, 
insbesondere einen Bunker für Luftschutzzwecke in Gestal t eines 
Umdrehungskörpers mit kugelförmigem Innenraum. Bei den Be­
mühungen, den Schutz der Zivilbevölkerung gegenüber den Gefahren 
eines mit neuzeitlichen Waffen geführten Krieges so umfassend wie 
mög lich zu gestalten, hat sich herausgestellt, daß in der Erde ei n­
gebettete kugelförmige SChutzraumkörper zwar äußerst druckfest 
sind , sich jedoch verhältnismäßig leicht innerhalb ihrer Einbettung 
verschieben . Eine solche Verschiebung wird durch die sch nell wech ­
selnden Beschleun igungen verursacht , mit denen bei Großexplosio­
nen an oder über der Erdoberfläche auch noch in der weiteren 
Umgebung des Explosionsherdes gerech net werden muß . Infolge 
dieser Beschleunigungen können di e Be- und Entlüftungskanäle des 
Schutzraumes verstopfen oder abreißen . Es muß aber auch damit 
gerechnet werden, daß der Schutzraum sich so weit verschiebt, daß 
der Ausgang des Schutzraumes blockiert wird . 

Z~r Ver':1e idung d ieser Nach te i le ist ein druckfester Schutzraum­
korper, Insbesonder~ ein Bunker für Luftschutzzwecke in Gestalt 
eines Umdrehungskorpers . mit kugelförmigem Innenraum 16 vo r­
gesehen, der sich durch einen tropfenförmigen . an der Spitze ab­
geplatteten Bauko~per 12 auszeichnet. Der kegelstumpfförmige Teil 12 
des Schutzraumkorpers 10. l ieg t uber dem eigent li chen Schutz­
rau m 16. Der Schutzraumkorper wird so in der Erde angeordnet , da~ 
die Abplattungsflache 14 an der Oberseite des Schutzraumkörpers 
iTl 't dem Erdboden abschließt. Vom Innenraum 16 ht . B -
lultungskanal 18 und ein Entlüftungskanal 20 ab D ge E tl':. 'f~ e_ 
kanal 20 . t b · Ob rW h . er n u ungs 

. . IS IS z~r e ac e 14 durchgeführt und kann gegen das 
Eindringen unerwunschter Stoffe von außen gesichert werden . Oer 
kegelstumpfformlge Tel112 weist eine Ring rinne 22 f d · 
Abplattungsfläche 14 hin offen ist . Der BelüftungSkan:~ 18 ~eün~~; 
am Boden der RIngrInne 22, welche den Grabsandfilter au fn im mt , 
der .auf einem ~ost 23 In der Ringrinne liegt. Der Offnungsquer­
schnitt der Rln.grlnne 22 ISt so gewahlt , daß sich die erforderli che 
Ansaugflache fur einen Grabsandfilter entsprechend der Zahl der in 
dem Bunker 16 aufzunehmenden Personen ergibt. 

In . der Achse des kegel stumpfförmigen Teils 12 ist ein schl eusen­
artig angelegter Aussti eg 24. vorgesehen, der durch die bei den Tü­
ren 26 an der Abplattungsflache.14 und 30 am Schutzraum 16 abge­
schlossen wird . Die belden Turen erhalten einen gasdichten Ab­
schluß, so daß das Eindringen von radioaktiven Stoffen über die 



Schleuse ausgeschlossen wird . Al s weitere Sicherung kann noch eine 
Kunststotfabdeckung 36 über der Abplattungsfläche 14 vorgesehen 
werden. 

Die Wand 34 des Schutz raumes 16 kann bei Verwendung von armier­
tem Beton außerordentlich dünn gehalten werden. Be i einem Innel1-
durchmesser von 3 m genügt z. B. e ine Wandstärke . an etwa 8 cm. 
An der Seite des Schutzraumes kann noch eine Druci<- und Gastür 32 
VOrgesehen werden. 

Anmelder und Erfinder: Fri edrich Franck. 2000 Hamburg ; Anmeldetag : 
29. 1. 1963 ; Offenlegungstag : 21. 11. 1968 ; Offenlegungsschrift Nr. 
1 434632; Klasse 37 f . 9/12. 

Verschluß- und Drosselvorrichtung für Belüftungsöffnungen 
von Schutzbauten 

Bei Schutzbauten tritt das Prob lem auf, eine Sicherung gegen 
hohe Druckstöße zu schaffen, wie sie beispielsweise bei Atom­
bombenexplosionen auftreten können. Die diese Forderung erfüllen­
den Vorrichtungen müssen so ausgebi ldet sein, daß sie den Schutz­
bau bei plötzlich au ftretend en starken Druckwellen abdichten, aber 
auch bei der folgenden Sogwelle d ie öffnung eben falls absch ließen 
und damit verhindern , daß durch Vakuum Beschädigungen der hinter 
der Vorrichtung befind l ichen Teile der Schutzbauten eintreten. Bei 
bekanntgewordenen Verschlußvorrichtungen können bei den zu er­
wartenden hohen Drücken die Restdrücke, die in den Schutzraum 
gelangen, noch so groß sein, daß sie eine ernsthafte Gefahr für 
die empfindlichen Anlagenteile oder die Insassen des Schutzbaues 
bedeuten. 

Der Erfindung liegt daher die Aufgabe zugrunde, eine Verschluß­
oder Drosselvorrichtung für Belüftungsöffnungen für Schutzbauten 
zu schaffen, die eine größere Sicherheit als d ie bekannten Vor­
richtungen dagegen bietet , daß im Schutzraum unzulässig hohe 
Restdrücke aus der Druckwelle entstehen. Diese Aufgabe wird erfin­
dungsgemäß dadurch gelöst, daß die Verschluß- oder Drosselvor­
richtung mehrere im gleichen Sinn wi rkende, verschieblich gelagerte 
Versch luß- und/oder Drosselkörper aufweist, die in Ri chtung der 
LUftströmung hintereinander angeordn et sind . 

In den Ze ichnungen sind verschiedene Ausfüh rungsbeispiele dar­
gestellt. Fig. 1 zeigt eine Vorrichtung mit einer Platte 11 im Ge­
häuse 10, die auf einer mitt igen Achse 14 gelagert ist, auf der noch 
der zylindrische Körper 21 befestigt ist, der sich mit der Platte 11 
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gleichzeitig bewegt und einen zweiten Querschnitt abschließt. Die 
Achse 14 ist im Gehäuse 10 in Rollen 15 gelagert. Sie ist mit der 
Platte 11 und dem zylindrischen Körper 21 mit Federn 16 am Ge­
häuse 10 abgestützt und in einer Mittellage gehalten. Vor der 
Platte 11 befindet sich im Gehäuse 10 e in Druckabbauraum 17, der 
verhindern soll , daß die Druckwelle auf die Rückseite der Platte 
gelangt und diese am Schließen hindert. 

Fig.2 zeigt eine andere Ausführungsform, bei der als Verschluß­
körper zwei Körper 12 hohen Strömungswiderstandes, jedoch unter­
schiedlichen Durchmessers d ienen. Auch diese si nd auf einer Achse 14 
gelagert, die in Rollen 15 geführt ist. Zur Ab stützung am Gehäuse 10 
dienen die Federn 16. Die beiden Verschlußkörper sind zu einer 
Einheit verbunden und erreichen gle ichzeitig ihre Dichtlagen im 
Gehäuse 10. Es sind also mehrere Verschl u1stel len im Gehäuse vor­
handen. Vor der ersten Versch lußsteile befindet sich der Druck­
abbauraum 17 und hinter dieser Verschlußsteile, also vor der zwei­
ten Verschlußsteile , der Druckabbauraum 20. Diese Druckabbau­
räume bringen eine zusätzliche Sicherung. 

Die Vorrich tung nach Fig .3 we ist als Verschlußkörper einen Zylin­
der 13 und eine davor angeordnete Platte auf. In dem Zylinder­
mantel befinden sich Durchtrittsöffnungen für die Luft. Der Zyl in­
der 13 ist im Gehäuse 10 mit seinem Zylindermantel gelagert und 
am Gehäuse 10 mit Federn 16, die über d ie Achse 14 geschoben 
sind , abgestützt. Auch hier we ist das Gehäuse einen Druckabbau­
raum 17 auf, der in d iesem Fall besonders groß und damit wir­
kungsvo ll ausgeb i ldet ist. Fig . 4 gibt eine Vorrichtung wieder, bei 
der dre i Versch lußsteIl en im Gehäuse 10 hintereinander angeordnet 
sind . Mit dem Zyl inder 13. der als zweiten Verschlußkörper an der 
Lufteintrittsseite eine Platte aufweist und damit an zwei Stellen 
im Gehäuse abd ichtet, ist noch eine weitere Platte 19 verbunden, die 
noch einmal eine Drosselung hinter der zwe iten AbschlußsteIle 
bewirkt und somit praktisch einen zusätzlichen Verschluß bringt. 

Wenn die Verschluß- und/oder Drosselkörper zum g leichzeitigen 
Sch ließen mitei nander verbunden si nd , wird erreicht, daß d ie Druck­
welle erst s(Jäter au f den in Strömungsrichtung der Luft gesehen 
letzten Versch luß- undl oder Drosselkörper auftrifft, als d ieser zum 
Verschluß gebracht wurde. Durch d ie Druckabbauräume wird erreicht, 
daß d ie Druckwelle ni ch t auf die Rückseite des Verschluß- und/odar 
Drosselkörpers reflektiert wird, bevor diese r geschlossen ist. 

Anmelder: Artos Dr.-Ing. Meier-Wndhorst, Kommanditgesellschaft, 
2000 Hamburg 33; Erfinder: Arno ld Heuer, 2000 Hamburg-Bramfeld; 
Anmeldetag: 15. 4. 1964; Bekanntmachungstag: 7. 11 . 1968; Auslege­
schrift Nr. 1 282466; Klasse 61 a, 29/07 . 
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Dichtp rü fg e,ät für Atemschutzmasken und Atemvenlile 

Es sind Maskendichtprüfgeräte bekanntgeworden , mit denen die 
Stelle der Undichtheit an der Atemschutzmaske sichtbar gemacht 
werden kann . Bei diesen Geräten ist eine Luftfördereinrichtung 
über einen Mehrwegehahn mi t einem mit Ammoniaklösung gefüllten 
Behälter, einem Prüfkopf und einem Druckmeßrohr verbunden . Das 
Druckmeßrohr dient dem Zweck, zugleich eine Druckprüfung auf 
Dichtheit der Atemschutzmaske durchzuführen . Diese bekannten Ge­
räte erlauben es jedoch nicht , auch die Ventile auf Dichthe it zu 

prüfen. 
Der Erfindung liegt daher d ie Aufgabe zugrunde, ein Dichtprüf­
gerät zu schaffen, mit dem mit Unter- und überdruck sämtliche 
Atemschutzmasken einsch l ießlich deren Atemventile auf Dichtheit 
geprüft werden können. Erfindungsgemäß wird diese Aufgabe da­
durch gelöst , daß dem mit Ammoniaklösung gefüllten Behälter 6 
eine von der Luftfördere inrichtung 1 gesteuerte Pumpe 7 parallel 
geschaltet und vor und hinter der Pumpe und dem Behälter je ein 
Steuerventil 4 bzw. 5 zum wahlweisen Durchleiten der Luft durch 
den Behälter 6 oder die Pumpe 7 au f dem Weg zum Prüfkopf 8 an­
geordnet ist. Ferner zweigt von der das in Strömungsrichtung hinter 
dem Behälter und der Pumpe befindliche Steuerventil 5 mit dem 
Prüfkopf 8 verbindenden Leitung eine Leitung ab , die in einem 
weiteren Steuerventil 9 mündet, das die Zugänge zur Ventilauf­
nahme 10 und zum Druckmeßrohr 11 , das mit einer Handpumpe 12 
ausgestattet ist , öffnet oder sperrt . 
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So ll eine Atemschutzmaske mit Unterdruck geprüft werden (Fig. 1). 
so wird die den Behälter 6 enthaltende Leitung durch die Steuer­
ven tile 4 und 5 gesperrt. Der von der Luftfördereinrichtung 1 er­
zeugte Luftdruck wirkt dann unmittelbar auf die Pumpe 7. Die vom 
hinteren Balg der Pumpe 7 in die zum Prüfkopf 8 und Druckmeß­
rohr 11 führenden Leitungen verdrängte Luft drückt die Wassersäule 
im Druckmeßrohr in dessen mit der Handpumpe 12 versehenen 
Schenkel. Wird nachfolgend durch Betätigen des überdruckventils 3 
der Luftdruck in der zum vordere n Balg der Pumpe 7 führenden Lei­
tung beseitigt , so dehnt sich der hintere Balg aus, und es entsteht 
in der Leitung zum Prüfkopf 8 und damit im Maskeninnern ein 
Unterdruck. Durch den offenen Zugang zum Druckmeßrohr 11 kann 
dann bei undichter Atemschutzmaske ein Absinken der Wassersäule 
beobachtet werden. Bei diesem Prüfvorgang ist die Verbindung zur 
Ventilaufnahme 10 geschlossen. Nach Beendigung der Maskendicht­
prüfung wird die Ventilaufnahme 10 an dem Atemventil der Atem­
schutzmaske angeschlossen, im Dichtprüfgerät erneut ei n Unterdruck 
erzeugt und in der gleichen Weise wie bei der Maskenprüfung dac 
Absinken der Wassersäule im Druckmeßrohr 11 beobachtet. 

Ist eine Dichtprüfung mittels überdrucks und eines Indikators beab­
sichtigt (Fig.2), dann wird nur die Leitung mit der Pumpe 7 ab­
geschaltet und die Verbindung zum mit Ammoniaklösung gefüllten 
Behälter 6 und weiter zum Prüfkopf 8 hergeste llt. Schließlich wird 
noch ein mit Indikatorlösung getränktes weißes Tuch auf die Atem­
sch utzmaske am Prüf kopf 8 aufgelegt. Nach Betätigen der Luft­
förderungseinrichtung 1 strömt die Druckluft zum Behälter 6 und 

Ireibt nunmehr den mit Ammoniakdampf erfüllten Luftstrom in den 
Prüf kopf 8 und damit in das Maskeninnere. Zeigen sich Flecken auf 
dem Tuch , so ist die Maske an dieser Stelle und icht. Mit dieser 
Methode können Nähte , Fenster und auch die Ventilanschlüsse 
genauestens überprüft werden. 

Anme.lder: VEB Medizintechnik Leipzig ; Ertinder : Wollgang Barthel , 
LeipZig ; Anmeldetag : 17. 10. 1966; Bekanntmachungstag : 3. 10. 1968; 
Auslegeschrift Nr. 1 279474 ; Klasse 61 a, 29/40. 

Vertahren zum Verb inden einer Fenstersche ibe aus organischem 
Material mit dem Körper von Atemschutzmasken aus natürlichem oder 

künsli lchem Gummi 

Zum Verbinden einer Fensterscheibe mit dem Körper von Atem­
sch utzmasken sind die verschiedensten Verfahren bekanntgeworden . 
All en bekannten Vertahren haften aber Mängel an . Wenn die Fen­
sterscheiben in Atemschutzmasken mit mechanischen Mitteln gas­
d icht und auswechselbar, z. B. mittels Schrauben , befestigt werden , 
so erfordert dies einen entsprechenden Aufwand an Material und 
Arbeitszeit. Bei einem anderen Vertahren zum Verbinden von aus 
Gummi bestehenden Atemschutzmasken mit aus organischem Mate­
rial bestehenden Fensterscheiben muß der Maskenkörper zuerst vor­
geformt werden , um die Masse am Rand , an dem die Fenster­
scheibe mit dem Gummi verbunden wird , zu befestigen , und auch 
das Einsetzen des vorgeformten Körpers in eine Form bereitet 
Schwierigkeiten . 

Der Erfindung liegt daher di e Aufgabe zugrunde , das Verbinden 
ei ner aus organischem Material bestehenden Fensterscheibe mit 
einer aus natür li chem oder künstlichem Gummi bestehende n Atem­
schutzmaske, Tauchermaske , Schutzhaube oder dergleichen zu ver­
einfachen und zu erleichtern. Diese Aufgabe w i rd erfindungsgemaß 
dadurch gelöst , daß die Fensterscheibe 1 derart in ei ne einen zum 
Herste llen des Fensterrahmens dienenden Hohlraum 5 aufweisende 
Vulkanisat ionsform eingesetzt wird , daß ihr Rand 4 in den Hohlraum 
hineinragt und daß dann eine Gummimischung In die Vulkani sa­
tIOnsform eingespritzt und vu lkanisiert wird. 
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Bei die,sem ertindungsgemäßen Verfahren entfallen eine Vorfertigung 
des Korpers der Maske, Haube oder dergleichen und das geson­
derte Zusa~menb"ngen des . vorge,fertlgten Körpers mit der Fenster­
scheibe, Viel mehr Wird beim Bilden des Körpers zugleich die 
Fensterscheibe fest mit d iesem verbunden . Ein we iterer Vorteil 
besteht . dadn , , daß auf alle Teile des Randes der Fensterscheibe 
ein gleichmaßlger Druck ausgeübt w ird , so daß auf diese ni cht 
Irgendwelche Vertormungskrafte einwirken . 

Das Ve.'fahren kann folgendermaßen durchgeführt werden : Der in die 
Vulkanisationsform hineinragende Rand der Fensterscheibe wird vor 
dem Einlegen In die Form dünn mit einer Lösung eines Polyiso­
r.~" n Ats best" c~en . . Nach dem Abdunsten des Lösungsmittels wird 
die Fenstersch.elbe m die Form . eingelegt und die Form geschlos­
sen ... Dann Wird die Rohgummimasse in d ie erh itzte Form ein­
gedruckt. Bel der Vulkanisation des Gummis tritt auch eine Ver­
netzung zW .schen dem Gummi und dem Polyisocyanat ein , wodurr.h 
eine noch festere Bindung des Gummikörpers mit der Fensterscheibe 
hergestel.lt Wird . N ach Beendigung der Vulkanisation kann der fert:ge 
Maskenkorper mit der elnvulkanis i.erten Fensterscheibe aus der Form 
herausgenommen werden . . Um eine Beeinträchtigung der Fenster­
scheibe .. u~ter, den Vulkanisationsbedi ngungen zu vermeiden , ist es 
zweckmaßlg , In die RauiTIe 6 und 7 inerte Gase, wie Stickstoff, oder 
andere Kuhlmlttel .elnzufuhren . Der Rand 4 der Fensterscheibe 1 ist 
zur

h 
besseren Verbindung mit dem Maskenkörper mit Löchern 8 ver­

se en. 

Anmelder: Drägerwerk, Heinr. & Bernh. Dräger , 2400 Lübeck ' An­
meldetag: 17. 5.1965; Bekanntmachungstag: 7. 11 .1968 ' Ausle es'chrift 
Nr. 1282467 ; Klasse 61 a, 29/13. , g 
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Aktueller Rundblick 
Die in dieser Rubrik gebrachten Nachrichten über Zivilschutz und seine Grenzg ebi ete stützen 
sich auf Presse- und Fachpressemeldungen des In- und Ausl andes. Ihre kommentarlose 
übernahme ist weder a ls Bestätigung ihrer sachl ichen Ri chtigkei l noch al s übere instim­
mende An schauung mit der Redakt ion in a llen Fällen zu werten, ihr Wert l iegt vie lmehr 
in der Ste llungnahme der öffentl ichen Me inung sowie der ve rschi e d e n e ~ Fachsparten zum 
Zi vi Ischutzproblem . 

KOchsalz gegen Nebel auf Flugplätzen 

Mit pulverisiertem, gewöhnlichem Kochsalz lassen sich 
War m e Nebel über Flughäfen auflösen . Sie bilden sich 
dann , wenn es am Boden gerade zu frieren beg innt und 
steilen eines der großen Probleme beim Flugbetrieb dar. 
Warmer Nebel ist überaus hartnäckig und für stark fre­
quentierte Flughäfen eine Katastrophe, Chicago beispiels­
weise muß an durchschnittlich zwanzig Tagen im Jahr da­
mit rechnen . 
Unter Einwirkung des Salzstaubes ballen sich die feinen 
Nebeitröpfchen zu größeren Tropfen und fallen als Regen 
zu Boden . Eine halbe Stunde nach dem Impfen des Nebels 
mit dem Salzpulver gegen den Wind ist eine ganz auf­
fällige Sichtverbesserung zu verzeichnen . Obgleich noch 
ein Restbestand von Nebel in der Luft verbl eibt, sind Starts 
Wieder möglich . 
Wie auf einem in Washington veranstalteten Symposion 
mitgeteilt wurd e, wurde im Staat New York im vergangenen 
Herbst mehrmals der Flughafen von Elmira auf diese Weise 
nebelfrei gemacht. Bei ei nem Experiment verschwand der 
Nebel nach einmal igem Impfen innerhalb von fünfzehn 
Minuten. 318 Kilogramm Salz wu rden vom Flugzeug aus 
in die Nebelmassen geblasen . 
Auch andere hygroskopische Verbindung en, unter anderem 
Ammon iumsu lfat , werden z. Z. auf ihre Brauchbarkeit ge­
prüft, da Kochsal z für den Boden ungünst ig ist. Amm onium­
ve rb indungen dagegen würden sogar eine gewisse Dünge­
Wirkung haben und der Land wi rtschaft in der Umgebung 
vo n Flughäfen nicht schaden. Versuche größeren Stils mit 
so lchen wasseranziehenden Verb indungen wurden all er­
dings noch nicht durchgeführt , so daß noch keine Ver­
gle iche ihrer Wirksamkei t gegenüber Salz möglich sind. 

Rettungssystem für Flugzeugführer in Propellerflugzeugen 

Mit dem ausgedehnten Einsatz von Prope llermaschinen zur 
Erdu nte rstützu ng in Vietn am ist die Notwendigke it gewach­
sen , den Piloten ein Rettu ngssystem zu schaffe n, das ihnen 
ein Aussteigen aus dem flugunfähigen Flugzeug erlaubt. 
Von der Stanley Avi ation (Denver Co.) wurd e jetzt das 
"Yankee-Rettungssystem" entwickelt. Es zieht den Piloten 
aus dem Cockpi t heraus und schleudert ihn nicht, und zwar 
mit Hilfe einer Zug rakete , die an den Körpergurten mit 
einem Nylonsei l befest igt ist. Das Sei l wirkt außerd em als 
Schock-Absorber. Das Rettungssystem ist bere its am Boden 
und in der Luft erprobt word en. 

Kontamination von Düsenflugzeugen durch Kernexplos;onen 

Die Flugzeuge des Düsenfl ugverkehrs komme!1 mi t dem in 
der St ratosphäre gespeicherten radioaktiven Fallout von 
Ke rn expl os ionen in Berührung und sind außerdem einer er­
hÖhten St rah len belastung du rch die kosmische St iahlung 
ausgesetzt. An dem " Inst itut für rei ne und angewand te 
Kern physik " in Ki el wurd e in den letzten Jahren d ie Radio­
akt ivkonzentration messend verfolgt. Ferner wurde d ie Kon­
tam ination der Flugzeuge über viele Jahre gemessen. 
Strahl engefährdet durch Kontaminati on sind in erster Lin ie 
Personen , die auf Grund ihrer Tätigkeit laufend mit der kon-

taminierten Haut des Flugzeugs in Berührung kommen oder 
sich in ihrer unmittelbaren Nähe aufhalten. Dazu gehören 
Boden- und Wartungspersonal. Die potentielle Strahlungs­
gefährdung läßt sich in vier Gruppen aufteilen: a) Ganzkör­
perbestrahlung durch das Gammafeld der Außenhautkon­
tam ination ; b) Teilkörperbestrahlung der ungeschützten 
Körperteile, vor allem der Hände, beim Hantieren an der 
Oberfläch e; c) Ingestion von Spaltgemisch durch Abwischen 
der Aktivität und Aufnahme beim Essen und Rauchen ; d) 
Inhalation von der Oberfläch enaktivität. 
Vergleicht man die Toleranzwerte für die einzelnen Gefähr­
dungsmög lichkei ten mit den bisher gemessenen Werten , so 
ergibt sich folg endes Bild : 

Maximal gemessene Werte im Vergleich zu den Toleranz­
werten der einze lnen Gefährdungsmögl ichke iten 

Ganzkörperbestrah lung 
Teil kö rperbestrahlung 
Ingestion 
Inhalation 

Maximalwert Toleranzwert 

0,03 mre m/h 2,5 mrem/h 
4. 104 11 Ci/cm2 10 211 Ci/cm2 

4 '10 411 Ci/ cm2 10 311 Ci/ cm2 

4, 10 4 ,1 1 Ci/cm" 10 2 / 1 Ci/ cm2 

Es zeigt sich also , daß bis jetzt zu kei nem Zeitpu nkt d ie 
Toleranzwerte überschritten wurden. Es muß beach tet wer­
den, daß hi nsichtl ich der Vermeidbarkeit der Belastu ngen 
starke Untersch iede bestehen . So läßt sich d ie Strahlenein ­
wi rkun g auf die Hände durch das Tragen von Schutzhand­
schuhen verm eiden. Die Gefäh rdJng durch Ingestion kann 
du rch ei nfache hyg ienische Maßnah men wie Händewaschen 
vor dem Essen stark reduz :art we rden . 

Forschungsarbeiten zur Zivilverteidgung in Oak Ridge 

Der Jahresbericht des " National L3.boratory " in Oak Ridge 
geht auf die Zivi lverteidgu ng wie fo lgt ei n : 
Das Zi vilverteidigungsp rojekt, an dem Wissenschaft ler der 
verschiedensten Fachrichtun gen - Physiker, Ingenieure, 
Chem ike r und Sozio logen - mitarbeiten , befaßt sich mit 
der Entwick lung und Auswertung alte rn ativer Systeme zum 
Schutz der Bevölkeru ng von dem Augenblick des Beginns 
eines An griffs mit nuklearen Waffen über die verschiedenen 
Erholungsphasen, sobald d ie Menschen die Schu tzräume 
ve rl assen haben, bi s zu dem Zei tpunkt, zu dem sie w ieder 
ei ne " fast normale " Exis tenz führen . 
An Einzeluntersuchungen seien genan nt : Technische und 
ökonomische Gesichtspu nkte bei der Entwicklu ng von 
Schutzsystemen für die ländliche Bevölkerung gegen den 
Druckstoß bei nuklearen Explosionen ; Kombi nation von 
Schu tzräumen und ant iball istischen Geschossen, d ie am 
wirku ngsvollsten die Zerstörung in Grenzen halten kann ; 
Einstellung der Bevölkerung und der Fü hrungskräfte zu 
verschiedenen Verteid igu ngssystemen ; Verwu ndbarkei t der 
Zufuhr von Lebensm itte ln und der Versorgung mit kriti ­
schen Industrieprodukten (Treibstoffverso rg ung) ; d ie th er­
mischen Gefahren nu klearer Waffen ; Rettu ng des Vi eh be­
standes bei einer Nuklearkatast roph pe; Zweckmäßig ke it der 
doppelten Nutzu ng von Schutzräumen. 
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Atomwaffen von Professor Dr. Alfons Bühl , Karlsruhe. 
320 Seiten , 20 Textillustrationen , 4 Bildtafeln , Ganzleinen 
mit Schutzumschlag DM 20,-. Osang Verlag , 534 Bad 
Honnef, Hauptstraße 103. 

Dieses Buch müßte sch'1"llistens geschrieben werden, wenn 
es nicht geschrieben worden wäre. Nicht deshalb, weil es 
etwa einen anders nicht leicht erreichbaren Stoff bringen 
würde. Es behandelt sogar einen in leicht zugänglichen 
Quel len vielfach abgehandelten Stoff. Aber: Der Verfasser 
wußte diesen Stoff so zu formen, daß bei Erhaltung der 
physikalischen und technischen Exakthei t ein höchster Gr~d 
an Verständlichkeit erzielt wurde. Die Kapitel uber die 
physikalischen Grundbegriffe , die Energiegewinnun~ durch 
Kernspaltung und durch Kernverschmelzung enthalten keine 
Formeln , sie lassen aber alles physika:isch Wesentliche klar 
hervortreten , oft an einfachen, anschaulichen Analogie­
beisp ielen aus dem täglich en Leben erläutert. Die Leistung 
des Autors liegt im Didaktischen. Und darum ist das Buch 
zur Selbstunterrichtung, als Hilfsmittel beim Unterricht und 
zum Gebrauch für Ausbi lder hervorragend geeig net. Die 
für die Ausbi'ldung im ABC-Dienst verfügbare Literatur ist 
mit diesem Buch um einen wertvollen Beitrag bereichert 
worden. Auch interessiert E: Laien , Schüler, Lehrer, Offiziere, 
Verwaltungsbeamte werden dds Buch mit großem Gewinn 
an Information übe; das wichtigste Problem der unser 
aller Leben bedrohenden Kernwaffen lesen. Wir wünschen 
diesem Buch eine weite Verbreitung , nicht zuletzt auch im 
Hinblick auf den ir. seinem letzten Satz zum Ausdruck 
kommenden Gedanken, den wir nachdrücklich unterstrei­
chen: "Wer realistisch denkt, muß ei'1sehen, daß man der 
Atomgefahr in heutiger Zeit nicht durch Parolen und Oster­
märsche begegnen kann , sondern nur durch die Erkenntnis , 
daß eine sachliche Aufk':ärung der Bevölkerung über Kriegs­
gefahren und Schutzmöglichkeiten - auch beim Einsatz 
nuklearer Kampfmittel - bitter notwendig ist " . 

Scheichl 

Who speaks for Civil Defense? (Wer trägt die Verant­
wortung für die Zivilverteidigung der USA?) von Eugene 
P. Wigner, Neal Fitzsimons, Steuart L. Pittman , Walter 
H. Murphey, Björr. Klinge, Herbert Roback. Charles 
Sribner's Sons, New York, 128 Seiten , 1968, Dollars 3,95 
(DM 16,-). 

Sollten die Vere:nigten Staaten einem massierten Angriff 
mit Kernwaffen ausgesetzt werden , so dürften nach heute 
vorliegenden Berechnungen mindestens 100 Millionen Ame­
rikaner durch Druck, Hit;::e und radioaktiven Niederschlag 
getötet werden 

Diese verheerende Zahl kann jedoch um MHlionen durch 
geeignete Zivilverteidigungsmaßnahmen verringert werden 
und die Autoren , die zu em hier rezensierten Buch provo­
zierende und dem heutigen Stand der Forschung und Ent­
wicklung angepaßte Beiträge geliefert .haben, zeigen, was 
zur Erre ichung dieses Zieles zur Zelt getan Wird, was 
getan worden ist ~nd was vor ?lIen Dingen versäumt wor,; 
den ist. Die Beitrage wurden vom " CIvIi Defense Forum 
_ einer gemeinnützigen Organ isation zur Au fkl ärung der 
Bevölkerung über Probleme der Zivilverteidigung - als die 
besten nichttechnische'1 Abhandlungen über verschiedene 
Aspekte der Zivilverteidigung aus einer Reihe vo rliegender 
Arbeiten ausgewähit. 

Eugene P. Wigner, Träger des "Atome für den Frieden"­
Preises 1960 und des Nobelpreises für Physik 1963, be­
schreibt anschaulich die Wirkungen eines Angriffs mit Kern­
waffen auf die Vereinig ten Staaten und befaßt sich mit 
den Folgerungen . die sich hieraus für die Zivilverteidigung 
ergeben. 

Neal Fitzsimons, der eine führende Ste ll un~ im staatlichen 
amerikanischen Zivilverteidigungsamt bekleidet, bringt 
ei nen historischen Überblick der amerikanischen Zivilver­
te idigung und zeigt, wie die Nation zwischen Apath ie und 
Opferbereitschaft geschwankt hat. 

Walter Murphey, der 1967 die europäische Ziv ilverteidigung 
studiert hat und Björn Klinge, eine anerkannte Autorität 
der schwedischen Zivi':verteidigung, geben eine Übersicht 
der Zivi l verteidigun~ verschiedener Länder. Ihre beson­
dere Aufmerksamkei t gilt der Schweiz, Schweden und der 
Sowjetunion, deren Zivilverteidigungsorganisationen mit der 
der Vereinigten Staaten verglichen werden. 

Steuart Pittman , ehemaliger stellvertretender Verteidigungs­
minister der USA und verantwortlich für das von Präs ident 
John F. Kennedy geförderte Zivilverteidig ungsprogramm, 
befaßt sich mit der Zivilverteidigungspolitik in den frühen 
sechziger Jahren - auch mit seiner Aushöh lung - und 
bringt sie in Beziehung zu der zur Zeit herrschenden Aus­
einandersetzung , wie man ei nem eventuellen chi nesischen 
oder sowjetischen Angriff mit Kernwaffen begegnen soll. Er 
gibt außerdem eine gedrängte Zusammenfassung über das, 
was bis heute in der Zivilverteidigung erreicht und was 
nicht erre icht worden ist. 

Herbert Roback, höherer Beamter des Unterausschusses 
für Militärstrategie im Repräsentantenhaus der Vereinigten 
Staaten, diskutiert die Verflechtungen , die zw ischen dem 
Verteidigungs- und Zivliverteidigungsprogramm der Ver­
einigten Staaten bestehen. 

Dieses Buch ist eine Herausforderung. Regierung und Ad­
mIllIstration, letzt,m Endes die ganze amerikanische Nation 
ist aufgefo rd ert , sich Gedanken über Alternativen zu 
machen, die in diesem Bericht angedeutet sind. Sie hoffen, 
daß das Buch zu einer Diskussion des Themas führen wird 
unabhängig von der Entscheidung, zu der die Leser dieses 
Buches kommen mögen. 

Dr. Schützsack 

Taschenkalender 1969 für die Feuerwehren im W. Koh i­
hammer Verlag - Stuttgart, Plast ik-Einband , DM 2,50. 

Wie in den vergangenen Jahren erschei nt auch 1969 wie­
der der in Brandschutzkrei sen allgemein be kannte und 
gern benutzte "Taschenkalender für d ie Feuerweh ren 1969' 
in sieben Ausgaben für die Bundesländer Nord rhein-West­
falen , R.heinland-Pfalz, Hessen, Baden-Württemberg , Saar­
land , NIedersachsen und Blemen, Sch leswig-Holstein und 
Hamburg. 

Im e rs~e n Teil enthalten die einzelnen Landesausgaben 
eille Fu lle von An gaben, die jeder im BrandsChutz Tätige 
immer wi eder braucht, angefangen von den An schriften und 
Rufnumm ern der Landesdienststell en bis zu stat istisch en 
Angaben aus dem jeweiligen Bundesland. Es schließen 
sich an die Übersichten über Einrichtungen des Brand­
schutzes im Bundesgeb iet wi e d ie Feue;wehrschu len d ie 
AGF, AGBF, den DFV, die VFDB und andere sowi e ' eine 
Zusammenstellung über die Beru fsfeuerwehren im Bundes­
gebiet und West-Berlin. 

Der eigentliche Sachteil enthält eine Anzahl von Themen, 
die auch für den Zivilschutz beachtenswert sind. Sie st im­
men aus neuerschienenen oder neu aufge legten Ausg aben 
der Fachbuchreihe " Die Roten Hefte" . 

Zu erwähnen sin.d hier : eine Abhandlung über die neue 
Eillteliung. der Loschfah ~ze L.ge ; ein Beitrag über die Auf­
gaben bel der Bekampfung von Waldbränden' ein Auszu g 
aus dem "Roten Heft " Nr. 28 (Gefahren der 'Brandstell "l ), 
der sich mit den zunehmend aktuellen Gefahren der Kun st­
stoffe auf der BrandsteIle befaßt sow ie ein Artikel über 
den Feuerwehrfl ugdienst Niedersachsen. 

Den Absch!uß der neuen Ausgabe 1969 bilden wied er 
ein ige Tabel len aus der tägl ichen Brandschutzpraxis dar­
unter eine Ergänzung über den neuesten Stand de; Nor­
mung auf dem Gebiet des Feuerlöschwesens die den 
Taschenkalender zu einer guten Hi lfe bei der' täglichön 
Arbeit mit einer jahrelangen Gebrauchsdauer machen. 

Klausen 


